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Teil I Begriindung

1 Grundlagen

1.1 Gesetze und Verordnungen

Der Bebauungsplan wird auf der Grundlage der folgenden Gesetze und Verordnungen
geandert bzw. erweitert:

Baugesetzbuch (BauGB)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394) geandert worden
ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), die zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert worden ist.

Verordnung Gber die Ausarbeitung der Bauleitpldne und die Darstellung des Planinhaltes
(Planzeichenverordnung — PlanZV)

vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.
Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) gedndert worden ist.

Niedersachsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 08. Februar 2024 (Nds. GVBI. 2024 Nr. 9).

Niedersachsische Bauordnung (NBauQ)

vom 03. April 2012 (Nds. GVBI. S. 46), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
Juni 2024 (Nds. GVBI. 2024 Nr. 51).

1.2 Vorliegende Fachgutachten
Im Rahmen der Erstellung der Planunterlagen wurden folgende Gutachten berticksichtigt:

e GTA Gesellschaft fir Technische Akustik mbH: ,Schalltechnische Untersuchung zum
Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe" 3. Anderung und Erweiterung der Gemeinde Auetal, OT
Rolfshagen - Verkehrslarm -, Hannover, 18.10.2022

o GTA Gesellschaft fur Technische Akustik mbH: ,Schalltechnische Untersuchung zum
Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe™, 3. Anderung und Erweiterung der Gemeinde Auetal,
OT Rolfshagen - SchieBlarm-", Hannover, 26.01.2024

e patroVIT Okologische Betriebsbegleitung GmbH: ,Avifaunistische Kartierung als Grundlage
zur Anderung des Bebauungsplans ,FeldstraBe™ in 31749 Auetal-Rolfshagen, Landkreis
Schaumburg", Rinteln, Oktober 2022/Erganzung: Januar 2024

1.3 Beschliisse
1.3.1 Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB

Der Umwelt- und Bauausschuss der Gemeinde Auetal hat in seiner Sitzung am 04.05.2022 den
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13 a und b BauGB fiir die 3. Anderung
und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe”, OT Rolfshagen, einschl. ortlicher
Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes, gefasst.
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Der Vorentwurf zur 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe®, OT
Rolfshagen, einschl. ortlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes,
wurde anteilig als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13 a BauGB (westlicher und
sudwestlicher Teilbereich entlang der FeldstraBe) sowie anteilig als Bebauungsplan gem. § 13
b BauGB (Einbeziehung von AuBenbereichsflachen in das beschleunigte Verfahren, nordlicher
und nordostlicher Teilbereich) aufgestellt.

1.3.2 Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit und der Behérden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB

Der Umwelt- und Bauausschuss der Gemeinde Auetal hat in seiner Sitzung am 04.05.2022
ferner den Beschluss zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB
i.v.m. § 13 a und b BauGB fiir die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
JFeldstraBe", OT Rolfshagen, einschl. ortlicher Bauvorschriften und Berichtigung des
Flachennutzungsplanes, gefasst.

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit fand in der Zeit vom 14.11.2022 bis zum
16.12.2022 statt. Parallel dazu wurden die Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange
an der Bauleitplanung beteiligt.

1.3.3 Veroffentlichungsbeschluss (§ 3 Abs. 2 BauGB) und Durchfiihrung der
Veroffentlichung gem. § 3 Abs. 2 und der Beteiligung der Behérden und
sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Aufgrund eines Urteiles des Bundesverwaltungsgerichtes vom 18.07.2023, in dem die
Unvereinbarkeit des § 13b BauGB mit dem Recht der Europdischen Union zur Priifung der
Umweltauswirkungen bestimmter Plane und Programme (SUP-Richtlinie) festgestellt wurde,
wurde die Unanwendbarkeit des § 13b BauGB festgestellt. Dies betraf ebenfalls die im
raumlichen Geltungsbereich der vorliegenden 3. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 6 gelegenen Teilflachen, fir die das Verfahren auf der Grundlage des §
13b BauGB durchgefiihrt werden sollte.

Mit der Anderung des Baugesetzbuches vom 20.12.2023 wurde mit der Aufnahme des § 215a
die Mdglichkeit geschaffen, Bebauungsplanverfahren nach § 13b BauGB die vor Ablauf des
31.12.2022 foérmlich eingeleitet wurden, im beschleunigten Verfahren in entsprechender
Anwendung des § 13a BauGB abzuschlieBen. Von dieser Mdglichkeit wird fir den vorliegenden
Bebauungsplan nunmehr Gebrauch gemacht und dieser im Verfahren nach § 13a BauGB
fortgefihrt.

In seiner Sitzung am 30.09.2024 hat der Umwelt- und Bauausschuss daher den Beschluss tber
die Veroffentlichung (Veroffentlichungsbeschluss) gem. § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 a BauGB
fir die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe®, OT Rolfshagen,
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes, gefasst.

Die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 wird in der Entwurfsfassung
nunmehr aus den Teilplanen 1 und 2 gebildet. Gegenliber der Vorentwurfsfassung sind
einzelne Teilbereiche aus dem raumlichen Geltungsbereich entfallen.

Die Verdffentlichung fand in der Zeit vom ..... bis zum ..... statt. Zeitgleich wurden die Behérden
und sonstigen Trager offentlicher Belange an der Bauleitplanung beteiligt.

1.3.4 Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Auetal fasste in seiner Sitzung am ...... nach Abwagung der 6éffentlichen
und privaten Belange den Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB fiir die 3. Anderung und
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe", OT Rolfshagen, einschl. 6rtlicher
Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes, und billigte die Begriindung.
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1.4 Entwicklung aus dem wirksamen Flachennutzungsplan der Gemeinde
Auetal (Berichtigung)

Der rechtswirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Auetal stellt den stdlichen und
westlichen Bereich des Teilplanes 1 als gemischte Bauflachen und den nordéstlichen Bereich
als Flache fir die Landwirtschaft dar. Fir den Teilplan 2 werden gemischte Bauflachen
dargestellt. Damit der Bebauungsplan als aus dem wirksamen FNP entwickelt angesehen
werden kann, erfolgt die Anderung des FNPs im Rahmen der Berichtigung. Diese wird im Zuge
der hier in Rede stehenden Aufstellung des Bebauungsplanes gem. § 13a BauGB durchgefiihrt
bzw. verfahrensrechtlich in diese integriert.

Durch die Berichtigung des Flachennutzungsplans wird die bisher wirksam dargestellte
gemischte Baufldiche und die Flache flir die Landwirtschaft in die Darstellung einer
Wohnbaufliche gedndert. Die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 setzt
auf dieser Grundlage ein Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO fest und wird daher als
aus dem wirksamen Flachennutzungsplan entwickelt angesehen.

Die Darstellung der Wohnbauflachen dient der Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Deckung des Wohnbedarfs der Gemeinde Auetal. Die geplante
Siedlungsentwicklung schlieBt sich im Westen, Stiden und Osten an bereits bebaute und bisher
an StraBen ausgerichtete Siedlungsflachen an. Der Baulandbedarf ist aus der anhaltenden
Baulandnachfrage vorrangig der im OT Rolfshagen lebenden Bevdlkerung ableitbar. Die
vorgesehene Entwicklung ist gegeniiber anderen, an den StraBen ausgerichteten und
linienformigen Siedlungsstrukturen mit den dort befindlichen ,riickwartig" gelegenen
unbebauten Grundstlicksflachen aufgrund der Ausstattung des Ortsteiles mit Einrichtungen
der allgemeinen, tiglichen Grundversorgung der Bevélkerung (Lebensmittel, Bank, OPNV-
Haltestellen, Hausarztpraxis und Physiotherapeut, Fitnessstudio sowie Sportplatz und Freibad)
und der Mdglichkeit der Abrundung des Siedlungsbereiches zur Deckung des Wohnbedarfs als
zweitgréBter Ortsteil in der Gemeinde Auetal am ehesten geeignet. Uber die bestehenden
verkehrlichen Infrastrukturen kénnen dariber hinaus weitere 6rtliche und Uberdrtliche Ziele
erreicht werden.

Die Gemeinde Auetal hat bereits durch die zahlreichen auf den im Zusammenhang bebauten
Ortsteil bezogenen baulichen Aktivitaten in Verbindung mit der SchlieBung von in
rechtsverbindlichen Bebauungspléanen noch bestehenden unbebauten Grundstlicksflachen
sowie durch die in der Vergangenheit stattgefundenen Umnutzungsaktivitdten von ehemals
landwirtschaftlichen Hofstellen dargelegt, dass der Baulandbedarf vorrangig auf den im
Innenbereich gelegenen Flachen gedeckt werden soll. Diese Flachen sind jedoch bis auf
wenige einzelne Flachen, die nicht fiir die Deckung des Wohnbedarfs zur Verfligung stehen,
voll ausgeschopft, sodass die Deckung des Wohnbedarfs nunmehr auf Flachen im
unmittelbaren Anschluss des Siedlungsbereiches erfolgen soll.
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Abb.: Ausschnitt aus dem wirksamen FNP der Gemeinde Auetal (ohne MaBstab)
(die Teilplane sind mit Pfeilen gekennzeichnet)
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Abb.: Darstellung der Berichtigung des Flachennutzungsplanes der Gemeinde Auetal,

Kartengrundlage: Auszug aus der Amtlichen Karte, AK 5, M. 1:5.000 (i.0.), © 2022 LGLN,
Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt Rinteln
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1.5 Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB

Die Aufstellung der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe" soll,
anteilig unter Anwendung des § 215a BauGB, als Bebauungsplan gem. § 13a BauGB erfolgen.
Abb.: Raumliche Geltungsbereiche der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 mit
Kennzeichnung der von der Anwendung des § 215a BauGB betroffenen Teilflichen (rot schraffiert),

Kartengrundlage: Auszug aus der Liegenschaftskarte, ALKIS, M. 1:1.000 (i.0.), © 2022 LGLN,
Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt Rinteln
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Die raumlichen Geltungsbereiche der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr.
6 erstrecken sich auf Flachen am nordwestlichen Siedlungsrand des OT Rolfshagen, der durch
den Siedlungszusammenhang beidseits der die Planbereiche im Siden begrenzenden
FeldstraBe mit den dort befindlichen ein- bis maximal zweigeschossigen und in offener
Bauweise gelegenen Wohngebduden gepragt wird.

In diesem Zusammenhang soll der bereits im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 fir die
bauliche Entwicklung vorgesehene und entsprechend festgesetzte Bereich, der unmittelbar
nordlich an die FeldstraBe anschlieBt als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a
BauGB aufgestellt bzw. gedandert werden.

Die sich daran, d.h. an den Bebauungsplan Nr. 6 nérdlich anschlieBenden Flachen, die
aufgrund ihrer Lage bisher dem AuBenbereich zugeordnet wurden, werden auf der Grundlage
des § 13a BauGB i.V.m. § 215a BauGB ebenfalls Gegenstand der Planung und stellen daher
die Erweiterung des Bebauungsplanes dar. Diese Flachen erstrecken sich auf die nérdlichen
Teilflachen im Anschluss an die festgesetzte private Verkehrsflache und auf die Teilflachen der
im Nordosten des Plangebietes beriicksichtigten verhaltnismaBig groBen Gartenflachen, die
auBerhalb des bisherigen Bebauungsplanes Nr. 6 liegen.
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Planungsrechtliche Voraussetzungen
o gem. § 13 a BauGB - Bebauungsplane der Innenentwicklung

Ein B-Plan der Innenentwicklung kann unter den nachfolgenden planungsrechtlichen
Voraussetzungen aufgestellt werden:

(1) Ein Bebauungsplan fiir die Wiedernutzbarmachung von Fidchen, die Nachverdichtung oder andere MaBnahmen
der Innenentwicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) kann im beschleunigten Verfahren aufgestellt
werden. Der Bebauungsplan aarf im beschleunigten Verfahren nur aufgestellt werden, wenn in ihm eine zuldssige
Grundfidche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunutzungsverordnung oder eine GréBe der Grundfidche festgesetzt
wird von insgesamt

1. weniger als 20.000 Quadratmetern, wobei die Grundfidchen mehrerer Bebauungspldne, die in einem engen
sachlichen, rdumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind, oder

2. 20.000 Quadratmetern bis weniger als 70.000 Quadratmetern, wenn auf Grund einer (berschldgigen Priifung
unter Berticksichtigung der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschédtzung erlangt wird, dass
der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der
Abwdégung zu berticksichtigen wéaren (Vorpriifung des Einzelfalls); die Behdrden und sonstigen Tréger éffentlicher
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung bertihrt werden kbnnen, sind an der Vorpriifung des Einzelfalls
zu beteiligen.

Wird in einem Bebauungsplan weder eine zuldssige Grundfidche noch eine GrélBe der Grundfidche festgesetzt, ist
bei Anwendung des Satzes 2 die Fldche malBgeblich, die bei Durchfiihrung des Bebauungsplans voraussichtlich
versiegelt wird. Das beschleunigte Verfahren ist ausgeschlossen, wenn durch den Bebauungsplan die Zuldssigkeit
von Vorhaben begriindet wird, die einer Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertréglichkeitspriifung nach dem
Geselz iber die Umweltvertrdglichkeitspriifung oder nach Landesrecht unterfiegen. Das beschleunigte Verfahren ist
auch ausgeschlossen, wenn Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung der in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe b
genannten Schutzgliter oder dafiir bestehen, dass bei der Planung Pfiichten zur Vermeidung oder Begrenzung der
Auswirkungen von schweren Unféllen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.

e gem. § 215a BauGB - Beendigung von Bebauungsplanverfahren und ergéanzendes Verfahren
fur Bebauungsplane nach § 13b in der bis zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf
des 31. Dezember 2023 geltenden Fassung

(1) Bebauungsplanverfahren nach § 13b in der bis zum Ablauf des 22. Juni 2021 oder bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2023 geltenden Fassung, die vor Ablauf des 31. Dezember 2022 formlich eingeleitet wurden, kénnen
nach MalBgabe des Absatzes 3 im beschleunigten Verfahren in entsprechender Anwendung des § 13a abgeschlossen
werden, wenn der Satzungsbeschluss nach § 10 Absatz 1 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 gefasst wird.

2 [.]

(3) § 13a Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 Satz 1 sowie § 13a Absatz 2 Nummer 4 kénnen nur
dann entsprechend angewendet werden, wenn die Gemeinde auf Grund einer Vorprifung des Einzelfalls
entsprechend § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zu der Einschédtzung gelangt, dass der Bebauungsplan
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwéagung zu
beriicksichtigen wadren oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der Leistungs- und
Funktionsféahigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1a Absatz 3 auszugleichen wadren. Die Behdrden und
sonstigen Trdger offentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung bertihrt werden kénnen, sind an
der Vorpriifung des Einzelfalls zu beteiligen. Wird das Verfahren nach Absatz 1 oder Absatz 2 nach Abschluss der
Vorpriifung des Einzelfalls ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Absatz 4 fortgesetzt, hat die Gemeinde
dies einschlieBlich der hierfiir wesentlichen Griinde ortsiiblich bekanntzumachen.

Zur Beurteilung der Kriterien werden diese einzeln wie folgt dokumentiert:

e Vorprifung des Einzelfalls

GemdaB § 215a Abs. 3 BauGB kann eine Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in
Verbindung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB sowie § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB fir die bislang im
AuBenbereich gelegenen Flachen, fiir die zunachst das Verfahren gemaB dem nicht mehr
anzuwendenden § 13b BauGB begonnen wurde, nur dann erfolgen, wenn die Gemeinde auf
Grund einer Vorpriifung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB zu der
Einschdtzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwdagung zu
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beriicksichtigen wadren oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der
Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1la Abs. 3 BauGB
auszugleichen waren.

Fiir die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 wurde eine entsprechende
Vorpriifung des Einzelfalles durchgefiihrt (sieche Anlage 2). Die 3. Anderung und Erweiterung
des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe" fiihrt nach erster iberschlagiger Einschatzung nicht
zu erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen. Es besteht somit kein Erfordernis zur
Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung.

Das Plangebiet selbst ist im Norden (Teilplan 1) v.a. gepragt durch Siedlungsstrukturen mit
Ziergarten und Ziergehdlzen, auBerdem siedlungsnahes Grinland (z. T. brachgefallenes
Extensivgriinland/ Pferdekoppel, Reitplatz/ Freizeitnutzungen, tlw. mit baulichen Anlagen wie
Schuppen und Mauern. Slddstlich (Teilplan 2) grenzt ein Siedlungsgehdlz an das Plangebiet
welches das nordostlich gelegene Schitzenheim umgibt. Eine Begehung in 2024 zur
Uberpriifung der Biotoptypen ergab zudem, dass Teile der Ackerbrache an der FeldstraBe mit
einem Wohnhaus bebaut worden sind (als Einzelhausgebiet mit Ziergarten dargestellt, derzeit
noch tlw. Baustellen). AuBerdem wurde auf dem Flurstlick 27/28 eine Siedlungsgehélz aus
Fichten entfernt (aktuell als Ziergarten aufgenommen).

Die vorhandenen Biotopstrukturen weisen eine Uberwiegend geringe, nur tlw. mittlere
Bedeutung auf (brachgefallenes Extensivgriinland, Siedlungsgehdlz angrenzend).

Der Landschaftsrahmenplan stellt fiir das Plangebiet eine geringe Bedeutung, aber hohe
Entwicklungsfahigkeit flir den Arten- und Biotopschutz dar.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei gemaB Verordnung tber den Schutz des Baum-
und Heckenbestandes im Landkreis Schaumburg geschiitzte Baume in einem Ziergarten
(mittelgroBer Blutahorn und Walnuss mit unter 10 m Kronendurchmesser).

Die Gemeinde Auetal plant die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
JFeldstraBe" im beschleunigten Verfahren gemaB § 13a BauGB. Ziel der Planung ist die
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen flir eine maBvolle Erganzung von
Wohnnutzungen unter der MaBgabe des Einfligens in die bestehende Siedlungsstruktur und
unter Nutzung gartnerisch und durch Freizeitnutzung (Reitsport) gepragter siedlungsnaher
Flachen (Arrondierung Ortsrand). Der Bebauungsplan sieht generell nur eine geringe
Grundflachenzahl von 0,3 vor und erstreckt sich in groBen Teilen auf schon bebaute Flachen.

Zusammenfassend ist unter Berilicksichtigung der Mdglichkeit einer maBvollen Arrondierung
des Ortsrandes festzustellen, dass aufgrund der bereits zuldassigen Versiegelungen im Bereich
des Plangebietes nur im geringen Umfang ausgleichspflichtige Eingriffe (Versiegelung, Verlust
Vegetationsbestdnde/ Biotopstrukturen) zu erwarten sind. Diese betreffen siedlungsnahe,
Uberpragte Strukturen und werden grofBteils plangebietsintern mit einer Rahmeneingriinung
und Durchgriinung bzw. durch Gartenflachen kompensiert.

Eine Uberschlagige Betrachtung der Merkmale des Vorhabens sowie der Merkmale mdglicher
Auswirkungen und voraussichtlich betroffener Gebiete zeigt, dass von dem Vorhaben
voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen ausgehen. Die Voraussetzung gemaR
§ 13a (1) Satz 2 Nr. 2BauGB ist als erfillt anzusehen. Voraussichtlich verbleibende Defizite
hinsichtlich des Ausgleichs waren einer Abwagung zuganglich.

o Maximale Grundfidche

Gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB darf ein Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren
aufgestellt werden, wenn in ihm eine zuldssige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 der
Baunutzungsverordnung oder eine GroBe der Grundflache festgesetzt wird von insgesamt
weniger als 20.000 m2, wobei die Grundflachen mehrerer Bebauungsplane, die in einem engen
sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen sind.
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrake®, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

Die Ermittlung der zu Grunde zu legenden zuldssigen Grundflache ist der nachfolgenden
Berechnung zu entnehmen.

WA1-Gebiet x GRZ 0,3 = 5.471 m2 x 0,3 = 1.641 m?
WA2-Gebiet x GRZ 0,3 = 1.476 m2 x 0,3 = 443 m?
WA3-Gebiet x GRZ 0,3 = 3.259 m2 x 0,3 = 978 m?
MI-Gebiet x GRZ 0,3 = 6.776 m2 x 0,3 = 2.033 m?

Die zuldssige Grundflache (§ 19 Abs. 2 BauNVO) des vorliegenden Bebauungsplanes gemal §
13a BauGB liegt mit 5.095 m2 somit unter dem o0.g. Schwellenwert.

Da die zuldssige Grundflache unter den o.g. Schwellenwerten liegt und in unmittelbarer
raumlicher Umgebung keine weiteren Bebauungsplane aufgestellt werden, die mit diesem im
direkten sachlichen, raumlichen und zeitlichen Zusammenhang stehen, werden die
Voraussetzungen des § 13a Abs. 1 Satz 2 BauGB erfiillt.

e Absehen von der Umweltpriifung (gem. § 13a BauGB)

Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB gelten mit Bezug auf den § 13 a Abs. 2 Nr. 1
BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1
entsprechend. Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von der
Durchflihrung einer Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht gem. §
2a BauGB und von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener
Informationen verfligbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklarung nach § 10a Abs.
1 BauGB abgesehen wird. Eine Uberwachung der Umweltauswirkungen gem. § 4c BauGB ist
gem. § 13 Abs. 3 BauGB nicht vorgesehen. Eine Umweltvertraglichkeitspriifung ist nicht
erforderlich.

Zur Beurteilung der artenschutzrechtlichen Betroffenheit wurde ein artenschutzrechtliches
Gutachten erarbeitet. Im Ergebnis dieser Untersuchung konnte, bezogen auf das Plangebiet
(Teilplane 1 und 2) festgestellt werden, dass artenschutzrechtliche Belange unter
Bertiicksichtigung der Vorgaben zur Baufeldfreiraumung und Bauzeitenregelung nicht betroffen
sind.

Im beschleunigten Verfahren gelten in den Fallen des § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe,
die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a
Abs. 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuldssig. Der Gesetzgeber
geht davon aus, dass die bauliche Entwicklung auf kleinrédumigen Flachen im unmittelbaren
Einwirkungsbereich bestehender Siedlungen stattfindet, die durch die bestehende Nutzung
und die umgebende Siedlungsstruktur bereits gepragt werden und sich flir eine
Siedlungsabrundung aufdrangen. Die Eingriffsregelung findet daher fir diese Falle und auch
vorliegend keine Anwendung.

o Keine UVP-Pflicht

Durch den 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe®, OT
Rolfshagen, wird keine Zulassigkeit eines UVP-pflichtigen Vorhabens begriindet. Die in § 1 Abs.
6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzglter (vgl. FFH- und Vogelschutzrichtlinie) werden nicht
beeintrachtigt.

e Keine Auswirkungen nach BImSchG

Es bestehen zum gegenwartigen Zeitpunkt der Planaufstellung keine Anhaltspunkte dafr,
dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von
schweren Unféllen nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind.
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrake®, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

o Fazit

Fir die Aufstellung eines Bebauungsplanes gem. § 13a BauGB sind die planungsrechtlichen
Voraussetzungen gem. § 13 a Abs. 1 Satz 2 BauGB erfiillt, sodass von diesem Instrument
Gebrauch gemacht wird.

1.6 Zielvorgaben durch iibergeordnete Planungen
Der Bebauungsplan ist gem. § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen.

1.6.1 Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP 2017/LROP-VO
2022)

Allgemeine Darstellungen

Grundsatzlich werden in Bezug auf die Siedlungsentwicklung und die Ausweisung von
Bauflachen im Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen die folgenden Ziele und
Grundsatze formuliert:

o Die Auswirkungen des demographischen Wandels, die weitere Entwicklung der
Bevdlkerungsstruktur und die rdumliche Bevdlkerungsverteilung sind bei allen Planungen
und MaBnahmen zu berticksichtigen.

o Darliber hinaus werden grundsatzliche regionalplanerisch relevante Hinweise und
Grundsatze fir die Beanspruchung von Siedlungs- und Freirdumen getroffen. Danach
sollen in der Siedlungsstruktur gewachsene, das Orts- und Landschaftsbild, die
Lebensweise und Identitdt der Bevdlkerung pragende Strukturen sowie siedlungsnahe
Freirdume erhalten und unter Berlicksichtigung der stadtebaulichen Erfordernisse
weiterentwickelt werden (LROP 2.1.01). Ferner sollen Siedlungsstrukturen gesichert und
entwickelt werden, in denen die Ausstattung mit und die Erreichbarkeit von
Einrichtungen der Daseinsvorsorge fiir alle Bevolkerungsgruppen gewahrleistet werden;
sie sollen in das offentliche Personennahverkehrsnetz eingebunden werden (LROP
2.1.02).

o Planungen und MaBnahmen der Innenentwicklung sollen Vorrang vor Planungen und
MaBnahmen der AuBenentwicklung haben (LROP 2.1.06 Satz 1).

o GemdaB 3.1.1.02 LROP ist die weitere Inanspruchnahme von Freirdumen fir die
Siedlungsentwicklung, den Ausbau von Verkehrswegen und sonstigen
Infrastruktureinrichtungen zu minimieren. Flachenbeanspruchende MaBnahmen sollen
dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden entsprechen; dabei sollen
Moglichkeiten der Innenentwicklung und der Wiedernutzung brachgefallener Industrie-,
Gewerbe- und Militérstandorte genutzt werden (LROP 3.1.1.04 Satz 2).

Den Vorgaben der Raumordnung wird im Rahmen der 3. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplans Nr. 6 entsprochen, da durch die Inanspruchnahme der bisher als Griinflachen
und Hausgarten vorliegenden Bereiche des Plangebietes Flachen im Siedlungszusammenhang
planungsrechtlich vorbereitet bzw. hinsichtlich ihrer bisher planungsrechtlich maéglichen
Bebaubarkeit optimiert werden, die zur Deckung des Wohnbaulandbedarfes und damit zur
Sicherung und Entwicklung der Bevdlkerungsstruktur im Ortsteil Rolfshagen beitragen werden.

Durch die Inanspruchnahme von bereits siedlungsstrukturell gepragten Flachen kann der
weiteren groBflachigen Inanspruchnahme von im AuBenbereich gelegenen Flachen vorgebeugt
werden. In diesem Zuge wird auch dem schonenden und sparsamen Umgang mit dem
Schutzgut Boden Rechnung getragen, da flir die Realisierung der v.g. Nutzungen und
Einrichtungen nur die unbedingt erforderlichen Flachen und dabei im Wesentlichen bereits
baulich beanspruchte Flachen einbezogen werden.
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrake®, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

Die Forderung der Innenentwicklung bietet sich in diesem Bereich Rolfshagens an, da die
infrastrukturellen Voraussetzungen zur Ver- und Entsorgung sowie zur ErschlieBung des
Plangebietes vorhanden sind. Im unmittelbaren Umfeld des Planbereiches grenzen weitere
Wohnnutzungen an, die diese Entwicklung unterstutzen.

Darstellungen fiir den Planbereich

Fiir das Plangebiet trifft das Landes-Raumordnungsprogramm (LROP 2017/LROP-VO 2022)
keine besonderen Darstellungen.

Das LROP weist der Gemeinde Auetal keine besonderen Aufgaben oder Funktionen zu.

Sudlich von Rolfshagen, entlang der Blickeburger Aue, verlauft ein gewasserbegleitender,
linienférmiger Biotopverbund.

Das LROP flihrt dazu aus, dass das in Niedersachsen bestehende Biotopverbundsystem zu
erhalten und weiter zu entwickeln ist. Ziel ist, durch eine an 0©kologischen MaBstaben
ausgerichtete Nutzung der Kulturlandschaften und die Erhaltung der verbliebenen
naturbetonten Landschaftsteile die Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes und die Pflanzen-
und Tierwelt sowie Vielfalt, Eigenart und Schénheit von Natur und Landschaft nachhaltig zu
sichern, zu pflegen und zu entwickeln. Als wertvoll sind die gemaB naturschutzfachlichen
Bewertungen herausgestellten Gebiete und Landschaftsbestandteile anzusehen, die durch eine
besondere Schutzbedirftigkeit, Empfindlichkeit oder Seltenheit gekennzeichnet sind.

Der Landesweite Biotopverbund kennzeichnet sich nicht durch zusammenhéngende Flachen,
sondern vielmehr durch seinen funktionalen Zusammenhang, seine Strukturvielfalt und die
raumliche Verteilung der diversen Flachen. Die Flachen des Vorranggebietes des
Biotopverbunds sind zugleich auch Teil des Netz Natura 2000, in dem FFH-Gebiete und EU-
Vogelschutzgebiete zum Schutz gefdhrdeter wildlebender Tier- und Pflanzenarten auf EU-
Ebene zusammengefasst werden.

Zu dem Biotopverbundsystem halten die Teilplane 1 und 2 jedoch ausreichend Abstand, sodass
Beeintrachtigungen des Biotopverbundes mit der Aufstellung der 3. Anderung und Erweiterung
des Bebauungsplanes Nr. 6 nicht verbunden sein werden.

Nordlich sowie westlich der L 442 ist ein Vorranggebiet Wald festgelegt, welches durch die
vorliegende Planung jedoch nicht beeintrachtigt wird. Die Teilplane halten auch hier
ausreichend Abstand zu den bestehenden Waldflachen. Gleiches gilt fir das ebenfalls westlich
der L 442 gelegene Vorranggebiet Natura 2000.

Fazit

Der Bebauungsplan tragt den v.g. Zielen und Grundsdtzen der Landesplanung Rechnung.
Diese Bauleitplanung erstreckt sich auf siedlungsnah gelegene Flachen, die der Deckung des
sich auf die Gemeinde Auetal beziehenden Wohnbaulandbedarfs dienen.
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrafe“, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

Abb.: Auszug aus dem Landes-Raumordnungsprogramm LROP-VO 2022 (Lage des Plangebietes durch
Pfeil markiert)

1.6.2 Regionales Raumordnungsprogramm Landkreis Schaumburg (2003)

Das Regionale Raumordnungsprogramm konkretisiert die Aussagen und Darstellungen aus
dem Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen. Zu beachten ist, dass das Regionale
Raumordnungsprogramm  (2003) sich auf ein dlteres Modell des Landes-
Raumordnungsprogramms Niedersachsen bezieht und daher die Darstellungen von den o.g.
abweichen kénnen.

Allgemeine Darstellungen und Ziele des RROPs

o GemaB Regionalem Raumordnungsprogramm des Landkreises Schaumburg (RROP) wird
der Ortsteil Rehren als Grundzentrum und Standort mit der besonderen
Entwicklungsaufgabe Erholung festgelegt, welches verkehrsglinstig an der im RROP als
HauptverkehrsstraBe von regionaler Bedeutung (D 3.6.3.05) dargestellten L 443
(Rehrener StraBe) und der als Autobahn (C 3.6.3.01) gekennzeichneten A 2 liegt.

o Auch der Ortsteil Rolfshagen wird als Standort mit der besonderen Entwicklungsaufgabe
Erholung festgelegt.

o Sddlich von Rolfshagen verlauft zudem aus Westen kommend und anschlieBend in
Ostlicher Richtung die Blickeburger Aue. Der Bereich um die Blickeburger Aue ist im
RROP als Vorranggebiet fiir Natur und Landschaft (D 2.1.10) festgelegt.

Als Vorranggebiete flir Natur und Landschaft festgelegt werden fiir den Naturschutz
besonders wertvolle Gebiete, linienhafte Elemente und Kleinstrukturen. Diese Gebiete
sind vor Beeintrachtigungen zu schutzen, soweit erforderlich naturschutzrechtlich zu
sichern und ggf. durch Pflege zu erhalten oder zu entwickeln.
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrake®, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

o Rolfshagen ist umgeben von Vorsorgegebieten flir die Landwirtschaft auf Grund hohen,
nattirlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials festgelegt.

o Westlich von Rolfshagen verlauft die als HauptverkehrsstraBBe von regionaler Bedeutung
festgelegte L 442.

Die Aufstellung der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplans wirkt sich nicht auf die
v.g. Vorranggebiete und sonstigen Schutzgebiete sowie Gebiete mit besonderen regionalen
Zielen aus.

o In den Erlduterungen zum Regionalen Raumordnungsprogramm wird zudem darauf
hingewiesen, ,dass vor der siedlungsméBigen Uberplanung von AuBenbereichsflachen
die Kommunen vorrangig zu priifen haben, inwieweit der neue Flachenbedarf durch sog.
InnenentwicklungsmaBnahmen gedeckt werden kann (stadtebauliche
Innenentwicklung). So sollen die benétigten Bauflachen nach Mdglichkeit in Baullicken,
auf Brachflachen, ehemaligem Militargelande (Konversion) und als Arrondierungsflachen
am Rande vorhandener Siedlungen untergebracht werden." (E 1.5.02)

° Bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaBnahmen soll auf eine sparsame
Inanspruchnahme und eine mdglichst geringe zusatzliche Versiegelung des Bodens
hingewirkt werden. Einer Zersiedelung der Landschaft ist entgegenzuwirken. Freirdume
sind nur in dem unbedingt notwendigen Umfang fiir Bebauung jeglicher Art in Anspruch
zu nehmen. Vorrangig sind vorhandene Baullicken zu schlieBen und Ortsrandlagen
abzurunden (D 1.5.02).

Diesem Sachverhalt kann durch die vorliegende Planung Folge geleistet werden.

Darstellungen des RROPs fiir das Plangebiet

- Im RROP werden randliche Teilflachen des Teilplanes 1 als Vorsorgegebiet fiir die
Landwirtschaft aufgrund hohen, natiirlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen
Ertragspotenzials dargestellt.

Die Ausweisung von Bauflachen beansprucht jedoch lediglich eine untergeordnete Teilflache
des im RROP dargestellten Vorsorgegebietes flir die Landwirtschaft und wirkt sich somit nicht
erheblich beeintrachtigend auf dessen Funktionen oder die landwirtschaftlichen
Ertragspotenziale aus. Im Ubrigen befinden sich die betroffenen Teilflichen des
Vorranggebietes bereits teilweise innerhalb des rdumlichen Geltungsbereiches des
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 6 bzw. unterliegen derzeit keiner aktiven
landwirtschaftlichen Nutzung (Weide). In unmittelbarer Umgebung verbleiben ausreichend
landwirtschaftliche Nutzflachen des im RROP dargestellten Vorsorgegebietes. Ein Eingriff in
landwirtschaftliche Produktionsflaichen im Sinne der erheblichen Beeintrachtigung von
landwirtschaftlichen Betrieben findet dabei nicht statt. Die dem Teilplan 1 angrenzenden
landwirtschaftlichen Ackerflachen sind auch weiterhin unverandert zu bewirtschaften.

Die Gemeinde Auetal erkennt die Bedeutung der landwirtschaftlichen Ertragspotenziale der
lokal vorhandenen Bdden. Aus Grinden der Deckung des auf den Ortsteil Rolfshagen
bezogenen Wohnbaulandbedarfes und der besonderen Standortgunst aus der Nahe der
Verkehrsanbindungen wird jedoch der hier in Rede stehenden Entwicklung gegenliber der
Beibehaltung der Nutzung als Weideflache der Vorrang eingeraumt.

- GemaB den Darstellungen im RROP liegt der Teilplan 1 randlich in einem festgelegten
Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes.

Als Gebiete zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes festgelegt sind
u.a. Gebiete, die nach dem Vorentwurf des Landschaftsrahmenplans die Voraussetzungen zur
Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet nach § 26 BNatSchG erflillen, bei denen jedoch
weniger der Erhalt besonderer Werte und Funktionen von Natur und Landschaft, sondern der
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrafe“, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

Entwicklungsaspekt — das heiBt die Wiederherstellung der Leistungsfahigkeit des
Naturhaushaltes oder der Nutzbarkeit der Naturgliter - im Vordergrund stehen. Im
vorliegenden Fall handelt es sich dabei um die Hanglagen der Biickeberge bei Rolfshagen. In
den Hanglagen sind zur Aufwertung des Landschaftsbildes, flir den Biotopverbund und zur
Vermeidung von Bodenerosionen insbesondere die Anteile an Gehdlzstrukturen und Griinland
zu erhdhen.

Der rdumliche Geltungsbereich der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
bezieht hierbei lediglich randliche Bereiche des v.g. Gebietes ein, fir die zum Teil bereits der
rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe™ vorliegt und die auf dieser Grundlage
bereits teilweise bebaut wurden. Somit werden lediglich im Nordosten Teilflachen neu als
Bauflachen ausgewiesen, wobei diese bereits zum Teil durch bestehende Nebenanlagen
baulich vorgepragt sind. Da es sich auch bei diesen Flachen lediglich um eine flachenmaBig
untergeordnete Randflache des Gebietes zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des
Naturhaushaltes handelt, die sich im direkten Anschluss an den bereits bestehenden
Siedlungszusammenhang befindet, werden die mit der Festlegung des Gebietes angestrebten
Ziele der Entwicklung bzw. Wiederherstellung der Leistungsfahigkeit des Naturhaushaltes oder
der Nutzbarkeit der Naturgiter durch die vorliegende Planung nicht beeintrachtigt. Vielmehr
erfolgt in Verbindung mit der Festsetzung entsprechender randlicher Flachen zum Anpflanzen
von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB eine
landschaftsgerechte Eingriinung des bestehenden und sich zukinftig darstellenden
Siedlungsrandes.

Abb.: Ausschnitt aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Schaumburg (2003),
die Lage des Plangebietes ist mit einem Pfeil gekennzeichnet
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3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrake®, OT Rolfshagen
einschl. értlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrundung -

2 Aufgaben des Bebauungsplanes

Der Bebauungsplan soll als verbindlicher Bauleitplan die bauplanungsrechtlichen
Voraussetzungen schaffen, damit die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstiicke in
seinem Geltungsbereich im Sinne einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung erfolgt.

Dabei sollen die 6ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht
abgewogen werden. Der Bebauungsplan ist darliber hinaus auch Grundlage fiir die weiteren
MaBnahmen zur Sicherung und Durchfiihrung der Planung nach den Vorschriften des
Baugesetzbuches.

In diesem Sinne soll die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 die fiir ihren
raumlichen Geltungsbereich zutreffenden stadtebaulichen Ziele sichern helfen und die
planungsrechtlichen Voraussetzungen zu seiner Verwirklichung schaffen.

3 Stadtebauliches Konzept

3.1 Raumliche Geltungsbereiche

Teilplan 1

Der Teilplan 1 erstreckt sich auf eine Flache von insgesamt 1,17 ha und wird wie folgt begrenzt:
Im Norden: durch die sidlichen Grenzen der Flst. 34/23 und 32/1,

im Osten: durch die westlichen Grenzen der Flst. 23/4 und 23/5,

im Siden: durch die noérdliche Grenze des Flst. 275/1 (FeldstraBe),

im Westen: durch die 6stliche und nordliche Grenze des Flst. 27/32 und weiter durch

die ostlichen Grenzen der Flst. 27/13 (FeldstraBe) und 27/9.
Die Flurstticke liegen innerhalb der Gemarkung Rolfshagen, Flur 1.

Teilplan 2

Der Teilplan 2 erstreckt sich auf eine Flache von insgesamt 0,62 ha und wird wie folgt begrenzt:
Im Nordosten: durch die westliche Grenze des Flst. 1/176,
im Stidosten: durch die nordwestlichen Grenzen der Flst. 1/186, 1/147 und 1/146,
im Siden: durch die ndrdliche Grenze des Flst. 275/1 (FeldstraBe),
im Nordwesten: durch die 6stliche Grenze des Flst. 205/1.

Die Flurstticke liegen innerhalb der Gemarkung Rolfshagen, Flur 8.

Die konkreten Abgrenzungen der rdumlichen Geltungsbereiche des Bebauungsplanes sind in
der Planzeichnung im MaBstab 1:1.000 verbindlich dargestellt.

3.2 Zustand des Plangebietes

Die rdumlichen Geltungsbereiche der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr.
6 ,FeldstraBe™ erstrecken sich auf den nordwestlichen Siedlungsrand Rolfshagen, nérdlich der
FeldstraBe auf bereits zu Wohnzwecken genutzte und daran anschlieBende bisher als
Hausgarten und Weide (Grinflachen) genutzte Flachen.

Die Plangebiete werden durch die auf der Grundlage des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes
Nr. 6 realisierten Wohnsiedlungsbereiche und gemischten Nutzungsstrukturen einschlieBlich
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den diesen zugehdrigen Zier- und Nutzgarten am nordwestlichen Siedlungsrand gepragt. Die
bislang unbebauten Bereiche des Plangebietes stellen sich als Hausgarten sowie Griinfldchen
(Weide) dar. Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 6 setzt fiir die Flachen nérdlich der
FeldstraBe ein Mischgebiet gem. § 6 BauNVO sowie als MaBe der baulichen Nutzung eine
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,3, eine Geschossflachenzahl (GFZ) von 0,5 sowie maximal 2
Vollgeschosse bei einer offenen Bauweise fest.

Das stadtebauliche Umfeld wird ebenfalls auf der Grundlage der Festsetzungen des
Bebauungsplanes Nr. 6, einschl. dessen 1. und 2. Anderung, durch eine ein- bis
zweigeschossige offene Bauweise gepragt. Dabei werden die liberwiegenden Flachen stidlich
der FeldstraBe als Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Ein Teilbereich stellt
sich ebenfalls als Mischgebiet dar. Die zuldssigen MaBe der baulichen Nutzung entsprechen
den Festsetzungen fiir die Flachen nérdlich der FeldstraBe.

Abb.: Auszug aus dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe™
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Abb.: Auszug aus der rechtsverbindlichen 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe"
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Uber die FeldstraBe und die sich westlich anschlieBende L 442 wird der Planbereich wie auch
der gesamte nordwestliche Siedlungsrand erschlossen und an das 6rtliche und Uber6rtliche
Verkehrsnetz angebunden.

Zur Deckung des allgemeinen, taglichen Bedarfs befinden sich im Zentrum des
Siedlungsbereiches Rolfshagen unterschiedliche  Versorgungseinrichtungen, wie
Kindertagesstatte sowie sonstige Betreuungsangebote flir Kinder, Sportstatten,
Lebensmittelladen, Bank/Sparkasse, medizinische Grundversorgungen sowie kirchliche
Einrichtungen.

Aus der nachfolgenden Abbildung sind die den Planbereich pragenden bzw. beeinflussenden
Arten der baulichen Nutzungen und Einrichtungen zu entnehmen.

Abb.: Nutzungsstrukturen im Plangebiet und dessen Umgebung, Kartengrundlage: Auszug aus der
Amtlichen Karte, AK 5, M. 1:5.000, © 2022 LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, Katasteramt
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3.3 Ziele und Zwecke der Planung

Die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 dient der Deckung des auf die
Gemeinde Auetal, insbesondere auf den OT Rolfshagen, bezogenen Wohnbedarfs und der
Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen flir eine bedarfsgerechte bauliche
Ausnutzung der im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 6 befindlichen
Grundstiicksflachen. Dariber hinaus sollen in Teilbereichen weitere Bauflachen zur Deckung
des lokalen Wohnbedarfs entwickelt werden, sodass mit dieser Bauleitplanung auch eine
Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 und eine abschlieBende Arrondierung des nérdlichen
Siedlungsrandes verbunden ist.

Fir den vorliegenden Bereich liegen konkrete Baubegehren vor, die auf die Realisierung von
Wohngebauden auf bisher unbebauten Grundstiicksflachen sowie auf Flachen im riickwartigen
Bereich bereits bebauter Grundstiicke abstellen.

In diesem Zusammenhang sollen die im Plangebiet bislang unbebauten Grundstiicksflachen
durch geeignete Festsetzungen fiir die Innenentwicklung mobilisiert und durch die
Einbeziehung von AuBenbereichsgrundstiicken in Bezug auf den Siedlungsrand
landschaftsgerecht abgerundet werden. Die Deckung des Wohnbedarfs stellt ein zuldssiges
stadtebauliches Ziel der gemeindlichen Siedlungswicklung dar und ist aus § 1 Abs. 6 Nr. 2
BauGB ableitbar. Danach sind die Wohnbediirfnisse der Bevélkerung, insbesondere auch von
Familien mit Kindern, die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die
Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevdlkerung und die Anforderungen kostensparenden
Bauens sowie die Bevdlkerungsentwicklung zu beriicksichtigen.

Damit entspricht die Gemeinde Auetal den sich aus § la Abs. 2 BauGB ergebenden
Anforderungen mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen und dabei zur
Verringerung der zusatzlichen Inanspruchnahme von Flachen fiir bauliche Nutzungen die
Mdglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde, insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von
Flachen, Nachverdichtung und andere MaBnahmen zur Innenentwicklung, zu nutzen sowie
Bodenversiegelungen auf das notwendige MaB zu begrenzen. Dies ist durch die Neuordnung
bereits im Bebauungsplan Nr. 6 gelegener Gberbaubarer Grundstiicksflachen vorgesehen.

Gerade die sich aus dem Plangebiet nach Norden hin als groBe Grundstiicksflachen (Garten)
darstellenden Flachen entsprechen nicht mehr den heutigen Anforderungen an die
Gartengestaltung und die Versorgung der Wohnbevélkerung und bieten daher besonders zur
Deckung des Eigenbedarfs eine sinnvolle und unter Einbeziehung der bereits lokal
vorhandenen Infrastrukturen nutzbare Baulandreserve. In diesen Bereichen wird nur sehr
untergeordnet in den bisherigen unbebauten Siedlungsrand eingegriffen. Uberwiegend handelt
es sich um siedlungsstrukturell als Hausgarten und Wiesen gepragte und bisher unbebaute
Grundstlcksflachen. Die Gemeinde Auetal berlicksichtigt damit auch die Belange der
Bodenschutzklausel, wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend umzugehen ist.

Die Deckung des Wohnbedarfs stellt sich in diesem Bereich vor dem Hintergrund der
Minimierung von groBen Neubaugebieten in den bisher vollstandig von Bebauung
freigehaltenen Bereichen als verhaltnismaBig dar. Mit der kleinrdaumigen Einbeziehung von am
Siedlungsrand gelegenen Grundstiicksflachen ist neben der Ausformung bedarfsgerechter
Wohngrundstiicksflachen durch eine Rahmeneingriinung ein landschaftsgerechter
Ubergangsbereich der Siedlung zur freien Landschaft méglich. Die bisher in diesem Bereich
nur wenig eingegriinten Grundstiicksflichen sollen in diesen Ubergangsbereich stadtebaulich
sinnvoll integriert werden.

Bisheriges Planungsrecht

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan Nr. 6 setzt flr die stdlichen Teilflachen der raumlichen
Geltungsbereiche (Teilplane 1 und 2) der 3. Anderung und Erweiterung nordlich der Feldstrale
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ein Mischgebiet gem. § 6 BauNVO fest. Darliber hinaus sind eine zweigeschossige und offene
Bauweise sowie eine Grundfldchenzahl = 0,3 und eine Geschossflachenzahl = 0,5 festgesetzt.

Da innerhalb des Planbereiches vordringlich der Wohnbedarf gedeckt werden soll, wird
entgegen der bisherigen festgesetzten Art der baulichen Nutzung Mischgebiet fir die im
Teilplan 1 6stlich der geplanten privaten Verkehrsflache gelegenen Grundstiicksflachen die
Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes gem. § 4 BauNVO als Art der baulichen Nutzung
angestrebt. Mischgebietstypische Nutzungen sind auf den Flachen selbst nicht vorhanden,
sodass der stadtebauliche Grund der Sicherung und Entwicklung der Wohnnutzung zum
Zwecke der Deckung des Wohnbedarfs vordringlich bertcksichtigt werden soll.

Die Deckung des Wohnbedarfs soll auch dazu beitragen, dass vor dem Hintergrund des
absehbar zu erwartenden demografischen Wandels mit der damit verbundenen Reduzierung
der Bevolkerungszahl besonders die im Auetal bzw. konkret im Ortsteil Rolfshagen bereits
lebende und zukiinftig bauwillige Bevoélkerung durch die Schaffung attraktiver Baugrundstticke
im Ort gehalten werden kann. Dies soll neben der Deckung des Wohnbedarfs selbst auch zu
einer Stabilisierung der Einwohnerstrukturen und damit auch der Sicherung und Entwicklung
der bereits vorhandenen Einrichtungen der Grundversorgung der Bevoélkerung beitragen. Dies
ist erforderlich, da im OT Rolfshagen, mit Ausnahme vereinzelt erkennbarer Baullicken, die
jedoch fiir die Deckung des Baulandbedarfs absehbar nicht zur Verfligung gestellt werden,
keine ausreichenden Bauflachen in zusammenhdngenden Baugebieten zur Verfligung stehen.
Die Ausstattung mit Betreuungseinrichtungen fiir Kinder, weitergehenden sozialen, kirchlichen
und sportlichen Einrichtungen sowie der allgemeinen tdglichen Versorgung der Bevolkerung
dienenden Einzelhandelsnutzungen stellt fiir diese hinsichtlich des Flachenumfanges maBvolle
Siedlungsentwicklung den geeigneten Versorgungsrahmen dar.

Der Siedlungsbereich Rolfshagen ist im Weiteren siidlichen und 6stlichen Anschluss durch die
sich dort anschlieBenden Wohnsiedlungsbereiche gepragt, die u.a. auf der Grundlage des
Bebauungsplanes Nr. 6 realisiert wurden. Die Wohnnutzung erheblich beeintrachtigende
Nutzungen befinden sich jedoch nicht in der unmittelbaren Umgebung des Plangebietes. In
diesem Bereich sind keine Baullicken, deren Verfligbarkeit zur Deckung des Baulandbedarfs
gegeben ist, zu erkennen. Insofern stellt sich der Gemeinde Auetal in Bezug auf die gezielte
und kurzfristige Deckung des Wohnbedarfs nur die Mdglichkeit dies in einem Bereich zu
realisieren, der bereits von Siedlungsflachen mit der Wohnnutzung vertraglichen Nutzungen
eingefasst ist und dabei eine stadtebaulich nachvollziehbare Fortentwicklung bestehender
Siedlungsstrukturen erwarten lasst.

Dies soll auf den bereits oben beschriebenen Flachen innerhalb und im unmittelbaren
Anschluss an den bereits rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 auf Flachen nérdlich der
FeldstraBe erfolgen. Uber die FeldstraBe und die Anbindung an die westlich verlaufende L 442
kann eine kurzwegige Integration in das lokale Verkehrsnetz gewahrleistet werden.

Die Gemeinde Auetal hat zur Darlegung des Baulandbedarfs und damit des Planerfordernisses
die Anforderungen des § 1a Abs. 2 BauGB in den Blick genommen, wonach mit Grund und
Boden sparsam und schonend umzugehen ist. Dabei sind zur Verringerung der zusatzlichen
Inanspruchnahme von Flachen fiir bauliche Nutzungen die Méglichkeiten der Entwicklung der
Gemeinde, insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und
andere MaBnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das
notwendige MaB zu begrenzen. Dabei wurde in den Blick genommen, ob es im
Siedlungszusammenhang besser geeignete Flachen gibt, die sich etwa durch die Leerstande
oder Umnutzung in der Zwischenzeit aufgegebener Nutzungen darstellen. Im
Siedlungszusammenhang Rolfshagen stellen sich jedoch auch mit Bezug auf die o.g.
Ausfihrungen zu lokalen Nutzung bestehender Baulandpotenziale gegenwartig keine
entsprechenden Flachen oder Leerstdnde dar, die aufgrund der Lage, Beschaffenheit und
GroBe zur Deckung des Wohnbedarfs geeignet und verfiigbar waren. Nach Prifung und
Abwagung raumt die Gemeinde Auetal der Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes
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nordlich der FeldstraBe und der damit verbundenen Deckung des Wohnbedarfs gegentiber der
Beibehaltung der in diesem Planbereich befindlichen groBen Gartenflachen und
landwirtschaftlichen Nutzflache den Vorrang ein.

Die betroffenen Flachen bilden auch keinen wesentlichen Teil einer landwirtschaftlichen
Betriebsflache und schranken damit auch die Belange der Landwirtschaft nicht unzumutbar
ein. Die betroffenen Flachen stehen fiir die Bauflachenentwicklung zur Verfligung.

Die im Plangebiet bislang unbebauten Grundstlicksflachen sollen auf der Grundlage der
Berichtigung des wirksamen FNPs der Gemeinde Auetal (zukiinftig Wohnbauflachen) einer den
heutigen Anforderungen an ein kosten-, flachen- und energiesparendes Bauen
entsprechenden baulichen Nutzung zugefiihrt werden.

Neben der Art der baulichen Nutzung (Wohnen - WA) sollen auch die sich aus der
unmittelbaren Umgebung bzw. ortlich vergleichbarer Wohnsiedlungsbereiche ergebenden
pragenden MaBe der baulichen Nutzung (u.a. Zahl der Vollgeschosse (max. I bis II)) sowie die
offene Bauweise, in den Bebauungsplan aufgenommen werden, um in Verbindung mit einer
Rahmeneingriinung eine hinreichende Integration der hinzutretenden Bebauung in den
Siedlungsrand und den Ubergangsbereich zur Landschaft zu gewéhrleisten. Hierzu zéhlt auch
die Festsetzung der Begrenzung der Gebdudehdhe (max. 9,50 m — je nach Bebauungsform).

Flr die im Westen des Teilplanes 1 und die im Stiden des Teilplanes 2 gelegenen Grundstticke,
die bereits bebaut sind, werden die bereits rechtsverbindlichen Festsetzungen zu Art und MaB
der baulichen Nutzung (Mischgebiet, GRZ von 0,3, GFZ von 0,5, II-geschossige, offene
Bauweise) unverandert Ubernommen. Hier werden lediglich die bislang festgesetzten
Uberbaubaren Grundstiicksflachen geringfiigig erweitert, sodass sie in Verbindung mit den
hinzutretenden Bauflachen eine mdglichst optimale bauliche Ausnutzung der jeweiligen
Grundstiicke, auch im Sinne der Nachverdichtung erméglichen.

Ortliche Bauvorschriften sollen die wesentlichen Gestaltungsmerkmale, die aus der
unmittelbaren Umgebung abgeleitet werden koénnen, zum Ausdruck bringen und so zur
hinreichenden Integration der hinzutretenden baulichen Anlagen in den Ubergangsbereich der
Siedlung zur freien Landschaft beitragen.

4 Inhalt des Bebauungsplanes

4.1 Art der baulichen Nutzung
4.1.1 Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVvVO

Fir die innerhalb des Bebauungsplanes festgesetzten Bauflachen wird auf der Grundlage der
durch die Berichtigung des wirksamen Flachennutzungsplans dargestellten Wohnbauflachen
und in Anlehnung an die an diesen Planbereich heranreichenden und den mittleren
Siedlungsrand pragenden Wohnsiedlungsbereiche als Art der baulichen Nutzung ein
gegliedertes Allgemeines Wohngebiet (WA-Gebiet) gem. § 4 BauNVO festgesetzt. Dabei
bezieht sich die Gliederung des WA-Gebietes in ein WA 1-, WA 2- und WA 3-Gebiet auf die
unterschiedlichen Festsetzungen zu Art und MaB der baulichen Nutzung.

In den WA-Gebieten (WA 1/WA 2/WA 3) werden die gemaB § 4 Abs. 2 BauNVO allgemein
zulassigen Nutzungen zugelassen. Hierbei handelt es sich um

- Wohngebaude,

- die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht storenden Handwerksbetriebe,

- Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
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Zudem koénnen im WA 2-Gebiet die folgenden Nutzungen gemdaB § 4 Abs. 3 BauNVO
ausnahmsweise zugelassen werden:

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,
- Gartenbaubetriebe.

Nachfolgend werden die gemaB § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO
ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen im WA-Gebiet durch textliche Festsetzungen wie folgt
ausgeschlossen bzw. sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

§ 1 Art der baulichen Nutzung — Allgemeines Wohngebiet (WA)
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO)

(1) Innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete (WA 1 und WA 3) sind die nachfolgend aufgefiihrten
Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes.

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,
- Anlagen fiir Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

2) Innerhalb des festgesetzten WA-Gebietes (WA 2) sind die nachfolgend aufgefiihrten
Nutzungen gem. & 4 Abs. 3 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- Anlagen fiir Verwaltungen,
- Tankstellen.

Innerhalb des festgesetzten WA-Gebietes soll auf den Grundstiicksflachen vordringlich der auf
den OT Rolfshagen bezogene Wohnbedarf gedeckt werden. Diese Nutzung fligt sich aufgrund
der in der Umgebung pragenden Wohnsiedlungsbereiche in den Siedlungszusammenhang ein,
ohne hierdurch stadtebauliche Spannungen im Sinne von Immissionskonflikten oder
gestalterischen Uberformungen zu bewirken.

Der Siedlungsabschnitt soll sich aufgrund der umgebenden und im Siden und Osten
unmittelbar angrenzenden Wohnnutzungen hinsichtlich der Nutzungsstruktur und der
Bauweise in den bestehenden Siedlungsbereich einfligen. Die der Versorgung des Gebietes
dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften als auch die nicht stérenden und fiir WA-
Gebiete typischen nicht stérenden Handwerksbetriebe und Anlagen fir kirchliche, kulturelle,
soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sollen jedoch als typische und mit dem Wohnen
zu vereinbarende Ausstattungsmerkmale der Grundversorgung grundsatzlich zugelassen
werden (§ 4 Abs. 2 BauNVO). Von diesen Nutzungen gehen weder auf die geplante noch auf
die bereits in der Umgebung bestehende Wohnnutzung erhebliche Beeintrachtigungen aus.
Vielmehr sollen diese Nutzungen im Bedarfsfall dazu geeignet sein, die Grundversorgung der
Wohnbevélkerung zu sichern. Solche Nutzungen sind fiir landlich gepragte Siedlungsbereiche,
so wie sich der Siedlungsbereich Rolfshagen darstellt, nicht fremd und fiihren auch nicht zu
erheblichen stadtebaulichen Spannungen.

Grundlegende Versorgungen sowie Mdglichkeiten der Auslibung betriebsbezogener
Birotatigkeiten auch im Sinne der Austibung von freien Berufen kénnen damit im Gebiet
angeboten werden. Neben der Hauptnutzung Wohnen sollen daher auch die
planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir die Auslibung des wohnortnahen Arbeitens
beriicksichtigt werden, um die heutigen Anforderungen an die Strukturierung von
Arbeitsplatzen und Arbeitsstatten im Sinne von Heimarbeitspldtzen/-statten auch in
Allgemeinen Wohngebieten grundsatzlich zu ermdglichen. Von diesen Nutzungen geht in der
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Regel keine die Wohnnutzung erheblich beeintrachtigende Stérung aus. Hierdurch soll die
Vereinbarkeit von Familie und Arbeit geférdert und Mdglichkeiten der wohnortnahen und
wohnortbezogenen Nutzung von Arbeitsstatten eréffnet werden.

Da auch zukiinftig primar der lokal erkennbare Wohnbaulandbedarf gedeckt werden soll,
werden im WA 1- und WA 3-Gebiet gem. § 1 Abs. 6 BauNVO i.V.m. § 4 Abs. 3 BauNVO
Nutzungen, die das vorhandene und zukiinftige Wohnen etwa durch unverhdltnismaBig
intensive Verkehrsfrequenzen potentiell stéren kdénnten (Betriebe des
Beherbergungsgewerbes) oder sich durch flachenbeanspruchende Nutzungen nicht mit dem
Ziel der vordringlichen Deckung des Wohnbedarfs als vereinbar darstellen
(Gartenbaubetriebe), nicht zugelassen. Auch sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe, die
dazu geeignet sein kdnnen durch erhebliches Verkehrsaufkommen (Anlieferung, Kunden)
stadtebauliche Spannungen zu erzeugen, sollen innerhalb der WA 1- und WA 3-Gebiete nicht
zugelassen werden. Nutzungen, die durch intensiven und z.T. sich bis in die Nachtstunden
erstreckenden Kfz-Verkehr die Wohnqualitédt negativ beeinflussen kdnnten (Tankstellen,
Anlagen flr Verwaltungen) werden ebenfalls ausgeschlossen.

Innerhalb des WA 2-Gebietes stellen sich die unzulassigen Nutzungen im Wesentlichen gleich
dar. Gegeniber dem WA 1- und WA 3-Gebiet sollen jedoch sonstige, nicht stérende
Gewerbebetriebe sowie Gartenbaubetriebe, als ausnahmsweise zuldssige Nutzungen gem. § 4
Abs. 3 BauNVO zugelassen werden. Dies u.a. auch vor dem Hintergrund der bereits innerhalb
des WA 2-Gebietes vorhandenen Nutzungen. Gegeniber der zuvor rechtsverbindlich
festgesetzten Art der baulichen Nutzung eines Mischgebietes gem. § 6 BauNVO ergeben sich
fur die umliegenden Nutzungen hierdurch keine Beeintrachtigungen.

4.1.2 Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVvVO

Fir die innerhalb des Teilplanes 1 im Westen an der FeldstraBe gelegenen sowie im Teilplan
2 unmittelbar noérdlich der FeldstraBe befindlichen und bereits im Bestand bebauten Bauflachen
wird als Art der baulichen Nutzung ein Mischgebiet (MI-Gebiet) gem. § 6 BauNVO
festgesetzt. Diese Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung wird dabei unverandert aus dem
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 Gbernommen.

Innerhalb des festgesetzten Mischgebietes sind die Nutzungen gem. § 6 BauNVO wie folgt
zul3ssig:

§2  Artder baulichen Nutzung — Mischgebiet (MI)
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. & 6 BauNVO)

Innerhalb des festgesetzten MI-Gebietes sind die nachfolgend aufgefiihrten Nutzungen gem.
§ 6 Abs. 2 BauNVO i.V.m. & 1 Abs. 5 BauNVO nicht zuldssig und gem. § 6 Abs. 3 BauNVO
iv.m. § 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes:

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen,

- Vergnigungsstétten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in den Teilen des Gebiets,
die iiberwiegend durch gewerbliche Nutzungen geprdgt sind,

- Vergniigungsstétten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO auBerhalb der in § 6 Abs. 2
Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des Gebiets.

Um auch weiterhin einen mdglichst flexiblen Zulassigkeitskatalog flir die bestehenden und
zuklinftige Nutzungen zu definieren, wird dieser in Bezug auf die allgemein zuldssigen
Nutzungen aus § 6 Abs. 2 BauNVO entnommen. Danach sind die folgenden Nutzungen
innerhalb des MI-Gebietes allgemein zuldssig:

- Wohngebaude,
- Geschéfts- und Blirogebsdude,
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- Einzelhandelsbetriebe,

- Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- sonstige Gewerbebetriebe,

- Anlagen fiir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke,
- Anlagen fiir Verwaltungen.

Diese allgemein zuldassigen Nutzungen ermdglichen eine vielfaltige Mischung unterschiedlicher
Nutzungsstrukturen innerhalb des Plangebietes. Ferner schaffen sie die Grundlage fir die
Entwicklung ortlicher Handwerks- und Gewerbebetriebe. Bei den im Mischgebiet zuldssigen
Gewerbebetrieben handelt es sich um solche, die das Wohnen nicht wesentlich storen.
Gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse kénnen auch mit Blick auf das im Osten hinzutretende
WA-Gebiet gewahrt werden.

Im Mischgebiet sollen grundsatzlich auch Einzelhandelsbetriebe zugelassen werden, wobei es
sich um kleinflachige Einzelhandelsbetriebe mit Verkaufsflachen bis 800 m2 handelt.

Nicht zuldssige Nutzungen und Einrichtungen

Innerhalb des festgesetzten MI-Gebietes sind nachfolgend aufgefiihrte Nutzungen gem. § 6
Abs. 2 i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO und Nutzungen gem. § 6 Abs. 3 i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO

nicht zuldssig:

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen,

- Vergnigungsstatten im Sinne des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in Teilen des Gebietes, die
tberwiegend durch gewerbliche Nutzungen gepragt sind,

- Vergnigungsstatten im Sinne des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO auBerhalb der in § 6 Abs. 2
Nr. 8 BauNVO bezeichneten Teile des Gebietes.

Innerhalb des MI-Gebietes sollen die zur Verfligung stehenden Flachenpotenziale zur
Realisierung gemischter Nutzungen entsprechend des o0.g. Nutzungskataloges vorgehalten
werden, sodass flr das MI-Gebiet Gartenbaubetriebe aufgrund ihrer umfangreichen
Flachenanforderungen nicht zugelassen werden.

Ebenfalls nicht zuldssig sind Vergnigungsstatten aller Art. Diese Nutzungen werden nicht
zugelassen, um die bisherige Nutzungsstruktur auch mit Blick auf die westlich, stdlich,
sudostlich und 6stlich anschlieBenden Wohn- und Mischgebiete gegeniiber dem bisherigen
baulichen Bestand nicht zu beeintrachtigen. Die ausgeschlossene Nutzung Vergnligungsstatte
bietet im Gegensatz zu den im Mischgebiet geplanten Arbeitsstatten und den damit
verbundenen Arbeitspldtzen nicht den mit dieser Planung erhofften Beschaftigungseffekt.
Darliber hinaus stellt diese Nutzung auch keinen wesentlichen Beitrag zur Versorgung der
Bevolkerung dar. Der Bebauungsplan soll vielmehr die planungsrechtlichen Voraussetzungen
fur mischgebietsvertragliche Gewerbebetriebe sowie Handwerks- und
Dienstleistungsunternehmen bieten, sodass fiir die Uberwiegend auf die Abend- und
Nachtstunden ausgerichteten Vergnligungsstatten innerhalb dieses Plangebietes kein Raum
besteht.

Vergniligungsstatten wiirden neben den im Gebiet und daran angrenzenden Wohnnutzungen
auch den Ortseingang erheblich stéren und im Zusammenwirken mit den bereits vorhandenen
gewerblichen Nutzungen in der Umgebung eine sich bis in die Abendstunden hineinziehende
Betriebskulisse mit stérenden An- und Abfahrten erzeugen. Diese Nutzungsstrukturen sind in
diesem Bereich Rolfshagens derzeit fremd und miissen als potenziell stérend beurteilt werden.
Diese sollen daher vermieden werden, um die mit diesen Nutzungen haufig einhergehenden
stadtebaulichen Stérungen auch mit Blick auf die Vermeidung von sog. ,Trading-Down-
Effekten™ zu vermeiden. Diese Nutzungen kdnnen auf andere Standorte im Gemeindegebiet
ausweichen.
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Des Weiteren wird die Errichtung einer Tankstelle nicht zugelassen, da der Bedarf bereits an
infrastrukturell besser erreichbaren Standorten im Gemeindegebiet hinreichend gedeckt wird.

4.2 MaB der baulichen Nutzung/Bauweise
4.2.1 Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossflachenzahl (GFZ)

Die Festsetzung der MaBe der baulichen Nutzung erfolgt in Anlehnung an die im
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 bereits enthaltenen Festsetzungen. So werden fiir
das Mischgebiet unverandert eine Grundflachenzahl von 0,3 sowie eine Geschossflachenzahl
von 0,5 festgesetzt.

Fir das Allgemeine Wohngebiet wird die bisherige Grundflachenzahl von 0,3 ebenfalls
weiterhin beibehalten, sodass es innerhalb des Plangebiets auf den bereits zuvor fir eine
Bebauung vorgesehenen Flachen nicht zu einer, gegenliber dem rechtsverbindlichen
Bebauungsplan erhdhten Flachenversiegelung kommt. Auf die Festsetzung einer
Geschossflachenzahl wird jedoch verzichtet, um damit ein Angebot fir die individuellen
Wohnbedarfe zu schaffen.

Die Grundflachenzahl gibt den Anteil der max. tberbaubaren Grundstiicksflache bezogen auf
die GrundstlicksgroBe an. Die festgesetzte GRZ darf im WA-Gebiet durch Garagen und
Stellplétze mit ihren Zufahrten sowie Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO gem. § 19 Abs. 4
BauNVO um max. 50% Uberschritten werden, so dass sich eine max. versiegelbare
Grundstiicksflache von 0,45 GRZ (45%) ergibt.

Diese MaBe lassen auf den jeweiligen Grundstlicksflache eine fir den landlichen Raum, dem
Ubergangsbereich der Siedlung zur freien Landschaft und eine dem individuellen Wohnbedarf
angemessene bauliche Dichte zu.

4.2.2 Bauweise und Zahl der Vollgeschosse

Als Bauweise wird in Anlehnung an die bisher flr den rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr.
6 festgesetzte und diesen Bereich pragende Bauweise eine offene Bauweise festgesetzt.
Lediglich firr das festgesetzte WA 1-Gebiet der westlichen Erweiterungsflache wird erganzend
eine Einzelhausbebauung festgesetzt.

Dariliber hinaus wird ebenfalls in Anlehnung an die bereits rechtsverbindlichen Festsetzungen
des Bebauungsplanes Nr. 6 flir die MI- und WA 2-Gebietes unverandert die zuldassige Zahl der
Vollgeschosse auf maximal II begrenzt. Fir die im WA 1-Gebiet zukinftig hinzutretende
Bebauung wird jedoch unter Berlicksichtigung der umgebenden und gewachsenen
Bebauungsstrukturen und dem Ubergangsbereich zur freien Landschaft eine maximal I-
geschossige Bauweise festgesetzt.

Grundsatzlich ermdglichen die Festsetzungen zur Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse
neben der Deckung des traditionellen Wohnbedarfs in Form von Ein- und Zweifamilienhdusern
auch die des Bedarfs an Mehrfamilienhdausern. Diese Festsetzung soll dazu beitragen im Gebiet
eine kosten-, flachen- und energiesparende Bauweise realisieren zu kénnen, sodass fir alle
Bevolkerungsgruppen erschwingliche Wohnungen realisiert werden kénnen.

Durch die Festsetzungen sollen jedoch auch am Siedlungsrand (berdimensional wirkende
Bauvolumen, die fir diesen Siedlungsrand nicht pragend sind, zu Gunsten der Erhaltung eines
harmonisch ausgeformten Siedlungsrandes vermieden werden und dariber hinaus ein
ausreichendes Angebot flir unterschiedliche Bau- und Wohnformen ermdglichen. Die
bisherigen und auf der Grundlage des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 6 realisierten
Bauvolumen stellen hinsichtlich der maximalen Héhenentwicklung einen Orientierungsrahmen
dar.
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4.2.3 Begrenzung der Hohe baulicher Anlagen

Aus den o.g. stadtebaulichen Griinden der Integration der hinzutretenden Gebdude in den
nach Norden sich anschlieBenden Ubergangsbereich der Siedlung zur freien Landschaft werden
fur das WA 1-Gebiet flankierend zur Begrenzung der Zahl der Vollgeschosse auch
Festsetzungen zur Begrenzung der Gebaudehdhe Gegenstand des Bebauungsplanes.

Die Hohe der baulichen Anlagen (Gebaudehdhe) wird innerhalb des WA 1-Gebietes auf max.
9,50 m Uber der Bezugsebene begrenzt. Innerhalb des festgesetzten WA 2- und WA 3-Gebietes
wird, ebenso wie flir das MI-Gebiet, auf diese Festsetzung jedoch verzichtet, um die bereits
aus dem Bebauungsplan Nr. 6 sich ergebenden Baurechte nicht nachtraglich zu begrenzen.

Als maBgeblicher Bezugspunkt wird der hdchste Punkt des Gebdudes (First), lotrecht zur
Bezugsebene, definiert. Diese Gebaudehodhe ist fiir die umgebenden Siedlungsstrukturen im
Durchschnitt pragend und lasst darliber hinaus eine individuelle Gestaltungsfreiheit und
Berticksichtigung der v.g. unterschiedlichen Wohnbedarfe sowie eine hinreichende Integration
der Bebauung in den Siedlungsrand zu.

Die Bezugsebene ist die Oberkante der zur ErschlieBung des Grundstiickes notwendigen
angrenzenden offentlichen Verkehrsflaiche im Ausbauzustand auf Hohe der mittleren
Frontbreiter der zur ausgebauten Offentlichen  Verkehrsflaiche  ausgerichteten
Grundstilickgrenze. Steigt das Gelande von der Verkehrsflache zum Gebaude, so darf das o0.g.
MaB um einen Zuschlag Uberschritten werden; der zuldssige Zuschlag ergibt sich aus der
Differenz zwischen der Hohe der natirlichen Gelandeoberflache, gemessen an der der
Verkehrsflache zugewandten Seite des Gebdudes und der Bezugsebene. Geringfiigige,
baubedingte Abweichungen von bis zu 0,2 m sind zuldssig. Bei Eckgrundstiicken gilt die
Grundstticksseite, welche die fur die ErschlieBung des Grundstiickes notwendige Zufahrt
aufweist.

§3  Begrenzung der Hohen baulicher Anlagen
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 (2) Nr. 4 BauNVO)

(1) Die Hohe der innerhalb des WA 1-Gebietes errichteten Gebaude (Gebaudehdhe) wird auf
max. 9,50 m (iber Bezugsebene begrenzt. Als oberer Bezugspunkt der Gebdudehdhe wird der
hochste Punkt der Dachhaut definiert.

2) Bezugsebene ist die Oberkante der zur ErschlieBung des Grundstiickes notwendigen
angrenzenden Offentlichen Verkehrsfiache im Ausbauzustand auf Hohe der mittleren
Frontbreite der zur dffentlichen Verkehrsfidche ausgerichteten Grundstiickgrenze. Steigt das
Gelénde von der Verkehrsfldche zum Gebéude, so darf das o.g. MalB um einen Zuschlag
Uiberschritten werden, der zuldssige Zuschlag ergibt sich aus der Differenz zwischen der Hohe
der nattrlichen Geléndeoberfidche, gemessen an der der Verkehrsflidche zugewandten Seite
des Gebaudes und der Bezugsebene. Geringfigige, baubedingte Abweichungen von bis zu
0,2 m sind zuldssig. Bei Eckgrundstiicken gilt die Grundstiicksseite, welche die fir die
ErschlieBung des Grundstiickes notwendige Zufahrt aufweist.
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Abb.: Prinzipskizze zur Ermittlung der zuldssigen Gebdaudehéhe
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4.3 Baugrenzen (iiberbaubare Grundstiicksflache)

Im Bebauungsplan werden die Uberbaubaren Grundstlicksflachen durch Baugrenzen
bestimmt.

Durch die Festsetzung der Giberbaubaren Grundstiicksflachen soll neben der Deckung des o.b.
Baulandbedarfs auch eine flexible und den heutigen individuellen Wohnanspriichen gerecht
werdende Bebauung mit Wohnhdusern ermdglicht werden, wobei die heutigen Anforderungen
an ein kosten-, flachen- und energiesparendes Bauen beriicksichtigt sowie eine méglichst das
Klima berticksichtigende Stellung und Ausrichtung des jeweiligen Gebdudes ermdglicht werden
sollen.

Die auf der Grundlage der im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 festgesetzten
Uberbaubaren Grundstiicksflachen bereits bestehende und an der FeldstraBe ausgerichtete
Bebauung stellt sich als prédgendes Element dar und soll auch weiterhin beibehalten werden.
Dabei werden im WA 2-Gebiet der bisherige Abstand von 5 m zur Grenze der StraBenparzelle
FeldstraBe und die Tiefe von 25 m unverandert beibehalten.

Fiir das im Teilplan 2 festgesetzte MI-Gebiet werden die Giberbaubaren Grundstiicksflachen auf
die rickwartigen Grundstiicksflachen bis auf einen Abstand von 11 m zur Plangebietsgrenze
erweitert. Der Abstand ergibt sich aufgrund der angrenzenden Geholzflachen und der als
Gehdlzabstand festgesetzten, von Bebauung freizuhaltenden Flache in einer Breite von 11 m
(Bauverbotszone, Schutz vor fallenden Baumen, Brandfall). Innerhalb der festgesetzten
Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind, ist die Errichtung von baulichen Anlagen aller Art
(z.B. Nebenanlagen in Form von Gartenhausern) unzulassig. Fir diese Flachen kann ein Risiko
fur Schaden durch Windwurf nicht vollstandig ausgeschlossen werden. Gleichzeitig wird
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hierdurch ein ausreichender Abstand zum nordoéstlich angrenzenden SchieBstand des
Schitzenvereins sichergestellt. Zur 6stlichen Plangebietsgrenze halten die Baugrenzen auch
weiterhin einen Abstand von 5 m. Nach Nordwesten wird ein Abstand von 2 m zu der randlich
festgesetzten Flache zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
eingehalten.

Im Teilplan 1 werden die bislang im Bebauungsplan Nr. 6 festgesetzten (berbaubaren
Grundstlicksflachen an die neu festgesetzte private Verkehrsflache angepasst. Zu dieser halten
die Baugrenzen umlaufend einen Abstand von 3 m ein. Im Ubrigen werden Abstiande von 5 m
zur nordlichen und 6stlichen Plangebietsgrenze eingehalten.

4.4 Ortliche Bauvorschriften

Die Plangebiete befinden sich am nordwestlichen Siedlungsrand des Ortsteiles Rolfshagen. Der
Ubergangsbereich zur freien bzw. aufgelockerten Landschaft in Richtung Norden und
Nordosten sowie dem sich im Sliden und Slidosten anschlieBenden Siedlungsbereich ist aus
stadtebaulicher und landschaftspflegerischer Sicht von Bedeutung. Wegen der aus der Sicht
der Ortsbild- und Landschaftspflege besonders sensiblen Situation, die durch den nach Stiden
gerichteten Hang, der weithin sichtbar ist, gepragt wird, sind an zukiinftige Baukdrper
innerhalb der neu hinzutretenden WA 1- und WA 3-Gebiete besondere Anforderungen im
Hinblick auf das Einfiigen (u.a. Dachform und -farbe) zu stellen.

Diese Anforderungen sollen den stadtebaulichen Rahmen zur Einfligung der neuen Baukorper
vorgeben, ohne die individuelle Gestaltungsfreiheit zu stark einzuschranken. Daher
konzentriert sich die Festsetzung auf die Definition der nachfolgenden Gestaltungselemente,
um orts- und regionaluntypische Dachformen, untypische Materialien und Farben und
unmalBstablich wirkende Gebdude, die zu einer Beeintrachtigung des Orts- und
Landschaftsbildes fiihren wiirden, zu vermeiden. Gleichzeitig sollen rahmengebende Vorgaben
zur Gestaltung der Freiflachen und Einfriedungen von Grundstiicken sowie Regelungen zur
Zahl der Stellpldtze auf den privaten Grundstlicksflachen Gegenstand der &rtlichen
Bauvorschriften werden.

Insbesondere sollen mit der Festlegung von 6rtlichen Bauvorschriften folgende Ziele erreicht
werden:

¢ harmonisches Einfiigen und Unterordnen der geplanten Neubebauung in die vorhandene
Ortsrandlage und

e Riicksicht auf den landschaftlich reizvollen und sensiblen Ubergangsbereich der Siedlung
zur freien Landschaft.

4.4.1 Anzahl von Einstellplatzen

Mit dem flr die Plangebiete angestrebten stadtebaulichen Konzept wird die Deckung des
Wohnbedarfs angestrebt. Dies bedingt, dass aufgrund der daraus resultierenden
Wohnungsdichte ausreichend Einstellpldtze zur Ordnung des ruhenden Verkehrs vorgehalten
werden mussen. Zur Vermeidung einer mit der hinzutretenden Wohnbebauung verbundenen
entsprechenden Erhéhung des Parkdrucks und des Parksuchverkehrs in den angrenzenden
Wohngebieten werden Festlegungen zur Bereitstellung ausreichender Einstellpldtze auf den
jeweiligen Baugrundstlicken getroffen. Im Plangebiet ist vorrangig die Realisierung von
Einfamilienhdusern (Einzel-, Doppelhauser) geplant, sodass hier 2 Stellplatze je Wohneinheit
angemessen sind.

&2  Anzahl von Einstellpldtzen

Je Wohnung von Einzel- und Doppelhdusern sind mindestens 2 Stellpldtze auf dem
Grundstiick nachzuweisen.
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4.4.2 Dachform und -farbe

Dachlandschaften tragen wesentlich zur Ortsbildsilhouette bei und pragen so das
Erscheinungsbild eines Baugebietes aus der Ferne. Die Festsetzungen zu den Dachneigungen
und Farbgestaltungen dienen dazu, eine vielfdltige und gestalterisch harmonische
Dachlandschaft zu erreichen.

§3 Déacher

(1) Auf den innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete errichteten Hauptgebduden sind nur
geneigte Dacher mit Dachneigungen von 20 - 48 Grad zuldssig. Tonnen- und (Halb-)
Bogendécher sind nicht zuldssig. Flir Grasddcher kann eine geringere Dachneigung,
mindestens jedoch 10 Grad, zugelassen werden.

2) Als Farben fiir die Dachdeckung sind die Farbtone von "Rot-Braunrot”, ,,Braun-Dunkelbraun™
und ,Schwarz-Anthrazit" in Anlehnung an die in § 5 genannten RAL-Téone zuldssig.

3) Zur flachenhaften Dachdeckung sind gebrannte Tonziegel sowie Betondachsteine zuldssig.
Hochglédnzende und stark, reflektierende Dachziegel bzw. -steine, Metallbleche, Faserzement-
und Kunststoffeindeckungen sind nicht zuldssig.

%) Die unter Abs. 1 bis 3 aufgefiihrten ortlichen Bauvorschriften gelten nicht fiir untergeordnete
Gebdudeteile  (z.B. Vorddcher,  Dachaufbauten), Wintergdrten,  Solaranlagen,
Terrasseniiberdachungen sowie Nebenanlagen, Garagen und offene Kleingaragen (Carports).

(5) Ausnahmen
In Einzelféllen kbnnen in den nachfolgenden Féllen Ausnahmen zugelassen werden:

Flir gewerblich genutzte Gebadude (z.B. Hallen, Gewdédchshéauser) sind in Abstimmung mit der
Gemeinde bei Neubauten und bei Umbauten Ausnahmen von Abs. 1 bis 3 (Ddcher) dahin
gehend zuldssig, dass hier andere Materialien, Farben und Formen angewendet werden
dirfen.

Fir die Gemeinde Auetal, insbesondere flr den Ortsteil Rolfshagen sind geneigte Dacher von
20 - 48 Grad als typisch anzusehen. Um einerseits ortsuntypische, flache Dacher < 20 Grad
und andererseits zu steile Dacher > 48 Grad aufgrund ihrer negativen Fernwirkung am
Siedlungsrand auszuschlieBen, ist festgesetzt, dass innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete
Hauptgebaude nur mit Dachneigungen von 20 - 48 Grad zuldssig sind. Tonnen- und (Halb-)
Bogendacher sind nicht zuldssig, da diese hinsichtlich der Dachlandschaft als Fremdkorper
wahrgenommen und die bisherigen Strukturen der pragenden Dachlandschaft visuell
beeintrachtigen kénnten.

Fiir Grasdacher kann eine geringere Dachneigung, mindestens jedoch 10 Grad, zugelassen
werden. Diese Dacheindeckung stellt weitergehende Anforderungen an die Dachneigung,
sodass zur Férderung klimaschiitzender MaBnahmen am Gebdude auch Dachneigungen ab 10
Grad zugelassen werden, wenn diese als Grasdach ausgebildet werden.

Dieses Spektrum der mdglichen Dachneigung erdffnet den Bauherren auch vor dem
Hintergrund einer im Plangebiet mdglichen kosten- und flachensparenden Bauweise gentigend
individuellen Gestaltungsspielraum (Dachgeschossnutzung etc.).

Als Farbtdne fir die Dachdeckung sind aufgrund des stadtebaulichen Bezugs zum gewachsen
Siedlungsbereich die Farben ,Rot-Rotbraun®, ,Braun-Dunkelbraun® sowie ,Schwarz-Anthrazit"
als pragend anzusehen und sollen daher zugelassen werden. Zur hinreichenden Bestimmung
der dargelegten Farbreihen ist das Spektrum der zulassigen Farbreihen nach Farbregister RAL
840 HR definiert. Die aufgezeigten Farbtdne sind als rahmengebend zu verstehen, da durch
das Material selbst und dessen Verarbeitung Schwankungen des Farbtones auftreten kénnen.

Als Material zur Dacheindeckung der Hauptgebdude sind nur gebrannte Tonziegel und
Betondachsteine zuldssig. Dies resultiert aus der ortlich vorhandenen Dachlandschaft.
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Hingegen werden hochglanzende und stark reflektierende Dachziegel bzw. -steine,
Metallbleche, Faserzement- und Kunststoffeindeckungen aufgrund ihres fehlenden Bezuges
zum bestehenden Ortsbild und zu vorhandenen Bauformen sowie ihrer stérenden Wirkung auf
das Landschaftsbild (Fernwirkung) nicht zugelassen.

Die v.g ortlichen Bauvorschriften zur Dachgestaltung gelten nicht fiir untergeordnete
Gebdudeteile  (z.B. Vordacher, Dachaufbauten), = Wintergarten, Solaranlagen,
Terrassenuberdachungen sowie fir Nebenanlagen, Garagen und offene Kleingaragen
(Carports). Neuere Bauformen und -elemente wie Solaranlagen, Wintergarten und
Energiedachkonstruktionen als auch Grasdacher sind im Rahmen dieser Satzung zulassig und
erwinscht, um auch neuzeitlichen und 6kologischen Bauformen Mdglichkeiten der Anwendung
zu erdffnen.

In Einzelfallen kdnnen in Abstimmung mit der Gemeinde Ausnahmen zugelassen werden, wenn
es sich um Neubauten und bei Umbauten flir gewerblich genutzte Gebdude (z.B. Hallen,
Gewadchshduser) handelt, die betriebsbedingt andere Materialien, Farben und Formen
erfordern.

4.4.3 Einfriedungen

Damit zum StraBenraum das Erscheinungsbild der Siedlung offen erscheint und
Uberdimensional wirkende Raumkanten durch blickdichte ,kinstliche® Einfriedungen
vermieden werden, sind Einfriedungen der Grundsttlicke entlang von 6ffentlichen und privaten
Verkehrsflachen mit Folien alleine oder in Kombination mit Zaunen nicht zuldssig. Die Hohe
der Einfriedungen an offentlichen StraBenverkehrsflachen ist zudem auf max. 1,20 m Hoéhe
begrenzt. Bezugsebene ist die gewachsene Erdoberflaiche. Die Hohenbegrenzung
gewahrleistet ferner, dass spielende Kinder rechtzeitig genug vom Verkehrsteilnehmer
gesehen werden kdnnen. Dartber hinaus wird der Verkehrsraum visuell bis in die Grundstiicke
hinein aufgedehnt und nicht durch Sichtschutzzdune, die eine Hohe bis zu 2 m aufweisen
kdnnen, visuell ortsuntypisch eingeengt.

In Bereichen mit Einhaltung notwendiger Sichtbeziehungen ist die H6he der Einfriedigungen
auf maximal 0,80 m zu begrenzen, um die Sicherheit und Leichtigkeit der auf den
angrenzenden StraBen flieBenden Verkehre nicht zu beeintrachtigen und Unfallrisiken zu
minimieren.

§4 Einfriedungen

(1) Flir die Einfriedung der Grundstiicke in den festgesetzten WA-Gebieten sind entlang von
Offentlichen und privaten Verkehrsfidchen Folien alleine oder in Kombination mit Zaunen nicht
ZUldssig.

2) Die Hohe der Einfriedungen an dffentlichen und privaten Verkehrsflachen ist auf max. 1,20
m Hohe begrenzt. Bezugsebene ist die gewachsene Erdoberfidche.

4.4.4 Farbtone

Fir die festgesetzten Farbtone sind die genannten Farben zu verwenden. Diese Farben sind
aus den nachstehend aufgeflihrten Farbmustern nach Farbregister RAL 840 HR ableitbar und
kdnnen durch geeignete Farbtdne erganzt werden.

§5 Farbtéone

Flir die in § 3 Abs. 2 festgesetzten Farbténe sind die genannten Farben zu verwenden. Diese
Farben sind aus den nachstehend aufgefihrten Farbmuster nach Farbregister RAL 840 HR
ableitbar.
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(1) Fiir den Farbton "Rot - Braunrot"” im Rahmen der RAL:

2001 - rotorange 3005 - weinrot
2002 - blutorange 3009 - oxydrot
3000 - feuerrot 3011 - braunrot
3002 - karminrot 3013 - tomatenrot
3003 - rubinrot 3016 - korallenrot

3004 - purpurrot
2) Fiir den Farbton "Braun - Dunkelbraun" im Rahmen der RAL:

8001 - ockerbraun 8014 - sepiabraun
8003 - lehmbraun 8015 - kastanienbraun
8004 - kupferbraun 8016 - mahagonibraun

8007 - rehbraun 8017 - schokoladenbraun
8008 - olivbraun 8023 - orangebraun
8011 - nussbraun 8024 - beigebraun

8012 - rotbraun 8025 - blassbraun

3) Fiir den Farbton ,Schwarz - Anthrazit" im Rahmen der RAL:

/016 - anthrazitgrau 9004 - signalschwarz
/021 - schwarzgrau 9011 - graphitschwarz
7024 - graphitgrau

4.4.5 Gestaltung von Frei- und Gartenflachen

Um ein Mindestma8 an Durchgriinung und eine landschafts- und ortsbildvertragliche
Gestaltung der Grundsttlicksflachen sicherzustellen, ist die nach der Inanspruchnahme der
Grundflachenzahl (GRZ) einschlieBlich der zuldssigen Uberschreitung der GRZ verbleibende
Grundstiickflache als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Dies ergibt sich ebenfalls aus dem § 9
Abs. 2 NBauO, in dem eine entsprechende Durchgriinung der Freiflachen von Baugrundstticken
festgelegt wird. In der jlingeren Vergangenheit finden sich in den Hausgarten haufig
Steingarten, die dem Grunde nach einen erheblichen Eingriff in das Schutzgut Boden darstellen
und bei der Grundflachenzahl als Flachenbefestigung einzubeziehen ware. Die gestalterischen
Anforderungen sollen neben dem allgemeinen Klimaschutz im Sinne der Vermeidung nicht
erforderlicher Flachenversiegelungen auch dem kleinrdumigen Klima- und Artenschutz dienen,
sodass diese Flachen vermehrt zur direkten Ableitung des darauf anfallenden
Oberflachenwassers beitragen als auch Insekten ausreichend Lebensraum bieten. Die
Gestaltung mit Materialien, die die Okologischen und klimatischen Bodenfunktionen (z.B.
Wasserspeicher, Lebensraum flir Pflanzen, Tiere und Kleinstlebewesen) behindern oder
unterbinden (z.B. Material- und Steinschiittungen, Pflaster und sonstige Deckschichten), sind
daher auf diesen Flachen nur auf maximal flnf Prozent der Flache zuldssig. Die Anlage von
Gartenteichen kann ausnahmsweise zugelassen werden.

§6 Gestaltung von Frei- und Gartenflachen

(1) Innerhalb der festgesetzten WA-Gebiete ist die nach der Inanspruchnahme der
Grundfidchenzahl (GRZ) einschlieBlich der zuldssigen Uberschreitung der GRZ verbleibende
Grundstiickfidche als Zier- oder Nutzgarten anzulegen.

2) Die Gestaltung mit Materialien, die die 6kologischen und/oder kiimatischen Bodenfunktionen
(z.B. Wasserspeicher, Lebensraum fiir Pflanzen, Tiere und Kleinstlebewesen) behindern oder
unterbinden (z.B. Material- und Steinschiittungen, Pflaster und sonstige Deckschichten), ist
aur den Fldachen gem. Abs. 1 nur auf maximal finf Prozent der Fldche zuldssig. Die Anlage
von Gartenteichen kann ausnahmsweise zugelassen werden. Kiesstreifen um die Gebédude
als Spritzschutz sind bis zu einer Breite von max. 0,50 m zuléssig.

3) Im Bereich zwischen der stralBenzugewandten Seite der Hauptgebaude und der festgesetzten
StraBenfidchen (sog. Vorgarten) sind gepflasterte, geschotterte und bekieste Fldchen mit
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Ausnahme von Zufahrten fiir Stellpldtze, Carports und Garagen und notwendige Zuwegungen
grundsatzilich unzuldssig.

4.5 Verkehr
4.5.1 AuBere Anbindung

Der rdumliche Geltungsbereich der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
JFeldstraBe™ wird Uiber die stidlich angrenzend verlaufende und bereits im rechtsverbindlichen
Bebauungsplan Nr. 6 festgesetzte offentliche StraBenverkehrsfliche an das ortliche und
Uberértliche Verkehrsnetz angebunden. Im Nordwesten miindet die FeldstraBe in die L 442
(Zum Biickeberg). Der Einmiindungsbereich ist von der hier in Rede stehenden Anderung des
Bebauungsplanes jedoch nicht unmittelbar betroffen. Im Sliden besteht ausgehend von der
FeldstraBe Uber die anschlieBende SchiitzenstraBe eine Anbindung an die Rolfshagen querende
K 74 (Westernholz).

Durch die Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes werden keine Nutzungen
ermoglicht, die eine bedeutsame Erhéhung des Verkehrsaufkommens zur Folge haben und
somit zu einer Beeintrachtigung der benachbarten Nutzungen flihren kénnten. Die Sicherheit
und Leichtigkeit des auf der FeldstralBe sowie den sich anschlieBenden StraBen Zum Biickeberg
und SchitzenstraBe sowie Westernholz flieBenden Verkehrs wird durch die vorliegende
Planung nicht beeintrachtigt.

4.5.2 Innere ErschlieBung

Die ErschlieBung der innerhalb der WA 2- und MI-Gebiete gelegenen Grundstlicke erfolgt tiber
den direkten Anschluss an die FeldstraBe bzw. einen davon abgehenden Stichweg mit
Wendeanlage.

Die ErschlieBung des im Teilplan 1 festgesetzten WA 1-Gebietes erfolgt Uiber eine von der
FeldstraBe nach Norden abflihrende private Verkehrsflache, die mit einer Breite von 6 m und
einem im Norden folgenden Wendeplatz mit einem Durchmesser von 20 m zur Aufnahme der
auftretenden Individualverkehre sowie zur Ableitung von Ver- und Entsorgungsfahrzeugen
ausreichend dimensioniert ist. Die konkrete Ausformung des StraBenraumes wird im Zuge der
dem Bebauungsplan folgenden ErschlieBungsplanung dargelegt. Entsprechend seiner Funktion
wird der ErschlieBungsweg im Bebauungsplan als private Verkehrsflache mit der besonderen
Zweckbestimmung ,AnliegerstraBe" festgesetzt.

Die ErschlieBung der ruckwartigen Grundstlicksflachen, die im Teilplan 2 als WA 3-Gebiet
festgesetzt werden, erfolgt zukiinftig ausgehend von der StraBe Feldweg Uber die
vorgelagerten privaten Grundstiicksflachen des MI-Gebietes. Hier sind entsprechende private
Zuwegungen auf den jeweiligen Grundstiicksflachen vorzuhalten. Unter Berlicksichtigung der
bereits auf den Grundstiicken vorhandenen Bebauung kann eine ErschlieBung grundsatzlich
auf den noch zur Verfiigung stehenden Grundstiicksflachen sichergestellt werden.

4.5.3 Ordnung des ruhenden Verkehrs

Im Plangebiet sind gemdaB der O&rtlichen Bauvorschrift, die ebenfalls Bestandteil der
vorliegenden Bebauungsplananderung ist, Stellpldtze auf den privaten Grundstlicksflachen zu
errichten.

4.5.4 OPNV

In der westlich angrenzenden L 442 sowie der sudlich verlaufenden K 74 sind in zumutbarer
Entfernung zum Plangebiet Haltestellen des OPNV vorhanden, welche die Erreichbarkeit
Uberdértlicher Ziele (Richtung Stadthagen, Rinteln und Blickeburg) sicherstellen.
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4.6 Belange von Boden, Natur und Landschaft
4.6.1 Veranlassung / Rechtsgrundlage

Bei der Aufstellung, Anderung oder Ergédnzung der Bauleitpléne ist gem. § 1a Abs. 3 BauGB
die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des
Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts in ihren in
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 a BauGB genannten Schutzgiitern (Tiere, Pflanzen, Boden, Flache, Wasser,
Luft, Klima und das Wirkungsgefiige zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische
Vielfalt) in der Abwagung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu beriicksichtigen.

Die Aufstellung der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe" soll,
anteilig unter Anwendung des § 215a BauGB, als Bebauungsplan gem. § 13a BauGB erfolgen.

GemaB § 215a Abs. 3 BauGB kann eine Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in
Verbindung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB sowie § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB fiir die bislang im
AuBenbereich gelegenen Flachen, fiir die zunachst das Verfahren gemaB dem nicht mehr
anzuwendenden § 13b BauGB begonnen wurde, nur dann erfolgen, wenn die Gemeinde auf
Grund einer Vorpriifung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB zu der
Einschatzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwdagung zu
berlicksichtigen waren oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der
Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1la Abs. 3 BauGB
auszugleichen waren.

Fiir die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 wurde eine entsprechende
Vorpriifung des Einzelfalles durchgefilhrt. Die 3. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe" flhrt nach erster Uberschldagiger Einschatzung nicht zu
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen. Es besteht somit kein Erfordernis zur
Durchflihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung.

Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB gelten mit Bezug auf den § 13 a Abs. 2 Nr. 1
BauGB die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1
entsprechend. Danach ist keine Umweltpriifung bzw. kein Umweltbericht nach § 2 Abs. 4
BauGB erforderlich, wodurch die entsprechenden o.g. Belange Bericksichtigung finden
wirden.

Im Zusammenhang mit § 13a BauGB erfolgt damit auch keine Anwendung der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung (Ausgleich/Ersatz), zumal auch Eingriffe bereits vor
der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zuldassig waren. Dies trifft sowohl flir die
Flachen, die bereits im Bebauungsplan Nr. 6 als bebaubare Grundstlicksflachen festgesetzt
sind, als auch fir die dem Siedlungsbereich zugeordneten Flachen zu.

Unabhangig davon erfolgt nachfolgend dennoch eine kurze Darstellung von Boden, Natur und
Landschaft mit Blick auf die Umweltvorsorge und bezogen auch auf die Festsetzungen des
bisherigen Bebauungsplanes.

Zu beachten sind ferner weiterhin die artenschutzrechtlichen Vorgaben des § 44 BNatSchG.
Somit ist unter Bericksichtigung von artenschutzrechtlichen VermeidungsmaBnahmen und
vorgezogenen AusgleichsmaBnahmen (CEF-MaBnahmen) der Nachweis zu flihren, dass ein
Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestdnde ausgeschlossen werden kann. Falls dies
nicht moglich sein sollte, sind die Voraussetzungen flir eine Ausnahme nach § 45 BNatSchG
darzulegen.

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens werden die Belange des Artenschutzes durch eine
faunistische Erfassung, eine artenschutzrechtliches Priifung und den daraus abgeleiteten
MaBnahmen sowie durch die Hinweise auf die Bauzeitenregelungen und Anforderungen an die
Baufeldfreimachung entsprechend berticksichtigt.
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Ebenfalls zu beriicksichtigen ist die Verordnung Uber den Schutz des Baum- und
Heckenbestandes im Landkreis Schaumburg, da das Plangebiet teilweise in deren
Geltungsbereich liegt.

4.6.2 Fachgesetzliche und fachplanerische Vorgaben

Nachfolgend werden die Inhalte der verschiedenen Pldne und Programme flir das Plangebiet
dargestellt. Auf die Zielvorgaben der libergeordneten raumordnerischen Planungen (LROP und
RROP) in Kap. 1.6 wird verwiesen.

Landschaftsrahmenplan des Landkreis Schaumburg (2021)

Fiir das Gebiet der Gemeinde Auetal und das Plangebiet liegt der Landschaftsrahmenplan (LRP)
des Landkreises Schaumburg (Stand 2001) vor, aus dem sich spezielle Ziele des
Umweltschutzes ergeben.

Laut Zielkonzept des LRP Landkreis Schaumburg ist flir die Landschaftseinheit ,Blickeburger
Auetal (F)", eine abwechslungsreiche Kulturlandschaft mit einem Mosaik von Ackerflachen,
Gehdlzen, Grinland und Sdumen zu erhalten und zu entwickeln. Das charakteristische
Landschaftsbild des von bewaldeten H&henziigen begrenzten Talraums ist vor
Beeintrachtigungen zu schiitzen. Hierfir sind vorrangig:

e /andschaftsgliedernde Strukturen, z.B. Hecken und Sdume zu entwickeln und der Anteil an
Griinland und Gehdlzfidchen zu erhéhen.

e Die Biickeburger Aue ist einschlieBlich ihrer Niederungsbéche zu erhalten und naturnah zu
entwickeln.

Fir die Erhaltung des Ortsbildes und fiir eine landschaftsvertragliche Siedlungsentwicklung ist
insbesondere die weitere Siedlungsentwicklung so zu lenken, dass

e besonders wertvolle oder empfindliche Bereiche (v.a. Niederungsbereiche) von Bebauung
freigehalten werden. Eine Zersiedelung, insbesondere der oberen Hangbereiche der
Blickeberge ist zu vermeiden; (...).

Im Schutzgebietskonzept ist der an das Plangebiet angrenzende Teil als potenzielles LSG (L
72, Hangbereiche der Blickeberge bei Rolfshagen) dargestellt:

e Frhalt der dem Waldrand vorgelagerten Hangbereiche der Blickeberge im Raum
Rolfshagen. Sicherung der Gehdlze und der kleinen, eingeschnittenen Bachtélchen.

o Entwicklung weiterer Gehdlzstrukturen zur Aufwertung des Landschaftsbildes, fir den
Biotopverbund und zur Vermeidung von Bodenerosion.

Landschaftsplan

Eine Landschaftsplan fiir die Gemeinde Auetal liegt nicht vor.

Schutzgebiete und geschiitzte Teile von Natur und Landschaft

Das Plangebiet liegt innerhalb des  Naturparks  Weserbergland. @ Weitere
Schutzgebiete/geschiitzte Teile von Natur und Landschaft sind innerhalb des Plangebietes
nicht vorhanden. Das nachstgelegene Landschaftsschutzgebiet ,Blickeburg® (LSG SHG 08)
verlauft westlich der L 442 in ca. 60 m Entfernung, das FFH- und Naturschutzgebiet DE 3720-
331 ,Teufelsbad" liegt in ca. 500 m Entfernung ebenfalls westlich.

Auswirkungen auf die Schutzgebiete bzw. deren Erhaltungsziele und/oder Schutzzwecke sind
durch die Bebauungsplanfestsetzungen aufgrund der Entfernung nicht zu erwarten. Gesetzlich
geschiitzte Biotope (§ 30 BNatSchG bzw. § 24 NNatSchG) sind im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes nicht vorhanden.
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Laut Verordnung uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes des Landkreises
Schaumburg vom 15.09.1987 (im Sinne des § 22 NNatSchG) sind allerdings gem. § 3 und 4
alle Béume mit einem Stammumfang ab 60 cm in 1 m H6he und alle Hecken von mehr als 5
m Lange vor Schadigung, Entfernung, Zerstérung und Veranderung geschiitzt. Die Verordnung
gilt entsprechend § 2 nicht fiir im Zusammenhang bebaute Ortslagen. GemaB Auskunft der
UNB des Landkreis Schaumburg liegt daher nur der norddstliche Teil des Teilplanes 1 innerhalb
des Geltungsbereiches. Unter die Verordnung fallen hier zwei Baume, die in einem
Gartengrundstiickes stehen (Blutahorn, Walnuss). Eine Kopfweide befindet sich unmittelbar
auBerhalb des Plangebietes am Nordrand (nérdl. der Flurstiicksgrenze). Die entsprechenden
Baume sind im Bestandsplan dargestellt.

Ferner liegt die Satzung Uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes in der Gemeinde
Auetal vom 23.12.1989, 1. Anderung vom 31.03.1999 vor. Diese bezieht sich auf im
Zusammenhang bebauten Ortsteile (hier Rolfshagen) und somit auf die stdlichen Bereiche des
Teilplanes 1 sowie den Teilplan 2. Geschiitzt sind alle Baume mit einem Stammumfang von 60
cm und mehr, gemessen in einer Héhe von 100 cm Uber dem Erdboden sowie Hecken und
heckenartige Begrenzungen von landwirtschaftlichen Flachen mit mehr als 5 m Lange. Nicht
unter diese Verordnung fallen Nadelbdume und Obstbdume mit Ausnahme von
Walnussbdumen. Eine im Plangebiet vorhandenen Walnuss wird hierbei noch dem
Geltungsbereich der Verordnung Uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes des
Landkreises Schaumburg zugeordnet (s. 0.), da der Garten noch in deren Geltungsbereich
liegt.

Weitere geschiitzte Landschaftsbestandteile nach § 22 NNatSchG sind nicht vorhanden
GemadB LRP erflllt der an das Plangebiet nérdliche angrenzende Bereich aber die
Voraussetzung zur teilweisen Unterschutzstellung nach § 19 NNatSchG (s. o.).

4.6.3 Kurzdarstellung des Bestandes

Schutzgut Mensch

Die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes befinden sich ganz Uberwiegend im
Siedlungs- bzw. Siedlungsrandbereich mit angrenzender landwirtschaftlicher Nutzung. Es
handelt sich um dorflich gepréagte Wohnnutzungen, tlw. Gesundheitsdienstleistungen, tlw.
Gewerbe (Gartnerei) innerhalb des Geltungsbereiches eines B-Planes.

Fir die Erholung relevante Strukturen sind mit Ausnahme privater Reitsportanlagen im Norden
nicht beachtlich. Im Nordosten findet sich auBerhalb das Gelande des SchieB- und Sportvereins
Auetal e.V.

Schutzgliter Tiere und Pflanzen

Das Plangebiet selbst ist v.a. gepragt durch Siedlungsstrukturen mit Ziergarten und
Ziergeholzen, auBerdem Grinland (z. T. Extensivgrinland, Pferdeweide, Reitplatz) im Norden,
eine Ackerbrache im mittleren Teil an der FeldstraBe und eine Grinland-/Weideflache
(Ziegenbeweidung in 2022) im Sliden. Stddstlich grenzt ein Siedlungsgehdlz an das Plangebiet
welches das 0. g. Schiitzenheim umgibt. Eine Begehung in 2024 zur Uberpriifung der
Biotoptypen ergab zudem, das Teile der Ackerbrache an der FeldstraBe mit einem Wohnhaus
bebaut worden sind (als Einzelhausgebiet mit Ziergarten dargestellt, derzeit noch tlw.
Baustellen). AuBerdem wurde auf dem Flurstiick 27/28 eine Siedlungsgehdlz aus Fichten
entfernt (aktuell als Ziergarten aufgenommen).

Die vorhandenen Biotopstrukturen weisen eine liberwiegend geringe, tlw. mittlere Bedeutung
auf (Extensivgriinland, Siedlungsgehdlz).

Die Biotoptypen sind in der nachfolgenden Biotoptypenkarte (Stand 2024) dargestellt.
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Der Landschaftsrahmenplan stellt fiir das Plangebiet eine geringe Bedeutung, aber hohe
Entwicklungsfahigkeit flir den Arten- und Biotopschutz dar.

Im Landes-Raumordnungsprogramm 2022 (LROP-VO 2022) ist das Plangebiet nicht als fiir den
Biotopverbund bedeutend dargestellt. Auswirkungen durch die Plananderung sind nicht zu
erwarten. Auch gemaB Landschaftsrahmenplan gibt es keine besondere Bedeutung des
Plangebietes im Blick auf den Biotopverbund.

Im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP, LK Schaumburg 2003) besteht im Plangebiet
auBerhalb der Siedlungsflache die zeichnerische Darstellung eines Gebietes zur Verbesserung
der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes.
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Abb.: Biotoptypenplan (Planungsgruppe Umwelt, Hannover/Emmerthal, 26.10.2022, gepriift/ aktualisiert 04.09.2024)
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- Begrindung -

Schutzgliiter Boden und Fldache

GemaB der Bodenibersichtskarte (BK 50) ist das Plangebiet durch Ldssbdden mit
Diluvialbeimengungen und die Bodentypen ,Tiefer Pseudogley" sowie ,Mittlere Pseudogley-
Braunerde" gepragt, am Ostrand auch kleinrdumig ,Mittlere Pseudogley-Parabraunerde®. Die
Bdden sind hoch verdichtungsempfindlich. Das Plangebiet (berlagert sich mit Flachen
Uberwiegend mittleren natlrlichen Ertragspotentials, teilweise aber auch sehr hohen und
hohen natirlichen ackerbaulichen Ertragspotenzials (LBEG).

Zu bertcksichtigen ist hierbei, dass die Boden des Plangebiets durch die vorhandene
Veranderung, Uberbauung, Versiegelung groBflachig bereits verandert sind.

Flr andere Funktionen (z.B. Biotopentwicklung, selten/naturhistorisch bedeutsam) sind im
Plangebiet keine bedeutsamen Bdden durch das LBEG ausgewiesen.

Bdden mit besonderer Bedeutung / erhohter Schutzbedirftigkeit sind nach Breuer (2015)
insgesamt nicht zu berticksichtigen. Die Verdichtungsempfindlichkeit ist zu beachten.

Schutzgut Wasser

Oberflachengewasser sind im Plangebiet und dessen Umfeld nicht vorhanden, ebenso keine
Uberschwemmungsgebiete. Westlich grenzt die Schutzzone IV Heilquellenschutzgebiet
(HQSG) Bad Eilsen an, o6stlich in 400 m Entfernung die Schutzzone II des
Trinkwasserschutzgebiets (WSG) Rolfshagen. Das Gebiet weist mit >150 - 200 mm/a
Uberwiegend eine geringe Grundwasserneubildungsrate auf (LBEG 2018). Die
Entnahmebedingungen fiir Grundwasser sind unginstig (Festgestein). Die Durchlassigkeit der
oberflachennahen Schichten wird als gering angegeben, das Schutzpotenzial der
Grundwasseruberdeckung als hoch (LBEG 2018).

Aufgrund des Fehlens schutzwirdiger Trinkwasservorkommen (Lage Uber Festgestein) und
der hohen Schutzwirkung der Deckschichten ist fiir das Plangebiet keine besondere
Schutzwirdigkeit festzustellen.

Relevante Wasserkdrper gem. Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)

Das Plangebiet liegt innerhalb des Grundwasserkdrpers ,Mittlere Weser Festgestein rechts".
Dieser ist sowohl chemisch als auch mengenmaBig in einem guten Zustand.

WRRL-relevante FlieBgewasser sind nicht betroffen.

Schutzgiiter Klima und Luft

Das Gebiet wird der klimadkologischen Region ,Bergland und Bergvorland" zugeordnet
(Mosimann et al. 1999), die durch relativ hohen Luftaustausch gekennzeichnet ist. Das mittlere
Tagesmittel der Lufttemperatur liegt bei ca. 9,2°C, die mittlere Niederschlagshéhe betragt ca.
733 mm/Jahr (LBEG 2017, wms-Datendienst , Klimaprojektion™).

Das Plangebiet stellt teilweise einen Wirkungsraum ohne Relevanz fiir den lokalklimatischen
Ausgleich dar. Es handelt sich tlw. um Freiflachen, die keine wesentliche Bedeutung flir den
Klimaschutz haben, lokal jedoch zur Kaltluftentstehung und auch Frischluftentstehung
beitragen kénnen. Teilflachen sind bebaut/ versiegelt.

Eine Vorbelastung besteht entlang der L 442.

Schutzqut Landschaft

Das Plangebiet befindet sich im Naturraum 37 ,Weser-Leinebergland™ im Landschaftsraum
37.800 ,Calenberger Bergland" (Meynen, Schmidthiisen 1959). Dieser Landschaftstyp ,Andere
Waldreiche Landschaft" wird als schutzwirdige Landschaft eingestuft (BfN 2011).
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Im Hinblick auf das Landschaftsbild liegt eine Bewertung des Landschaftsrahmenplans vor.
Demnach besteht in der Untereinheit 378.03 Blickeburger Auetal groBrdumig um das
Plangebiet eine mittlere Bedeutung der Landschaftsbildqualititen (gehélzarme
Kulturlandschaft, Ackernutzug vorherrschend). Pragend ist hier zudem die vorhandenen
Siedlungsstruktur aus Uberwiegend neuzeitlichen Einzelhausern mit Ziergarten. Im Norden ist
der Ortsrand strukturreicher, aber auch durch bauliche Anlagen gepragt, im Slidosten bindet
das vorhandene Gehdlz den Rand in die Landschaft ein.

Erst in groBerer Entfernung sidlich sowie westlich der L442 grenzen dann auch hochwertigere
Bereiche fur das Landschaftsbild an.

Schutzgiiter Kultur- und Sachgtiter

Zu Vorkommen von Bau- oder Bodendenkmalern sowie kulturhistorisch bedeutsamen
Landschaftselementen im Plangebiet und im Wirkbereich liegen keine Informationen zum
Plangebiet vor (Denkmalatlas Nds. Abfrage 20.10.2022). Ausweisungen liegen nicht vor.
Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Nutzung liegt teilweise ein Standort mit zum Teil hoher
nattrlicher Bodenfruchtbarkeit vor.

Die Flachen auBerhalb des bestehenden B-Planes sind im RROP als Vorbehaltsgebiet
Landwirtschaft aufgrund hoher natirlicher Ertragsfahigkeit festgelegt.

4.6.4 Beriicksichtigung von vorhandenen griinordnerischen Festsetzungen
Bestehende griinordnerische Festsetzungen (bisheriger Bebauungsplan Nr. 6 ,Feldstrase"

Der bisherige Bebauungsplan trifft keine konkreten, verortbaren griinordnerischen
Festsetzungen zum Erhalt oder zur Entwicklung von Griinstrukturen (Griinflache, Flachen zum
Anpflanzen, Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschaft). Insofern sind auch keine Verluste entsprechend festgesetzter Flachen/ Strukturen
Zu erwarten.

4.6.5 Ermittlung der negativen Auswirkungen auf Natur und Landschaft

Gem. § 1la Abs. 3 BauGB i. V. m. § 5 NNatSchG ist die Vermeidung und der Ausgleich
voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und
Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes durch die Veréanderung der Gestalt oder der Nutzung
von Grundflachen (Eingriffe) im Regelfall in der Abwagung zu berticksichtigen.

Allerdings ist vorliegend, wie bereits ausgefihrt, nach § 13 Abs. 2 BauGB keine Umweltpriifung
bzw. kein Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB erforderlich, wodurch die entsprechenden
Belange Berlicksichtigung finden wirden. Aufgrund ggf. relevanter artenschutzrechtlicher
Aspekte wird zwar im weiteren Verfahren eine artenschutzrechtliche Priifung durchgefihrt, es
findet Uber artenschutzrechtliche Belange und das Erfordernis zur Vermeidung hinausgehend
jedoch kein Ausgleich im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung statt.

Beriicksichtigt werden jedoch aufgrund bestehender Verordnungen/Satzungen geschiitzte
Gehdlze (hier: Einzelbdume) auBerdem angrenzende Siedlungsgehdlze.

Der betroffene Planungsraum bezieht sich dabei insgesamt auf 2 Teilflachen von zusammen
rund 1,79 ha.

Flir den Plangebietsteil im Norden (Teilplan 1) an der AnliegerstraBe ergibt sich gegeniber
dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe" teilweise die Anderung des
urspriinglichen Mischgebietes in ein Allgemeines Wohngebiet. Bauliche Inanspruchnahmen
sind hier an der FeldstraBe bereits erfolgt bzw. waren und sind zuldssig. Grundflachenzahl war
und ist 0,3.
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Fir die Plangebietsteile des Teilplanes 1 und 2, die norddstlich an den bisherigen
rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 anschlieBen, erfolgt die Festsetzung als Allgemeines
Wohngebiet. Hier werden Garten- und Grinlandflachen/Reitsportflachen einer baulichen
Entwicklung zuganglich gemacht, es werden Nutzungen ermdglicht, die zu Veranderungen und
Betroffenheiten von Schutzgtitern flihren kénnen:

Schutzgut Tiere und Pflanzen. Umwandlung der Lebensraumstrukturen zu
Siedlungslebensrdaumen, Verlust von v. a. Grinlandland/ Reitsportflachen und
Ziergartenflachen, Betroffenheit artenschutzrechtlich relevanter Arten (s. Artenschutz).

Schutzgut  Boden/Fldche: Verlust der Bodeneigenschaften und -funktionen nach
Versiegelung und Uberbauung von tlw. vorbelasteten Boden (Lagerflachen,
Reitsportanlagen).

Schutzgut Wasser. Veranderung der natdrlichen Grundwassersituation
(Grundwasserneubildung) und Erhdéhung des Oberflachenabflusses infolge zusatzlicher
Versiegelungen.

Schutzgut Landschaft. Verlust von Freiflichen am Ortsrand, Griinlandfléchen als Ubergang
zu freien Landschaft.

Im Kontext mit den § 13 Abs. 2, § 13a und § 2 Abs. 4 BauGB erfolgt dabei keine Anwendung
der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. Davon unbenommen bleiben
artenschutzrechtliche Betroffenheiten und der ggf. erforderliche vorgezogene Ausgleich.
Ebenso werden Mdglichkeiten zur Vermeidung von Beeintrachtigungen herangezogen. Davon
unbenommen bleiben auch Betroffenheiten nach NNatSchG geschiitzter Teile von Natur und
Landschaft.

Vorliegend sind dies zwei Baume (Blutahorn und Walnuss) die unter den Schutz der
Verordnung lber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes des Landkreises Schaumburg
vom 15.09.1987 (im Sinne des § 22 NNatSchG) fallen. Ein dritter Baum (Kopfweide) ndrdlich
davon befindet sich unmittelbar nérdlich der Flurstiicksgrenze, unmittelbar auBerhalb des
Plangebietes. Allerdings grenzt hier im Plangebiet auch direkt eine festgesetzte Flache zum
Anpflanzen von Bdumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen an, der Baum bleibt
erhalten.

Bei den beiden betroffenen Baumen handelt es sich um noch jlingere, mittelgroBe Exemplare
mit Kronendurchmessern von ca. 6,5 — 7,5 m, aber iber 60 cm Stammumfang im 1 m Héhe.

Weitere geschiitzte Teile von Natur und Landschaft sind nicht betroffen. Das Plangebiet liegt
innerhalb des Naturparks Weserbergland.

Positiv auf die Belange von Natur und Landschaft wirkt hingegen, dass an der Nord und
Ostgrenze des Teilplanes 1 sowie an der Westgrenze des Teilplanes 2 jetzt eine Eingriinung
(Fléche zur Anpflanzung von Baumen und Strauchern) festgesetzt ist.

4.6.6 Vermeidung, Minimierung und Ausgleich von negativen Auswirkungen auf
Natur und Landschaft

> MaBnahmen zur Vermeidung und Minimierung

Zwar ist vorliegend keine Umweltpriifung/kein Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB
erforderlich, dennoch sollen nachfolgend MaBnahmen aufgefiihrt werden, die zur Vermeidung
und Minimierung von negativen Auswirkungen auf Natur und Landschaft beitragen und damit
unabhangig von dem Erfordernis einer Umweltpriifung den Vermeidungsgrundsatz nach § 1a
Abs. 3 BauGB berlcksichtigen. Dieser Vermeidungsgrundsatz bezieht sich auf die Unterlassung
einzelner von dem Vorhaben ausgehender Beeintrachtigungen und schlieBt die Pflicht zur
Verminderung von Beeintrachtigungen (Minimierungsgebot) ein. Dabei ist eine
Beeintrachtigung vermeidbar, wenn das Vorhaben auch in modifizierter Weise (z.B.
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verschoben oder verkleinert) ausgeflinrt werden kann, so dass keine oder geringere
Beeintrachtigungen entstehen.

Im vorliegenden Bebauungsplan tragen die nachfolgend genannten Festsetzungen zur
Vermeidung und Minimierung bei:

e Art und MaB der baulichen Nutzung, Grundflachenzahl, Hoéhenbegrenzung (Schutzgut
Boden, Flache, Wasser, Landschaftsbild)

Eine Minimierung der nachteiligen Umweltauswirkungen auf Boden und den Wasserhaushalt
wird Uber die Begrenzung auch der zusatzlichen Versiegelung auf das erforderliche MaB
erreicht (Grundflachenzahl nur 0,3). Somit wird gewahrleistet, dass die Bodeneigenschaften
und -funktionen nicht Gber das notwendige MaB hinaus beeintrachtigt werden. Zudem ist eine
Héhenbegrenzung der baulichen Anlagen vorgesehen und es werden v. a. Flachen in das
Plangebiet einbezogen, die bereits bebaut sind bzw. innerhalb des Plangebietes eines
rechtsverbindlichen Bebauungsplanes liegen.

e Fldchen, die von der Bebauung freizuhalten sind (Bauverbotszone )

Innerhalb der festgesetzten Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind, ist auf 11 m Tiefe
die Errichtung von baulichen Anlagen aller Art zum Schutz der angrenzenden Gehdlzflache und
als Abstand zum angrenzenden SchieBstand unzuldssig. Da es sich hierbei um eine
Geholzflache (Siedlungsgehodlze) mit bereits unmittelbar angrenzender Bebauung
(SchiitzenstraBe, Schiitzenhaus) bzw. diese umfassend handelt, wird dieser Mindestabstand
zur Gefahrenabwehr (Brandschutz, Windwurf) als ausreichend erachtet. Es ist von keiner die
Gehdlzrandfunktionen stérenden Nutzungsanderung auszugehen.

o Ableitung des Oberflachenwassers, Fldchen fir die Regelung des Wasserabfiusses
(Schutzgut Wasser)

Das in den WA-Gebieten (WA 1/WA 3) anfallende Oberflachenwasser ist auf den privaten
Grundstlicksflachen zur Versickerung zu bringen. Ist eine Versickerung nicht moglich, ist das
im Plangebiet anfallende Oberflaichenwasser durch geeignete bauliche oder sonstige
MaBnahmen derart auf dem Grundstiick zurickzuhalten, dass nur die natlrliche Abfluss-
Spende des bisher unbebauten Grundstiickes abgeleitet werden darf. Als Bemessungsereignis
wird eine Abflussdrossel von 3 | pro Sek. und ha festgelegt.

e Immissionsschutz (Schutzgut Mensch)

Aufgrund der bereichsweisen Uberschreitungen der Orientierungswerte des Beiblatts 1 zu DIN
18005 fur Allgemeine Wohngebiete am Tage und in der Nacht durch den Verkehrslarm der
L 442 StraBe werden MaBnahmen zum baulichen Schallschutz festgesetzt.

e MaBnahmen fir den Artenschutz (Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt)

Beleuchtung

Innerhalb der festgesetzten Verkehrsflaiche mit besonderer Zweckbestimmung sind zur
Beleuchtung dieser Flachen insektenfreundliche Leuchtmittel und Beleuchtungen mit warm-
weiBem Licht (max. 3.000 Kelvin) zu verwenden.

Streulicht ist durch die Verwendung streulichtarmer (abgeschirmter/lichtlenkender)
Leuchtenkorper zu vermeiden. Die Masthéhen sind unter Berlicksichtigung der Anforderungen
an das Beleuchtungsbild mdglichst niedrig zu wahlen.
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Baufeldfreimachung und Bauzeitenregelung

Die Baufeldfreiraumung und Baumfédllungen oder Gehdlzriickschnitte sind aus
artenschutzrechtlichen Grinden nur in der Zeit zwischen dem 01. Oktober und dem 28.
Februar (auBerhalb der Brutzeit) zuldssig. Dies gilt in Bezug auf Offenlandarten/Bodenbriter
auch fur Offenlandflachen (Grinland) und in Bezug auf Gebdudebriiter auch fiir den Abriss
von Gebduden. Ein abweichender Baubeginn innerhalb der Brutzeit ist im Einzelfall bei der
Unteren Naturschutzbehdrde des Landkreis Schaumburg zu beantragen und nur nach
vorheriger Prifung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehérde zuldssig. Durch eine
fachkundige Person ist dabei nachzuweisen, dass auf den betroffenen Flachen, in den
betroffenen Gehdlzen, Gebduden keine Brutvorkommen (Fortpflanzungs-/Ruhestdtten)
vorhanden sind. Die Ergebnisse sind zu dokumentieren. Das Vorkommen vorhandener,
wiederkehrend genutzte Niststatten (z. B. Schwalbennester) ist zu Uberprifen und zu
dokumentieren. Bei der Feststellung solcher Fortpflanzungs-/Ruhestdtten ist die Untere
Naturschutzbehdrde hinzuziehen. Durch diese sind dann ggf. weitergehende MaBnahmen
(Kunstnester als Ersatzniststatte, CEF-MaBnahme) zu bestimmen.

Weiter ist aus artenschutzrechtlichen Griinden vor einer mdglichen Fallung von Baumen eine
Sichtkontrolle auf Baumhohlen durchzufiihren, Mdgliche, vorgefundenen Baumhohlen sind
dann vor Fallung auf Fledermausbesatz zu kontrollieren und die Ergebnisse sind durch eine
fachkundige Person zu dokumentieren. Der Bericht ist vor Fallung der Héhlenbdaume der
Naturschutzbehoérde des Landkreises Schaumburg zur Priifung vorzulegen. Die Fallung eines
durch Fledermduse genutzten HoOhlenbaumes ist im Einzelfall bei der Unteren
Naturschutzbehérde des Landkreis Schaumburg zu beantragen und nur nach vorheriger
Priifung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehérde zuldssig.

Zum Schutz ggf. anwesender Fledermduse ist ein Abriss von Gebduden in dem Zeitraum
zwischen 01.11. und 31.03. zuldssig, sofern der Schutz von Brutvégeln dem nicht
entgegensteht. Die abzureiBenden Gebdude sind vorab durch eine fachkundige Person zu
Uberprifen, um eine Nutzung als Winterquartier auszuschlieBen. Ein abweichender Abriss
auBerhalb dieses Zeitraumes, d. h. innerhalb der Aktivitdtszeit von Fledermausen ist im
Einzelfall bei der Unteren Naturschutzbehdrde des Landkreis Schaumburg zu beantragen und
nur nach vorheriger Prifung und Genehmigung der Unteren Naturschutzbehérde zuldssig.
Durch eine fachkundige Person ist dabei nachzuweisen, dass in oder an den betroffenen
Gebduden keine genutzten Quartiere (Fortpflanzungs-/Ruhestdtten) betroffen sind. Die
Ergebnisse sind zu dokumentieren.

Die einschldgigen Bestimmungen des § 44 BNatSchG sind zu beachten. Die im Rahmen der
vorliegenden Bauleitplanung durchgefiihrten  Prifungen zur artenschutzrechtlichen
Vertraglichkeit der Planung entbinden nicht von den auf Umsetzungsebene unmittelbar
anzuwendenden artenschutzrechtlichen Bestimmungen.

e Durchgrinung des Plangebietes, Fldchen zum Anpflanzen von Bdumen, Strduchern und
sonstigen Bepfianzungen (Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt, Boden, Flache,
Wasser, Landschaftsbild)

Auf den im Bebauungsplan festgesetzten Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) sind entweder
standortgerechte, im Naturraum heimische Strducher und Bdume als freiwachsendes
Gehdlz/Hecke auf 5 m Breite zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen, oder es ist
auf einem 3 m breiten Streifen eine unregelmaBige Baumreihe mit Strauchunterwuchs
anzulegen. Die Artenwahl richtet sich nach den Angaben der Artenlisten der Festsetzungen.
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e Durchgriinung des Plangebietes, Anpflanzen von Bdumen (Schutzgut Pflanzen und Tiere,
biologische Vielfalt, Boden, Fldache, Wasser, Landschaftsbild)

Je angefangene 400 gm Grundstiicksflache ist auf den Baugrundstiicken mindestens ein
mittelkroniger Laubbaum oder ein Obstbaum zu pflanzen, zu erhalten und bei Abgang zu
ersetzen. Die Artenwahl richtet sich nach den Angaben der Artenlisten der Festsetzungen.

Hierdurch wird eine Durchgrinung und ortsbild-, landschaftsgerechte Eingriinung und
Ortsrandgestaltung in Verbindung mit der vorgesehenen Rahmeneingriinung des Plangebietes
zur offenen Landschaft erreicht.

Die jeweiligen PflanzmaBnahmen sind nach dem Beginn der privaten BaumaBnahmen auf den
jeweiligen Baugrundstiicken auszuftihren. Die genannten PflanzmaBnahmen sind spatestens
innerhalb von 2 Pflanzperioden nach Baubeginn fertigzustellen.

e Ortliche Bauvorschriften (Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt, Boden,
Fldche, Wasser, Landschaftsbild, Kulturgut)

Durch Vorgaben zur Gestaltung und Farbwahl (Dacher, AuBenwande), zur Art und Héhe von
Einfriedungen wird eine harmonische Eingliederung in das bestehende Ortsbild und Ortsgefiige
gewahrleistet.

Durch Vorgaben zu Gestaltung von Frei- und Gartenflachen (Beschrdnkung von Materialien,
die die dkologischen und klimatischen und/oder Bodenfunktionen behindern oder unterbinden,
z.B. Material- und Steinschittungen, Pflaster und sonstige Deckschichten), wird eine
grundsatzlich 6kologisch und klimatisch nicht negativ wirkende Funktionalitdt gewahrleistet
bzw. nachteilige Wirkungen werden minimiert.

e Bodenschutz, Behandlung des Oberbodens, Kulturgtiter/ Archdologische Denkmalpflege
(Schutzgut Boden, Wasser, Kulturgtiter)

Oberboden ist, sofern fiir die Realisierung von Bauvorhaben erforderlich, vor Baubeginn
abzuschieben und einer ordnungsgemdaBen Verwertung zuzuflihren. Mit Oberboden ist
schonend umzugehen. Er ist in einem nutzbaren Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder
Vergeudung zu bewahren (s. § 202 BauGB). Der Oberboden ist nach Abschluss der
Bauarbeiten auf geeigneten Flachen wieder einzubringen (Wiederandeckung). Im Rahmen der
Bautatigkeiten sind einschlagige DIN-Normen zu beachten (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei
Planung und Durchfihrung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstechnik im
Landschaftsbau - Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial).

Arbeitsflachen sollen sich auf das notwendige MaB3 beschréanken. Um dauerhaft negative
Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche (z.B. Griinflachen, Freiflachen)
zu vermeiden, soll der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und Lagerflachen durch
geeignete MaBnahmen geschiitzt werden (z.B. Uberfahrungsverbotszonen, ggf. Baggermatten
etc.). Boden soll im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die Lagerung von
Boden in Bodenmieten soll ortsnah, schichtgetreu, in méglichst kurzer Dauer und entsprechend
vor Witterung geschiitzt vorgenommen werden (u.a. gemdB DIN 19639 und 18915).
AuBerdem sollte das Vermischen von Bdden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen
Eigenschaften vermieden werden.

Die Bdden im Plangebiet weisen eine hohe standortabhdngige Verdichtungsempfindlichkeit auf
(siehe entsprechende Auswertungskarte auf dem Kartenserver unter
http://nibis.Ibeg.de/cardomap3/). Die Bdden im Plangebiet weisen eine mittlere bis im Osten
hohe standortabhdangige  Verdichtungsempfindlichkeit auf (siehe entsprechende
Auswertungskarte auf dem Kartenserver unter http://nibis.lbeg.de/cardomap3/). Auf
verdichtungsempfindlichen Flachen sollen Stahlplatten oder Baggermatten/-matratzen zum
Schutz vor mechanischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Bdden sollte
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auf die Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Strukturschaden zu
vermeiden. Der Geobericht 28 des LBEG kann hier als Leitfaden dienen.

Ur- und friihgeschichtliche Bodenfunde wie etwa Keramikscherben, Steingerate oder Schlacken
sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfarbungen oder Steinkonzentrationen, die bei den
geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, sind gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG auch in
geringer Menge meldepflichtig. Sie missen der zustdndigen Kommunalarchdologie (Tel.
05722/9566-15 oder Email: archaeologie@schaumburgerlandschaft.de) sowie der Unteren
Denkmalschutzbehérde des Landkreises Schaumburg unverziiglich gemeldet werden.
Bodenfunde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier
Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen, bzw. fiir ihren Schutz ist Sorge zu tragen,
wenn nicht die Denkmalschutzbehoérde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

» MaBnahmen zum Ausgleich von negativen Auswirkungen

Da im Kontext mit den §§ 13 sowie 13a BauGB keine Anwendung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung erfolgt, entsteht hieraus auch kein Ausgleichsbedarf.

Dieser ergibt sich jedoch aus der Betroffenheit der zwei genannten (geschiitzten) Baume,
ausgehend von einem mdglichen Verlust. Flr den Verlust eines mittelgroBen Blutahorns und
einer Walnuss sind je 2 (in Summe 4) hochstammige Obstbaume oder (mittelkronige)
Laubbdume in den im B-Plan festgesetzten Flachen zum Anpflanzen von Baumen anzupflanzen
(s. auch Kap. 4.6.8).

4.6.7 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz

In der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanz werden die Eingriffe in Natur und Landschaft sowie die
geplanten KompensationsmaBnahmen fiir den oben genannten Eingriffsraum ermittelt und
gegenlibergestellt. Die Methodik orientiert sich an der "Arbeitshilfe zur Ermittlung von
Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen in der Bauleitplanung" des NIEDERSACHSISCHEN STADTETAGES
(2013). Vorliegend wird aufgrund der fehlenden Anwendung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung auf eine entsprechende Bilanzierung verzichtet.

Bezogen auf die als Verlust gewerteten zwei (geschitzten) Bdume ist nach der entsprechenden
Verordnung bzw. Satzung im Zuge einer Ausnahme von den Verboten (s. Kap. 4.6.8) i. d. R.
eine Ersatzpflanzung von Baumen und Strauchern bestimmter Art und Gr6Be auch an anderer
Stelle als Ersatz flir entfernte Schutzobjekte durchzufiihren.

Innerhalb des Plangebietes sind hierbei sowohl die Anpflanzung von Baumen auf privaten
Flachen (§ 8 (2) der Festsetzungen) als auch Flachen fir die Anpflanzung von Baumen und
Strauchern als Rahmeneingriinung zur freien Landschaft hin vorgesehen (§ 8 (1) der
Festsetzungen). Dadurch wird der Verlust von zwei jlingeren, mittelgroBen Baumen ersetzt
werden. Der Umfang der Pflanzflaichen betragt dabei allein 803 m2. Ferner werden 4
anzupflanzende Baume explizit festgesetzt.

4.6.8 Ausnahme von Verboten zum Baum-/ Heckenschutz

Nach § 6 der Verordnung Uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes im Landkreis
Schaumburg und § 6 der Satzung (ber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes in der
Gemeinde Auetal kann von den Verboten der Verordnung bzw. Satzung eine Ausnahme oder
Befreiung erteilt werden. Ausnahmegriinde hierfiir kbnnen u. a. sein, wenn eine nach den
baurechtlichen Vorschriften zuldssige Nutzung sonst nicht oder nur unter wesentlichen
Beschrankungen verwirklicht werden kann. Eine Befreiung kann nach MaBgabe des § 41
NNatSchG i. V. mit § 67 BNatSchG erteilt werden u. a., wenn das Verbot zu einer nicht
beabsichtigten Harte flhren wirde und die Abweichung mit den o6ffentlichen Belangen
vereinbar (Satzung Gemeinde Auetal) oder, wenn dies aus Grinden des Uberwiegenden
offentlichen Interesses, einschlieBlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art, notwendig ist
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oder die Durchfiihrung der Vorschriften im Einzelfall zu einer unzumutbaren Belastung flihren
wirde und die Abweichung mit den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege
vereinbar ist.

Entsprechend § 8 der Verordnung ist die Erteilung einer Befreiung oder Ausnahme bei
Bauvorhaben mit deren Genehmigung zu beantragen.

Hier soll jedoch gepriift werde, ob die durch die Verordnung dem spateren Planvollzug
uniiberwindbare naturschutzrechtliche Hindernisse entgegenstehen.

Der Bebauungsplan bereitet die bauliche Entwicklung eines Wohnbaugebietes vor, die beiden
Baume liegen dabei innerhalb der Baugrenze und werden nicht zum Erhalt festgesetzt. Ein
Erhalt an dieser Stelle wirde einer vernlinftigen baulichen Nutzung innerhalb des
Wohnbaugebietes entgegenstehen oder diese nur mit erheblichen Einschrénkungen
ermaoglichen. Zudem handelt es sich um jlngere, mittelgroBe Baume, die zwar bereits dem
Schutz unterliegen, aber keine hervorgehobene orts- und landschaftsbildpragende Wirkung
haben. Ferner ist innerhalb des Plangebietes ein Ausgleich flir den Verlust durch die
Festsetzung von Pflanzgeboten im Bebauungsplan als Durchgriinung des Plangebietes
gegeben. Insofern wird ein Rahmen fir die Vorhabenverwirklichung geschaffen, die
Voraussetzungen fiir eine Ausnahme/Befreiung von den Verboten der Verordnung sind
gegeben (Hineinplanung in eine Ausnahme-/Befreiungslage). Dem Planvollzug stehen keine
uniiberwindlichen naturschutzrechtlichen Hindernisse entgegen.

Ebenfalls unter die Verordnung féllt eine Kopfweide unmittelbar am nordlichen
Plangebietsrand, jedoch noch auBerhalb des Plangebietes der 3. Anderung und Erweiterung.
Es sei hier nur darauf verwiesen, dass auch flir diesen Baum die Bestimmungen der
Verordnung Uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes im Landkreis Schaumburg
gelten und zu beachten sind.

Weitere geschiitzte Geholzbestande auch nach der Satzung Uber den Schutz des Baum- und
Heckenbestandes in der Gemeinde Auetal sind nicht betroffen.

4.6.9 Artenschutzrechtliche Belange/Priifung

Bebauungsplane selbst kénnen noch keine VerstéBe gegen die Zugriffsverbote des § 44 Abs.
1 BNatSchG (Tétungsverbot, Stérungsverbot, Verbot Fortpflanzungs- und Ruhestatten zu
entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstdren) bewirken. Sie bereiten diese allerdings durch
die Festsetzungen vor. Die Belange des Artenschutzes nach dem Bundesnaturschutzgesetz
sind daher als Teil der Umweltschutzbelange bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes im
Rahmen der Umweltpriifung nach § 2 Abs. 4 BauGB aber auch unabhdngig davon (wie in
diesem Fall) zu berticksichtigen.

Ausgangsbasis der artenschutzrechtlichen Priifung sind die in den §§ 44 und 45 BNatSchG
festgelegten Regelungen zum besonderen Artenschutz.

Als Basis der Priifung dient die Erfassung der Avifauna aus 2022 (Patrovit 2024). Hierfir wurde
das urspriingliche Plangebiet einschlieBlich eines Puffers von 100 m nach Norden und Osten
von Marz bis Juni 2022 untersucht. Es fand eine Brutvogelkartierung mit separater Erfassung
des Rebhuhnes statt.

Insgesamt sind 35 Vogelarten im Untersuchungsgebiet festgestellt worden. Davon konnten 17
Arten als Brutvogel (Brutverdacht) eingestuft werden, weitere 18 Arten wurden als
Brutzeitfeststellung bewertet. Sieben der 35 Arten sind als ,geféhrdet" in der Roten Liste
Niedersachsens in der regionalisierten Einstufung Hiigel- und Bergland aufgefiihrt. Von diesen
sieben gelisteten Arten besteht fir Bluthanfling, Feldlerche und Mehlschwalbe ein Brutverdacht
im Untersuchungsgebiet. Zwei weitere vorkommende Arten befinden sich auf der Vorwarnliste
zur Roten Liste. Dazu gehdren Stieglitz (Brutverdacht) und Turmfalke (Brutzeitfeststellung).

Planungsbiiro REINOLD, Raumplanung und Stadtebau (IfR), 31675 Blickeburg
48



3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrale®, OT Rolfshagen
einschl. ortlicher Bauvorschriften und Berichtigung des Flachennutzungsplanes
- Begrindung -

Turmfalke und Mdusebussard (Brutzeitfeststellung) sind nach BNatSchG zusatzlich streng
geschitzt.

Es konnten keine Rebhiihner im Untersuchungsgebiet festgestellt werden. Bei der ersten
Rebhuhn-Kartierung konnte ein Uhu ca. 300 m nérdlich des Vorhabenbereiches (auBerhalb
des Untersuchungsgebiet) verhort und beobachtet werden. Weitere Beobachtungen dieser Art
wurden nicht gemacht, daher erfolgt die Einstufung als Brutzeitfeststellung.
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Turmfalke und Mdausebussard nutzen wie der Uhu weitlaufigere Gebiete zur Nahrungssuche.
Sie wurden als Brutzeitfeststellung im Vorhabenbereich eingestuft und werden wie die anderen
Brutzeitfeststellungen aufgrund einmaliger Sichtungen nicht als planungsrelevant angesehen
und daher nicht weiter betrachtet.

Ebenso wird der Stieglitz, aktuell auf der Vorwarnliste gefiihrt, nicht weiter betrachtet. Von
MaBnahmen flir Bluthanflinge bzw. Pflanzungen/Saumstrukturen kann allerdings auch diese
Art profitieren.

Mehlschwalben sind Kulturfolger und briiten haufig an Gebauden (Siidbeck et al. 2005, Bauer
et al. 2012). Ihr Bestandstrend in Niedersachsen zeigt eine konstante Entwicklung, die aber
deutlichen Schwankungen unterliegt (Krliger et al. 2014). Bestandsriickgdnge entstehen
hauptsachlich durch Nistplatzverlust oder Mangel an Baumaterial. Die Gebdude an denen ein
Brutverdacht dieser Art im Untersuchungsgebiet besteht, liegen zwar im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes, eine unmittelbare Auswirkung ist durch die Festsetzungen des
Bebauungsplanes jedoch nicht gegeben. Fir den Fall von Eingriffen in vorhandene
Gebaudestrukturen sind artenschutzrechtliche VermeidungsmaBnahmen festgesetzt (s. Kap.
4.6.6), so dass Nistplatzverluste vermieden werden. Die geplante (neue) Wohnbebauung im
Vorhabenbereich stellt keinen Eingriff in die Fortpflanzungs- und Ruhestdtte von
Mehlschwalben dar. Flachen zur Nahrungssuche sind in der Umgebung bei Anderung des
Bebauungsplans weiterhin ausreichend vorhanden.

Das Feldlerchen-Revier im Untersuchungsgebiet befindet sich auf der landwirtschaftlich
genutzten Ackerflache in einer Entfernung von rund 80 m zum nachstgelegenen vorhandenen
Siedlungsbereich. Der Abstand zur Baugrenze des derzeitigen Bebauungsplanes Nr. 6 betragt
ca. 70 m. Feldlerchen sind Bodenbriter und besiedeln primdr offene Landschaften wie
Grinland und Ackerflachen, die sich durch eine niederwiichsige Kraut- und Grasvegetation
auszeichnen (Stdbeck et al. 2005, Keller et al. 2020). Ihr Erhaltungszustand in Niedersachsen
ist ,unglinstig" (NLKWN 2011). Feldlerchen halten einen Abstand von min. 60-120 m zu
vertikalen Strukturen wie Siedlungen oder Waldrandern ein (Olke 1968, NLWKN 2011).

Aktuell erfolgte auf dem Flurstlick 23/5 eine Wohnbebauung (Einfamilienhaus) innerhalb der
zuldssigen Baugrenzen des derzeitigen Bebauungsplanes Nr. 6, damit riickt die Bebauung auf
ca. 70 m an das Revierzentrum heran. Andererseits wird aber durch den Verzicht auf die
Anderung des Bebauungsplanes in diesem Bereich (Flurstiicke 23/5, 23/6, 205/1) vermieden,
dass die Baugrenze bis auf ca. 52 m an das Revierzentrum heranriickt (Abstand zum
Geltungsbereich ca. 45 m). Dadurch wirde sich auf jeden Fall der Verlust einer Fortpflanzungs-
/Ruhestdtte ergeben und es wadre eine vorgezogene artenschutzrechtliche CEF-MaBnahme
erforderlich.

Da der Abstand zum Geltungsbereich der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes
und insbesondere auch zu den Baugrenzen mit ca. 90 — 140 m nicht unter das MaB3 der
derzeitigen Abstande (auch ohne Neubebauung) fallt und eine kleinrdumige Verlagerung des
Brutplatzes innerhalb der Ackerflachen mdglich ist, so dass auch ein Abstand von ca. 100 m
eingehalten werden kann, ist ein Verlust der Fortpflanzungs-/Ruhestdtte durch die Umsetzung
der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 nicht zu befiirchten. Eine CEF-
MaBnahme ist aufgrund des Verzichtes der Anderung zwischen den Teilpldnen 1 und 2 nicht
erforderlich. Das Gutachten von Patrovit (2024) ging hier noch von anderen Voraussetzungen
aus und hat folgerichtig die Notwendigkeit einer CEF-MaBnahme unter diesen anderen
Voraussetzungen erkannt.

Insgesamt treten unter Berlicksichtigung dieses Sachverhalte und der festgesetzten
VermeidungsmaBnahmen (Baufeldfreiraumung) fir die Art die artenschutzrechtlichen
Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG (Tétung, Stérung, Verlust Fortpflanzungs-/ Ruhestatte)
im Kontext mit der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 nicht ein.
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Der Bluthanfling kommt mit einem Brutrevier im Vorhabenbereich vor. Im Bereich des
Reviers befinden sich in einem Hausgarten/Ziergarten dichte Strukturen aus Fichten (Picea
abies) und Hecken, u. a. aus Kirschlorbeer (Prunus laurocerasus). Der Bluthanfling briitet vor
allem in dichten Hecken- wund Strauchstrukturen (Slidbeck et al. 2005). Im
Untersuchungsgebiet ergibt sich die Nutzung der Saumstruktur (aus nichtheimischen Arten)
im Verbund mit der direkt angrenzenden Ackerbrache (mit Ruderalflur), die als
Nahrungshabitat dient und offene Bodenstellen (Rohboden) bietet. Die Brache besteht aus
einer samentragenden Stauden- und Krautschicht und stellt ein wichtiges Nahrungshabitat fir
Bluthanflinge dar. Wahrend der Kartierungen konnten mehrere Bluthanflinge
nahrungssuchend auf der Fldche beobachtet werden.

Aufgrund der unmittelbaren Nahe des Vorhabens zum Brutrevier, sowie der Tatsache, dass es
im naheren Umfeld keine ahnlich groBe gleichwertige Nahrungsflache vorhanden ist, kdme es
bei Einbeziehung der o. g. Flurstiicke mit Erweiterung der Baufelder zu einem wahrscheinlichen
Verlust der Fortpflanzungs-/Ruhestatte. Wie bereits geschildert erfolgt dies jedoch nicht.
Allerdings lasst auch der bereits bestehende Bebauungsplan Nr. 6 die Bebauung der Brache in
reduzierterem Umfang zu, was derzeit z. T auch erfolgt ist. Dies ist jedoch nicht Gegenstand
der hier betrachteten 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6. Ergénzend
kommt hinzu, dass neben dem schon eingetretenen tlw. Verlust von Brache auch der dichte
Fichtenbestand an der FeldstraBe auf dem Grundstiick Haus Nr. 15 entfernt worden ist. Es
erscheint mdglich, dass aufgrund der strukturellen Veranderungen und des benachbarten
Baubetriebes der Brutstandort hier verlagert/aufgegeben wurde. Unabhangig davon a@ndern
die Festsetzungen im Teilplan 1 (nur dieser ist fir die Art relevant) die gegenwartige Situation
fur den Bluthanfling nicht maBgeblich. Der Verlust einer Fortpflanzungs-/Ruhestatte hierdurch
ist nicht zu befiirchten. Eine CEF-MaBnahme ist aufgrund des Verzichtes der Anderung
zwischen den Teilpldnen 1 und 2 nicht erforderlich. Das Gutachten von Patrovit (2024) ging
hier noch von anderen Voraussetzungen aus und hat folgerichtig die Notwendigkeit einer CEF-
MaBnahme unter diesen anderen Voraussetzungen erkannt.

Vermeidend in Bezug auf eine Tétung wirken hier die festgesetzten Bauzeitenregelungen. Aus
der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 heraus ergibt sich somit kein
Verlust einer Fortpflanzung-/Ruhestatte. Positiv flir die Art werden sich die festgesetzten
Pflanzungen auswirken.

Insgesamt treten unter Berlicksichtigung dieses Sachverhalte und der festgesetzten
VermeidungsmaBnahmen (Baufeldfreiraumung) auch fiir diese Art die artenschutzrechtlichen
Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG (Tétung, Stérung, Verlust Fortpflanzungs-/Ruhestatte) im
Kontext mit der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 nicht ein.

Unabhangig von den Festsetzungen des Bebauungsplans sind aber auch bei Anderungen auf
den vorhandenen Grundstiicken, wie dem Schnitt oder der Entfernung von Gehdlzen (auch der
genannten Kirschlorbeerhecke) die artenschutzrechtlichen Regelungen des § 44 BNatSchG zu
beachten.

4.7 Immissionsschutz
4.7.1 Grundlagen

Im Rahmen der Aufstellung von Bauleitplanen sind die Belange des Umweltschutzes,
insbesondere auch die des Immissionsschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Abs. 7 BauGB, zu
beriicksichtigen. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die Anforderung an die Sicherstellung
gesunder Wohn- und Arbeitsverhdltnisse und die Belange des Umweltschutzes, insbesondere
die umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die
Bevolkerung insgesamt zu berticksichtigen (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB).
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Fir die Beurteilung der mit dieser Bauleitplanung verbundenen Immissionssituation ist die
Berlicksichtigung des unmittelbaren Planungsumfeldes von Bedeutung. Das unmittelbare
Umfeld des Plangebietes wird durch die bereits bestehenden Allgemeinen Wohngebiete und
Mischgebiete sowie von der im Westen gelegenen L 442 und ferner durch den Standort des
Schiitzenhauses norddstlich des Plangebietes bestimmt. Auf das Plangebiet kénnen insofern
Verkehrslarmimmissionen sowie Betriebslarm des Schitzenhauses einwirken.

Gewerbliche Emissionen sind aufgrund der in der ndheren Umgebung fehlenden
Gewerbebetriebe in diesem Fall nicht von Bedeutung.

Durch die GTA Gesellschaft fir Technische Akustik mbH, Hannover, wurden zur Beurteilung
der La&rmimmissionen schalltechnische Untersuchungen zur 3. Anderung und Erweiterung des
Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe™ durchgefiihrt, deren Ergebnisse und Empfehlungen in
Bezug auf erforderliche LarmschutzmaBnahmen in der Begriindung und den textlichen
Festsetzungen zum Bebauungsplan entsprechend berlicksichtigt wurden.

4.7.2 Beurteilung der Schutzwiirdigkeit von Nutzungen in Bezug auf
Immissionen

Zur Beurteilung der zukiinftig zu erwartenden Immissionssituation ist die Schutzwirdigkeit der
im Plangebiet und in dessen Wirkungsumfeld bestehenden und geplanten Art der baulichen
Nutzung in Anlehnung an die in der Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgefiihrten
Gebietstypen zu ermitteln. Im Plangebiet ist als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines
Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO und ein Mischgebiet gem. § 6 BauNVO festgesetzt. Somit
ist fur die Beurteilung der zukinftig im Plangebiet zu erwartende Larmsituation die DIN 18005
»Schallschutz im Stadtebau" mit den flir WA- und MI-Gebieten zuldssigen Orientierungswerten
maBgeblich.

Diese betragen bei

WA-Gebieten:  tags 55 dB(A) und nachts 45/40 dB(A)

MI-Gebieten: tags 60 dB(A) und nachts 50/45 dB(A)

Der letzte (kleinere) Wert gilt flir Industrie-, Gewerbe- und Freizeitlarm.

Die v.g. Werte stellen keine Grenzwerte, sondern nur Orientierungswerte fur die stadtebauliche
Planung dar und kénnen im Einzelfall auch Uberschritten werden.

Flr die unmittelbar &stlich, westlich und sudlich angrenzenden und bereits bebauten
Grundstlcke ist aufgrund der fir diese Flachen bereits rechtsverbindlich festgesetzten
Mischgebiete der Schutzanspruch eines Mischgebietes und im Ubrigen fiir die
Wohnsiedlungsbereiche der Schutzanspruch eines Allgemeinen Wohngebietes entsprechend
der im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 bereits festgesetzten WA-Gebiete zu
berticksichtigen. Aufgrund des Nebeneinanders von Mischgebieten und Allgemeinen
Wohngebieten ist noch kein Immissionskonflikt ableitbar.

In Bezug auf die Geruchsbelastung werden die Immissionsgrenzwerte der TA-Luft beachtet.
Diese betragen bei Allgemeinen Wohngebieten sowie Mischgebieten 10 % der
Geruchswahrnehmung der Jahresstunden.
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4.7.3 Larmimmissionen
e Verkehrslarm

Die fur Verkehrslarm ermittelten Immissionspegel wurden im Zuge einer schalltechnischen
Beurteilung! fiir den Bebauungsplan durch eine Schallausbreitungsberechnung berechnet und
flachenhaft fir das Plangebiet dargestellt.

Aus der Schallausbreitungsberechnung geht hervor, dass der bei stadtebaulichen Planungen
zur Beurteilung von Verkehrslarm heranzuziehende Orientierungswert des Beiblatts 1 zu DIN
18005 fiir Allgemeine Wohngebiete (55 dB(A)) am Tage bereichsweise bis zu rd. 3 dB
Uberschritten werden kann. Der entsprechende Orientierungswert flir Mischgebiete (60 dB(A))
am Tage wird um rd. 3 dB Uberschritten.

Nachts wird der Orientierungswert von 45 dB(A) bereichsweise im Allgemeinen Wohngebiet
um bis zu 7 dB Uberschritten. Im Mischgebiet wird der entsprechende Wert von 50 dB(A)
ebenfalls um bis zu 6 dB liberschritten.

Das Erfordernis der Festsetzung von MaBnahmen zum Schutz vor Verkehrslarm kann
regelmaBig mit einem Spielraum von 3 dB abgewogen werden. Die Uberschreitungen liegen
mit bis zu 3 dB am Tage demnach in einem Bereich, wo MaBnahmen zum Schutz von
AuBenwohnbereichen vor Verkehrslarm abgewogen werden kénnen. Eine Festsetzung von
MaBnahmen ist somit nicht zwingend erforderlich.

Aus den dargelegten Ergebnissen des schalltechnischen Gutachtens sind zur hinreichenden
Berticksichtigung der Verkehrslarmimmissionen (StraBe) aus Griinden des vorsorgenden
Immissionsschutzes LarmschutzmaBnahmen an den Wohngebduden erforderlich, die unter
Kapitel 4.7.4 dargelegt werden. Um die lokal bestehende Immissionssituation beriicksichtigen
zu koénnen, werden die seitens des schalltechnischen Gutachtens vorgeschlagenen passiven
SchallschutzmaBnahmen und  Ausrichtungen  schiitzenswerter  AuBenwohnbereiche
entsprechend im Zuge der konkreten Vorhabenplanung berticksichtigt werden missen.

e Schiitzenhaus

Norddstlich des im Teilplan 2 festgesetzten WA 3-Gebietes befindet sich das Schiitzenhaus des
ortlichen Schiitzenvereins mit SchieBstand. Mit der vorliegenden 3. Anderung und Erweiterung
des Bebauungsplanes Nr. 6 wird im stidwestlichen Anschluss an den bestehenden Schiestand
des Schutzenhauses des SchieB- und Sportvereins Auetal e.V. zukiinftig eine erstmalige
Bebauung mit dem Schutzstatus eines Allgemeinen Wohngebietes ermdglicht. Aus Griinden
der gegenseitigen Ricksichtnahme wurde in der Bebauungsplananderung daher bereits
entlang des SchieBstandes eine 11 m breite Flache, die von der Bebauung freizuhalten ist, als
Abstandsflache berticksichtigt und festgesetzt.

Dartiber hinaus erfolgte durch die GTA Gesellschaft flir Technische Akustik mbH, Hannover,
eine schalltechnische Untersuchung des auf das Plangebiet im Vereinsbetrieb einwirkenden
SchieBlarms, um Immissionskonflikte auszuschlieBen. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass
Laer Beurteilungspegel fir den Trainingsbetrieb (VorderladerschieBen) am Rande des
Plangebiets bis zu 62 dB(A) auf Hohe des 2. OG [betrdgt]. An den im vorgelegten B-Plan-
Entwurf vorgesehenen Baugrenzen betragt der Beurteilungspegel bis zu rund 48 dB(A) auf
Hobhe des Erdgeschosses und bis zu rund 51 dB(A) auf Hohe des 2. Obergeschosses. Somit
wird der Immissionsrichtwert fir allgemeine Wohngebiete in der Beurteilungszeit Tag um mehr
als 3 dB unterschritten.

Beim KleinkaliberschieBen sind geringere Gerauscheinwirkungen zu erwarten. Mit
Beurteilungspegein von bis zu rund 37 dB(A) auf Hohe des EG und bis zu rund 43 dB(A) auf

_1_ GTA Gesellschaft fiir Technische Akustik mbH, ,Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe™ 3.
Anderung und Erweiterung der Gemeinde Auetal, OT Rolfshagen - Verkehrslarm -*, Hannover, 18.10.2022
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Hohe des 2. OG wird der Immissionsrichtwert fir allgemeine Wohngebiete entlang der
Baugrenzen um rund 12 dB und mehr unterschritten.

Fuir den Fall der in Abschnitt 3 (des Gutachtens) beschriebenen Kreismeisterschaften sind
entlang der Baugrenze Beurteilungspegel von bis zu rund 47 dB(A) auf Hohe des
Erdgeschosses und von bis zu rund 53 dB(A) auf Hohe des 2. Obergeschosses zu erwarten.
Der Immissionsrichtwert wird somit um 2 dB unterschritten.

Den Darstellung der Anlagen 4.1 bis 4.3 (des Gutachtens) /st zudem zu entnehmen, dass die
Maximalpegel kurzzeitiger Einzelereignisse im gesamten Plangebiet auf Hohe des EG bis 2. OG
unter dem fir allgemeine Wohngebiete zuldssigen Wert von 85 dB(A) am Tage liegen.

Somit ist nicht zu erwarten, dass eine ktinftig heranrickende Wohnbebauung den Betrieb des
Schiitzenheims einschrankt. Die Planung ist im Hinblick auf die Einwirkung von Freizeitiarm
(SchieBldrm) als konfiiktfrei zu betrachten, sofern die Baugrenzen wie im Entwurf dargestellt
festgesetzt werden. Mit der ermittelten Unterschreitung des Immissionsrichtwerts besteht fir
den Schiitzenverein sogar noch Spielraum zu einer moderaten Ausweitung seines
Schielbetriebs. "

Ein Konflikt zwischen dem bestehenden SchieBstand und der heranriickenden Wohnbebauung
kann somit ausgeschlossen werden.

4.7.4 Festsetzungen zum Immissionsschutz

Aktiven SchallschutzmaBnahmen (Wall oder Wand) ist im Rahmen der Abwagung gegentiber
den passiven SchallschutzmaBnahmen (schallgedammte Fenster, Mauerwerk und Dacher)
zunachst der Vorrang einzurdumen. Hierbei sollen jedoch auch die jeweils flir den engeren
Planungsraum anzutreffenden und pragenden stadtebaulichen Rahmenbedingungen
angemessen beriicksichtigt werden. Das bedeutet, dass aus stadtebaulichen Griinden zur
Reduzierung von visuellen und funktionalen Barrierewirkungen in Folge von Wallen und
Wanden, soweit technisch machbar, die Ausformung und Dimensionierung passiver
Schallschutzanlagen Gegenstand der Festsetzungen wird.

Aufgrund der Lage im Siedlungsbereich und der Geschossigkeit der vorhandenen und
geplanten Gebdude wird davon ausgegangen, dass Larmschutzwalle oder -wdnde im
Plangebiet als MaBnahmen gegen den von der L 442 ausgehenden Verkehrslarm auch
aufgrund des zum Teil groBeren Abstandes schutzwirdiger Nutzungen zu Emissionsquellen
nicht realisierbar sind.

Flir den Schutz eines beurteilungsrelevanten Immissionsortes in einer bestimmten Hohe,
musste ein Larmschutzbauwerk mindestens die Sichtverbindung zwischen Immissionsort und
Quelle unterbrechen, um abschirmend zu wirken. D.h. flir vorhandene Gebdude miisste ein
Larmschutzbauwerk nahezu die Hohe des Gebdudes selbst erreichen. Von der Festsetzung
eines solchen Larmschutzbauwerkes entlang der L 442 wird daher aus Griinden der durch den
Abstand geminderten Schutzwirkung und aufgrund der auch aus stadtebaulicher Sicht
unverhaltnismaBig hohen Wand/Wall abgesehen. Ferner wiirden Zufahrten von Grundsttlicken
Schallliicken bewirken, die solche MaBnahmen auch aus Grinden der Wirtschaftlichkeit
unverhaltnismaBig erscheinen lassen.

Daher wird in diesem Fall den passiven SchallschutzmaBnahmen zum Schutz vor Verkehrslarm
an den Gebduden der Vorrang eingeraumt. Ausnahmen von den Festsetzungen zum baulichen
Schallschutz sind zuldssig, wenn im Einzelfall auf Grundlage einschlagiger Regelwerke der
Nachweis erbracht wird, dass an Fassadenabschnitten geringere maBgebliche

_2_ GTA Gesellschaft fiir Technische Akustik mbH, ,Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 6 ,FeldstraBe®, 3.
Anderung und Erweiterung der Gemeinde Auetal, OT Rolfshagen - SchieBlarm -*, Hannover, 26.01.2024, S. 17
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AuBengerdauschpegel als festgesetzt erreicht werden koénnen (z. B. durch die
Gebdudegeometrie).

Im Bebauungsplan werden auf der Grundlage der Empfehlungen des Schallgutachtens die
folgenden Festsetzungen berticksichtigt:

§ 6  Festsetzungen zum Immissionsschutz
(gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB)

Aufgrund der bereichsweisen Uberschreitungen der Orientierungswerte des Beiblatts 1 zu
DIN 18005 fiir Mischgebiete und Allgemeine Wohngebiete am Tage und in der Nacht durch
den Verkehrslérm der L 442 sind MaBnahmen zum baulichen Schallschutz vorzusehen:

1. Nach DIN 4109 schutzbedlirftige Rdume sind bei einem Beurteilungspegel von mehr als
55 dB(A) am Tage im WA-Gebiet und 60 dB(A) am Tage im MI-Gebiet entlang der L 442
vorzugsweise auf der der StralBe abgewandten Gebaudeseite anzuordnen.

2.  Ab einem Beurteilungspegel von mehr als 45 dB(A) in der Nacht ist nachts ein
ausrefchender Luftwechsel bei geschlossenen Fenstern sicherzustellen (z. B. durch den
Einbau schallgedammter Liftungseinrichtungen).

3. Die sich aus den in der Planzeichnung festgesetzten malBgeblichen
AuBengerduschpegeln ergebenden Anforderungen an den baulichen Schallschutz der
zum Zeitpunkt der Genehmigung giiltigen Fassung der DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau" sind umzusetzen.

4. AuBenwohnbereiche sind bei einem Beurteilungspegel von mehr als 55 dB(A) am Tage
im WA-Gebiet und 60 dB(A) am Tage im MI-Gebiet entlang der L 442 auf der
straBenabgewandten Gebaudeseite anzuordnen.

5. Ausnahmen von den Festsetzungen zum baulichen Schallschutz sind zuldssig, wenn im
Einzelfall auf Grundlage einschidgiger Regelwerke der Nachweis erbracht wird, dass an
Fassadenabschnitten geringere maflgebliche AulBengerduschpegel als festgesetzt
erreicht werden kénnen (z. B. durch die Gebdudegeometrie).

4.7.5 Geruch

Im Siedlungsbereich Rolfshagen (nicht jedoch in unmittelbarer Nahe zum Plangebiet) sind
landwirtschaftliche Hofstellen vorhanden. Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung ist
darzulegen, dass die fiir Allgemeine Wohngebiete gem. § 4 BauNVO maBgeblichen
Immissionsgrenzwerte der TA-Luft eingehalten werden.

Durch die landwirtschaftliche Nutzung der nérdlich und 8stlich an den Teilplan 1 angrenzenden
und im westlichen Nahbereich des Teilplanes 2 befindlichen Ackerflaichen kénnen zudem
Staub- und Geruchsimmissionen entstehen, die sich auf die Plangebiete auswirken. Diese sind
auf die Zeitrdume von Ausbringung, Diingung und Ernte zeitlich begrenzt und entsprechend
im Sinne der Austibung der guten fachlichen Praxis zu dulden.

Fir die Plangebiete ist nachzuweisen, dass die beachtlichen
Geruchswahrnehmungshaufigkeiten von 10 % bei Wohn- und Mischgebieten nicht
Uberschritten werden. In der unmittelbaren Nahe der Plangebiete sind keine
landwirtschaftlichen Hofstellen vorhanden, die relevante Geruchsemissionen im Plangebiet
erwarten lassen. Auf die Ausarbeitung eines Geruchsgutachtens wird daher verzichtet.

Durch eine Rahmeneingriinung des Plangebietes am nordlichen Rand kdénnen auf das
Plangebiet ggf. einwirkenden Immissionen gemindert werden. Allgemein ist nicht mit
ortsuntypischen Auswirkungen zu rechnen, die eine Uberschreitung des 0.g. Grenzwertes von
10 % der Jahresstunden hervorruft.
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4.7.6 Landwirtschaftliche Nutzung auf benachbarten Grundstiicksflachen und
Trennungsgebot gem. § 50 BImSchG

Lanadwirtschaftliche Fldache

Die Beurteilung der von landwirtschaftlichen Flachen gegenwartig und zukiinftig ausgehenden
Jbetriebsbedingten® Emissionen richtet sich im Grenzbereich einer heranriickenden
Wohnnutzung danach, ob die zulassige landwirtschaftliche Nutzung die geplante Wohnnutzung
erheblich beeintrachtigt. Ebenfalls richtet sich die Zulassigkeit danach, ob die hinzukommende
Wohnnutzung dazu geeignet ist, die zuldassige Auslibung der landwirtschaftlichen Nutzung
erheblich zu beeintrachtigen. Eine Beeintrachtigung der o.g. Nutzungen liegt in derartigen
Grenzbereichen dann vor, wenn das Gebot der gegenseitigen Riicksichtnahme verletzt wiirde.

Hierbei kommt es jedoch auf den Einzelfall an. Zur Beurteilung der Zulassigkeit sei hier auf
§ 15 BauNVO verwiesen.

~&§ 15 Allgemeine Voraussetzungen fiir die Zuldssigkeit baulicher und sonstiger Anlagen

(1) Die in den §§ 2 bis 14 aufgefiihrten baulichen und sonstigen Anlagen sind im Einzelfall unzuldssig, wenn sie
nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der Eigenart des Baugebiets widersprechen. Sie sind auch
unzuldssig, wenn von ihnen Beldstigungen oder Storungen ausgehen kénnen, die nach der Eigenart des Baugebiets
im Baugebiet selbst oder in dessen Umgebung unzumutbar sind, oder wenn sfe solchen Beldstigungen oder
Stdrungen ausgesetzt werden.

(2) Die Anwendung des Absatzes 1 hat nach den stadtebaulichen Zielen und Grundsatzen des § 1 Absatz 5 des
Baugesetzbuchs zu erfolgen

(3) Die Zuldssigkeit der Anlagen in den Baugebieten ist nicht allein nach den verfahrensrechtlichen Einordnungen
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes und der auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen zu beurteilen. "

Demnach sind Nutzungen innerhalb und auBerhalb von Baugebieten dann unzuldssig, wenn
sie jeweils die Eigenart des Baugebietes oder dessen Umgebung unzumutbar beeintrachtigen
oder storen.

Im Rahmen der in der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,FeldstraBe"
durch Festsetzung von WA-Gebieten konkretisierten Ausweisung eines Allgemeinen
Wohngebietes in Nachbarschaft zu den angrenzenden landwirtschaftlichen Flachen wird davon
ausgegangen, dass die unmittelbare Nachbarschaft keinen Immissionskonflikt im Sinne des §
50 BImSchG (Trennungsgebot) darstellt. Es wird vielmehr davon ausgegangen, dass das
insbesondere fiir landlich gepragte Regionen typische Nebeneinander von Wohn- und
landwirtschaftlichen Nutzflachen (Acker und Weide) auf der Grundlage des Gebotes der
gegenseitigen Ricksichtnahme vereinbare und fiir beide Seiten zumutbare Nutzungen
darstellt.

Der grundsatzlich sich aus dem Nebeneinander von Landwirtschaft und Wohnen ergebende
Konflikt wird jedoch seitens der Gemeinde Auetal deutlich erkannt, da es in diesem
Grenzbereich von Wohnen und Landwirtschaft durchaus zu saisonal bedingten
Nutzungskonkurrenzen kommen kann. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass beidseits der
Grad des rechtlich Zumutbaren nicht in der Form (berschritten wird, dass eine erhebliche
Beeintrachtigung oder Stérung der genannten Nutzungen zu erwarten ist.

Es wird daher nicht davon ausgegangen, dass die Bewirtschaftung von landwirtschaftlichen
Nutzflachen, wie im Regelfall zu beobachten ist und auch fiir die Zukunft als wahrscheinlich
angesehen werden kann, einen erheblichen Nutzungskonflikt mit der Folge der Trennung
typischerweise  nebeneinander gelegener Nutzungen darstellt. Eine von der
landwirtschaftlichen Nutzflache (Ackerflache) ausgehende erhebliche Beeintrachtigung setzt
eine Art der landwirtschaftlichen Nutzung voraus, die dazu geeignet ist, die Anforderungen an
die Reinhaltung der Luft (definiert durch die 74 Luft-) und die Reduzierung von vermeidbaren
Larmemissionen (definiert durch die 7A4- Larm in Verbindung mit der DIN 18005 , Schallschutz
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im Stadtebau" und dem BImSchG) mehr als nur unwesentlich zu (iberschreiten (erhebliche
Beeintrachtigung).

Die Beurteilung dessen, ob von einer landwirtschaftlichen Nutzung potenziell eine erhebliche
Beeintrachtigung ausgehen kann, ist nach der Art der geplanten landwirtschaftlichen Nutzung
zu differenzieren.

Hierbei ist festzustellen, dass die bisherige landwirtschaftliche Nutzung der auBerhalb der
Plangebiete gelegenen Ackerflachen fiir die unmittelbar angrenzenden betriebsfremden
Wohnnutzungen keine erhebliche Beeintrachtigung etwa durch Geruch oder Larm in Folge der
Bewirtschaftung von Flachen ausgeldst hat. Aus diesem Grund ist auf die weitergehende
Beurteilung der landwirtschaftlich bedingten Emissionen auch vor dem Hintergrund der
weiterhin geltenden Orientierung an der ,guten fachlichen Praxis" verzichtet worden.

Storfallrelevante Betriebe und Nutzungen

In den Plangebietes und der unmittelbaren Umgebung sind keine stérfallrelevanten Betriebe
oder Nutzungen bekannt.

5 Sonstige, zu beachtende 6ffentliche Belange

5.1 Altlasten

Es sind keine Altlasten und Altlastenverdachtsflachen in den Plangebieten und der
unmittelbaren Umgebung des Siedlungsbereichs Rolfshagen bekannt.?

Sollten bei den vorhabenbedingten Arbeiten Hinweise auf Abfallablagerungen, Boden- oder
Grundwasserkontaminationen auftreten, ist die zustéandige Untere Wasser- bzw. Abfallbehdrde
des Landkreises Schaumburg umgehend zu unterrichten, ggf. sind Arbeiten zu unterbrechen.
Es wird empfohlen, Altlastenverdachtsflichen grundsétzlich von Uberbauungen freizuhalten,
solange die davon ausgehenden Gefahren nicht sicher erkundet, bearbeitet und beseitigt oder
gesichert sind bzw. die Unschadlichkeit nachgewiesen ist (vgl. Altlastenprogramm des Landes
Niedersachsen).

5.2 Kampfmittel

Es sind keine Kampfmittelfunde innerhalb der Plangebiete oder ihrer ndheren Umgebung
bekannt. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfauste, Minen etc.)
gefunden werden, ist die zustandige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder der
Kampfmittelbeseitigungsdienst des LGLN, Regionaldirektion Hameln-Hannover, umgehend zu
benachrichtigen.

5.3 Klimaschutz/Klimaanpassung

Die hier in Rede stehende Planung bezieht sich auf zum Teil bereits bebaute Flachen, die am
nordwestlichen Rand eines ebenfalls bereits baulich beeinflussten Siedlungsbereiches liegen
und von den im Plangebiet selbst und in der Umgebung bestehenden Nutzungen beeinflusst
werden. Die Flachen haben aufgrund der im Plangebiet vorhandenen und im Umfeld bereits
bestehenden siedlungsstrukturell gepragten Nutzungen keine wesentliche Bedeutung flir den
Klimaschutz. Der Verlust der unversiegelten Flachen und damit der Bodenfunktionen wird
durch die neu zu pflanzenden Baume auf den privaten Grundstiicksflachen sowie durch Flachen
zum Anpflanzen von Baumen und Strauchern (Rahmeneingriinung entlang der nérdlichen
Plangebietsgrenzen) teilweise ausgeglichen, sodass auch weiterhin ein kleinrdumiger Beitrag

3 NIBIS - Altlasten
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zur Verbesserung des lokalen Kleinklimas in Form von Schattenentwicklung, Staubbindung und
Temperaturausgleich geleistet werden kann.

Der Bebauungsplan tragt mit der darin vorbereiteten baulichen Neuordnung von bereits
festgesetzten (berbaubaren Grundsticksflachen sowie durch die Einbeziehung von
kleinrdumigen und dem unbebauten Siedlungsrand bisher zugeordneten Flachen dazu bei,
dass sich im Wesentlichen ein dhnliches siedlungsstrukturell beeinflusstes Klima entsprechend
der Umgebung entwickeln wird. Die im Bebauungsplan festgesetzte offene Bauweise (Einzel-
und Doppelhduser sowie Mehrfamilienhduser) tragt ferner dazu bei, dass die hinzutretende
Bebauung keine Barrierewirkung flir die von auBen zuflieBenden Kaltluftstrome erzeugt.

Aufgrund der Zunahme der versiegelten Flachen ist eine geringfligige Aufheizung dieser
Fldchen zu erwarten. Dieser soll durch die griinordnerischen Festsetzungen (u.a.
Durchgriinung privater Grundstiicksflachen) entgegengewirkt werden. Hierbei werden
Pflanzlisten festgesetzt, die auch unter Berlicksichtigung der fortschreitenden Klimawandels
besonders trockenresistent sind. Dartiber hinaus tragen die griinordnerischen Festsetzungen
zur Schattenentwicklung und dem damit verbundenen lokalen Temperaturausgleich und
untergeordnet zur Staubbindung bei.

Uber die értliche Bauvorschrift zur Gestaltung von Frei- und Gartenflichen wird die
Anlage der nicht versiegelten Grundstiicksflachen als Zier- oder Nutzgarten festgelegt.
Hierdurch kénnen die 6kologischen und klimatischen Bodenfunktionen gesichert und ebenfalls
ein Beitrag zur Vermeidung bzw. Verminderung entsprechender Warmeentwicklungen durch
Aufheizen der Flachen in den Sommermonaten geleistet werden.

Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen zur Nutzung regenerativer Energien. Er schlie3t
die Nutzung regenerativer Energien oder sonstige bauliche MaBnahmen zum Klimaschutz
jedoch weder aus noch erschwert er diese in maBgeblicher Weise. Insofern wird den
allgemeinen Klimaschutzzielen der Gemeinde Auetal Rechnung getragen.

Folgende allgemeine Hinweise und Empfehlungen, die auf die konkrete Vorhabenplanung
abzielen, werden nachfolgend gegeben:

- Bei den neu hinzukommenden Gebauden sind die baulichen Nutzungen auf der Grundlage
des Gebdudeenergiegesetzes (GEG) derart zu errichten, dass diese einen wesentlichen
Beitrag zum Klimaschutz leisten.

- Die Errichtung von Wasserspeichern zur Nutzung des Regenwassers (Zisternen) kann einen
Beitrag zum sparsamen Umgang mit dem Schutzgut Trinkwasser leisten. Eine
Anrechnung/Berticksichtigung bei der Dimensionierung der Regenrtickhalteeinrichtungen
ist jedoch nicht mdglich.

- Die Nutzung der Solarenergie zum Zwecke der Stromerzeugung stellt in vielen Féllen eine
klimafreundliche Form der Energieerzeugung dar. Hier ist auf eine angemessene
Ausrichtung der Anlagen auf den Gebauden oder sonstigen baulichen Anlagen zu achten.

- Im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung kann die Nutzung der Erdwarme, Heizen tber
die Liftungsanlage (Warmerlickgewinnung, Abwadrmenutzung, Kalte Nahwdrme) eine
weitere Moglichkeit der Energieerzeugung darstellen.

- Die Energieerzeugung von Wohnhdusern mit fossilen Brennstoffen sollte mit Blick auf die
Vermeidung und die Minimierung des CO-AusstoBes kritisch geprift werden.

- Die Begrtinung von Dachflachen der Hauptgebaude und Nebenanlagen sowie Garagen und
Carports stellt eine gute Mdglichkeit fir die Realisierung von Griindachern dar.

- Erhdéhung der Biodiversitat durch vielfaltig gestaltete Garten,
- Nutzung der Regenwasserversickerung und Regenwasserriickhaltung,

- Forderung der individuellen E-Mobilitat durch Nutzung der eigenen Solarenergie,
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- Verwendung energieeffizienter Baustoffe (z.B. Holz statt Zement als Baumaterial).

5.4 Denkmalschutz
Archdologische Denkmalpflege

Ur- und friihgeschichtliche Bodenfunde, wie etwa Keramikscherben, Steingerdte oder
Schlacken sowie Holzkohleansammlungen, Bodenverfarbungen oder Steinkonzentrationen, die
bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten gemacht werden, sind gem. § 14 Abs. 1 des NDSchG
auch in geringer Menge meldepflichtig. Sie mussen der zustandigen Kommunalarchaologie
(Tel. 05722/9566-15 oder E-Mail: archaeologie@schaumburgerlandschaft.de) sowie der
Unteren Denkmalschutzbehérde unverziiglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier Werktagen nach der Anzeige
unverandert zu lassen, bzw. flir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehdérde die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

Baudenkmalschutz

Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches des in Rede stehenden Bebauungsplanes sind
keine Baudenkmale vorhanden.

5.5 Bergbau

Das Plangebiet befindet sich gemaB den Angaben des NIBIS-Kartenservers des Landesamtes
fur Bergbau, Energie und Geologie im Bereich der bergbaulichen Berechtigungen
(Bergwerksfeld Eugen) der Barbara Rohstoffbetriebe GmbH, die berechtigt sind, dort
Aufsuchungstatigkeiten durchzufiihren und Bodenschatze (Eisenerz) zu férdern. Aufgrund der
Ndhe zum bestehenden Siedlungsbereich Rolfshagens wird jedoch davon ausgegangen, dass
umfangreiche Abbautatigkeiten absehbar in diesem Bereich nicht zu erwarten sind.

6 Daten zum Plangebiet

Der raumliche Geltungsbereich der 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
besteht aus insgesamt 2 Teilpldnen. Diese gliedern sich wie folgt:

Teilplan 1
Allgemeines Wohngebiet (WA1) 5.471 m2
davon Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen 454 m?2
Allgemeines Wohngebiet (WA2) 1.476 m2
Mischgebiet (MI) 3.806 m2
Private Verkehrsflache mit der besonderen 958 m?2

Zweckbestimmung , Anliegerstraf3e"
Plangebiet gesamt 11.711 m2
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Teilplan 2
Allgemeines Wohngebiet (WA3) 3.259 m2

davon Fldachen zum Anpflanzen von Baumen, Stréuchern
und sonstigen Bepflanzungen 349 m?

Mischgebiet (MI) 2.970 m2
Plangebiet gesamt 6.229 m?2

7 Durchfuhrung des Bebauungsplanes

7.1 Bodenordnung

Zur Realisierung dieses Bebauungsplanes sind keine weiteren bodenordnenden MaBnahmen
erforderlich. Das Plangebiet wird hinsichtlich der Baugrundstiicke und der abzuteilenden
privaten Flachen parzelliert und im Wege des einfachen Grunderwerbs weiter verduBert.

7.2 Ver- und Entsorgung

Die Teilplane liegen am nordwestlichen Siedlungsrand von Rolfshagen und sind durch die
umgebenden  Nutzungen voll erschlossen. Die vorhandene leitungsgebundene
Infrastrukturausstattung ist auf die bisherige Nutzung, die tber den bereits rechtsverbindlichen
Bebauungsplan Nr. 6 ermdglicht wird, ausgelegt und kann Uber das im Plangebiet zu
verlegende Leitungsnetz durch Anschluss an die im vorhandenen offentlichen StraBenraum
bestehenden Leitungen in der bestehenden Form genutzt werden.

Abwasserbeseitigung

Die Plangebiete konnen an den in der FeldstraBe bestehenden Schmutzwasserkanal
angeschlossen und an die Klaranlage des Wasserverbandes Nordschaumburg im Bereich der
Bernser Landwehr angebunden werden.

Oberflachenentwasserung

Flr das Baugebiet ist auf den Flachen der festgesetzten WA 1 und WA 3-Gebiete primar eine
Versickerung des Niederschlagswassers auf den privaten Grundstiicksflachen sowie innerhalb
der privaten Verkehrsflachen (StraBenentwdsserung) vorgesehen. Sollte dies aufgrund der
Bodenverhdltnisse nicht mdglich sein, ist das im Plangebiet anfallende und nicht bebauten
Grundstlcksflachen auf diesen derart zurtickzuhalten, dass nur die naturliche Abfluss-Spende
an die ndchste Vorflut abgegeben werden darf. Dabei betragt die Bemessung der
Abflussdrosselung 3 | pro ha und Sek. Die im MI- und WA 2-Gebiet gelegenen
Grundstticksflachen sind bereits abflusswirksam an das bestehende Kanalnetz angebunden.

Trink- und Léschwasserversorgung

Die Trinkwasserversorgung der im Plangebiet ausgewiesenen Baugebiete erfolgt durch den
Anschluss an die angrenzend vorhandenen Leitungen.

Die Sicherstellung der Loschwasserversorgung ist hoheitliche Aufgabe der Kommune. Die fir
den Grundschutz bereitzustellende Loéschwassermenge ist nach der 1. WasSV vom 31.03.1970
und den Technischen Regeln des DVWG — Arbeitsblatt W 405 — zu bemessen und betragt flr
das Plangebiet aufgrund der kiinftigen Nutzung 800 — 1.600 I/min flr eine Léschzeit von mind.
2 Stunden. Die LOschwassermengen sind Uber die Grundbelastung flir Trink- und
Brauchwasser hinaus bereitzustellen. Der Loschwasserbereich erfasst normalerweise samtliche
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Léschwasserentnahmemdglichkeiten in einem Umkreis von 300 m um das Brandobjekt. Eine
fur das Plangebiet ausreichende Léschwasserversorgung gemal dem DVGW-Arbeitsblatt W405
»Bereitstellung von Léschwasser durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgung” ist durch die
vorhandenen Leitungen und Entnahmestellen (Hydranten) grundsatzlich gewahrleistet.

Die Sicherstellung der Loschwasserversorgung durch die o6ffentliche Trinkwasserversorgung
und erforderlichenfalls durch zusatzliche unabhangige Ldschwasserentnahmestellen, z.B.
Loschwasserteiche, Loschwasserbrunnen, Zisternen usw., ist im Rahmen der konkreten
Vorhabenplanung nachzuweisen und in einem Léschwasserplan (MaBstab 1:5.000) mit Angabe
der jeweiligen Loschwassermenge zu erfassen. Der Ldschwasserplan ist der fiir den
Brandschutz zustandigen Stelle des Landkreises, zusammen mit den sonstigen Planunterlagen,
zuzustellen.

Wasserversorgungsleitungen, die gleichzeitig der Loschwasserentnahme dienen, missen einen
Mindestdurchmesser von DN 100 mm haben. Der erforderliche Durchmesser richtet sich nach
dem Loéschwasserbedarf.

Zur Sicherstellung einer ausreichenden Léschwasserversorgung wird darauf hingewiesen, dass

- bei einer Léschwasserversorgung durch die 6ffentliche Trinkwasserversorgungsleitung
zur Loschwasserentnahme innerhalb der o6ffentlichen Verkehrsflachen Hydranten
entsprechend der Hydranten-Richtlinien des DVGW-Arbeitsblattes W 331/I-VII zu
installieren sind,

- bei einer Léschwasserversorgung tber unabhangige Léschwasserentnahmestellen die
Entnahme von Léschwasser durch Sauganschliisse nach DIN 14 244 sicherzustellen ist,

- die Loéschwasserentnahmestellen nach DIN 4066 gut sichtbar und dauerhaft zu
kennzeichnen und freizuhalten sind, sodass die Flachen durch die Feuerwehr jederzeit
ungehindert erreicht werden kdnnen.

Zu allen Gebaduden ist die Zuwegung fir die Feuerwehr sicherzustellen. Feuerwehrzufahrten
sind gemaB §§ 1 und 2 DVO-NBauO so anzulegen, dass der fiir den Brandschutz erforderliche
Einsatz von Feuerlésch- und Rettungsgerdaten mdoglich ist. Die Flachen flr die Feuerwehr
mussen den ,Richtlinien Uber Flachen fiir die Feuerwehr" entsprechend der Liste der
Technischen Baubestimmungen vom 28. September 2012 entsprechen.

Unter Berlicksichtigung der bereits in der Umgebung des Plangebietes realisierten 6ffentlichen
StraBenverkehrsflachen sowie der umgebenden Siedlungsbereiche wird davon ausgegangen,
dass die v.g. Anforderungen zum Ldschwasserschutz bereits beriicksichtigt werden.

Die erforderlichen BrandschutzmaBnahmen sind im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens
mit dem zustandigen Brandschutzprifer des Landkreis Schaumburg abzustimmen. Die Belange
des Brandschutzes sind im Rahmen der konkreten Vorhabenplanung zu berlicksichtigen.

Abfallentsorgung

Die Abfallentsorgung wird durch die AWS Abfallwirtschaftsgesellschaft Landkreis Schaumburg
sichergestellt.

Die Befahrbarkeit und Wendemdglichkeiten der verkehrlichen ErschlieBung von Baugebieten
sind flr dreiachsige Miillfahrzeuge auszulegen. Kénnen aus besonderen Griinden diese
Empfehlungen nicht eingehalten werden, ist an der nachsten offentlichen StraBe, die von
Millfahrzeugen befahren werden kann und darf, ein angemessener Wertstoffsammelplatz
einzurichten.

In Bezug auf die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes wird davon ausgegangen, dass
die der ErschlieBung des Plangebietes dienenden StraBen fiir den Einsatz dreiachsiger
Millfahrzeuge ausreichend dimensioniert sind. Bei der konkreten Planung der
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ErschlieBungsanlagen werden die Anforderungen in Bezug auf das Befahren von dreiachsigen
Miillfahrzeugen berticksichtigt.

Die im Plangebiet gelegenen Grundstiicke sind direkt an die Verkehrsflachen und die mit einem
Durchmesser von 20 m ausreichend dimensionierte Wendeanlage angebunden. Fir die im WA
3-Gebiet ausgewiesenen Bauflachen kann eine Aufstellung der Abfallbehalter an der FeldstraBe
vorgesehen werden.

Energieversorgung

Die Versorgung des Plangebietes mit Elektrizitdt Gbernimmt die flr die Energieversorgung
zustandige Stadtwerke Rinteln GmbH.

Kommunikation

Das Plangebiet kann an das Kommunikationsnetz der Deutschen Telekom angeschlossen
werden. Flr den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung
mit dem StraBenbau und den BaumaBnahmen der anderen Leitungstrager ist es notwendig,
dass Beginn und Ablauf der ErschlieBungsmaBnahmen im Bebauungsplangebiet der Deutschen
Telekom Technik GmbH, Neue-Land-Str. 6, 30625 Hannover, so friih wie mdglich (mindestens
3 Monate) vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden.

7.3 Erdfallgefahrdung/Baugrund

Im Untergrund des Standorts kdnnen l6sliche Sulfat-/Karbonatgesteine aus dem Oberen Jura
in Tiefen anstehen, in denen mitunter Auslaugung stattfindet und lokal Verkarstung auftreten
kann. Im naheren Umfeld des Standorts sind bisher keine Erdfalle bekannt.

Formal ist dem Standort die Erdfallgefahrdungskategorie 2 zuzuordnen (gem. Erlass des
Niedersachsischen Sozialministers "BaumaBnahmen in erdfallgefahrdeten Gebieten" vom
23.2.1987, Az. 305.4 - 24 110/2 -). Im Rahmen von BaumaBnahmen am Standort kann —
sofern sich bei der Baugrunderkundung keine Hinweise auf Subrosion ergeben — beztiglich der
Erdfallgefahrdung auf konstruktive SicherungsmaBnahmen verzichtet werden. Die o.g.
standortbezogene Erdfallgefahrdungskategorie ist bei Hinweisen auf Subrosion gdf.
anzupassen. Weiterfihrende Informationen dazu unter www.lbeg.niedersachsen.de >
Geologie > Baugrund > Subrosion > Hinweise zum Umgang mit Subrosionsgefahren.

Hinweise und Informationen zu den Baugrundverhaltnissen am Standort kénnen dem NIBIS-
Kartenserver des Landesamtes flr Bergbau, Energie und Geologie entnommen werden.
Innerhalb des Plangebietes finden sich demnach nicht hebungs- und setzungsempfindliche
Locker- und Festgesteine. Es sind Ubliche lastabhangige Setzungen gut tragfahiger Locker-
und Festgesteine zu erwarten. Es handelt sich um die Bodenklasse 5: schwer |6sbare Bodenart.
Die Flachen des Plangebietes werden als Baugrundklasse: maBig bis gut konsolidierte
gemischtkornige, bindige Lockergesteine, lagenweise Sand und Kies eingestuft. Fir alle
Flachen im Plangebiet liegt eine hohe standortabhdngige Verdichtungsempfindlichkeit der
Bdden vor.

Die Hinweise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhaltnissen ersetzen keine geotechnische
Erkundung und Untersuchung des Baugrundes bzw. einen geotechnischen Bericht.
Geotechnische  Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung des
geotechnischen Berichts sollten gemaB der DIN EN 1997-1 und -2 in Verbindung mit der DIN
4020 in den jeweils gliltigen Fassungen erfolgen.

Entsprechende Untersuchungen des Baugrundes sind im Rahmen der konkreten
Vorhabenplanung durchzufiihren.
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7.4 Kosten

Der Gemeinde Auetal entstehen durch die Realisierung dieses Bebauungsplanes keine Kosten
im Sinne des § 127 BauGB, da die privaten Verkehrsflichen von einem privaten
ErschlieBungstrager auf eigene Kosten entwickelt werden.
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Teil II Anlagen

Anlage 1: Berichtigung des Flachennutzungsplanes
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Darstellung des wirksamen Flachennutzungsplanes
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Bauleitplanung der Gemeinde Auetal

Berichtigung des Flachennutzungsplanes
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Kartengrundlage:  Amtliche Karte 1:5000 (AK 5) Hinweis:
MaRstab: 1: 5000 Diese FNP-Berichtigung ist auf der Grundlage der Verordnung tber
die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung -
Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes fiir BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November
Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen, 2017 (BGBI. | S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.
© 2022 Landesamt fiir Geoinformation und Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176) geandert worden ist, erstellt worden.

Landesvermessung Niedersachsen,
Regionaldirektion Hameln-Hannover
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Anlage 2: Vorpriifung des Einzelfalles gem. § 13 a Abs. 1 Satz 2
Nr. 2 BauGB i.V.m. Anlage 2 BauGB
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1 Anlass, Rechtsgrundlagen

Mit der 3. Anderung des B-Planes Nr. 6 ,Feldstrale“ soll Wohnbauflache in der Ortschaft
Rolfshagen in der Gemeinde Auetal entwickelt werden.

Der Vorentwurf zur 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 ,Feldstrale,
OT Rolfshagen, wurde ursprunglich anteilig als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem.
§ 13 a BauGB (westlicher und sudwestlicher Teilbereich entlang der Feldstraflie) sowie anteilig
als Bebauungsplan gem. § 13 b BauGB (Einbeziehung von Auf3enbereichsflachen in das be-
schleunigte Verfahren, nordlicher und norddstlicher Teilbereich) aufgestellt.

Aufgrund eines Urteiles des Bundesverwaltungsgerichtes vom 18.07.2023, in dem die Unver-
einbarkeit des § 13b BauGB mit dem Recht der Europaischen Union zur Prifung der Umwelt-
auswirkungen bestimmter Plane und Programme (SUP-Richtlinie) festgestellt wurde, wurde
die Unanwendbarkeit des § 13b BauGB festgestellt. Dies betraf ebenfalls die im raumlichen
Geltungsbereich der vorliegenden 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6
gelegenen Teilflachen, fir die das Verfahren auf der Grundlage des 8§ 13b BauGB durchgefihrt
werden sollte.

Mit der Anderung des Baugesetzbuches vom 20.12.2023 wurde mit der Aufnahme des § 215a
die Moglichkeit geschaffen, Bebauungsplanverfahren nach § 13b BauGB die vor Ablauf des
31.12.2022 formlich eingeleitet wurden, im beschleunigten Verfahren in entsprechender An-
wendung des § 13a BauGB abzuschlie3en. Von dieser Mdglichkeit soll fur den vorliegenden
Bebauungsplan nunmehr Gebrauch gemacht und dieser im Verfahren nach § 13a BauGB fort-
gefuhrt werden.

Die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 wird in der Entwurfsfassung
nunmehr aus den Teilplanen 1 und 2 gebildet (s. Abb. 1). Gegentlber der Vorentwurfsfassung
sind einzelne Teilbereiche aus dem raumlichen Geltungsbereich entfallen (Flurstiicke 23/5,
23/6 und 205/1 an der Feldstral3e zwischen Teilplan 1 und 2).
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Abbildung 1. B-Plan Nr. 6 ,FeldstraBe“, 3. Anderung und Erweiterung

Gemald § 215a Abs. 3 BauGB kann eine Anwendung des 8§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB sowie § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB fir die bislang im
AulRenbereich gelegenen Flachen, fiir die zunachst das Verfahren gemafl dem nicht mehr
anzuwendenden § 13b BauGB begonnen wurde, nur dann erfolgen, wenn die Gemeinde auf
Grund einer Vorprifung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB zu der
Einschatzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltaus-
wirkungen hat, die nach 8§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwagung zu berticksichtigen waren
oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der Leistungs- und Funktionsfa-
higkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1a Abs. 3 BauGB auszugleichen wéaren. Der ent-
sprechende Ausgleich unterliegt nach § 1a Abs. 3 dabei der Abwégung nach § 1 Abs. 7, ist
also gerecht gegen- und untereinander mit den Ubrigen 6ffentlichen und privaten Belangen
abzuwagen.

Diese Vorpriufung des Einzelfalls wird hiermit vorgelegt. Sie wird nach den Vorgaben der An-
lage 2 des BauGB durchgefunhrt.

2 Methodik zur Vorpriufung des Einzelfalls

Die Vorprifung des Einzelfalls wird nach den Vorgaben der Anlage 2 des BauGB durchgefihrt.
Das Vorgehen fir die Vorprifung des Einzelfalls gemafld § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB ist im
Gesetz dabei nicht ndher definiert. Hinweise zur methodischen Vorgehensweise kdnnen je-
doch aus der ,Unverbindliche Arbeitshilfe zur Vorprifung des Einzelfalls im Rahmen der Fest-
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stellung der UVP-Pflicht von Projekten nach dem Gesetz tber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung (UVPG) und dem Niedersachsischen Gesetz tber die Umweltvertraglichkeitsprifung
(NUVPG)" des Niederséachsisches Umweltministerium (2012) abgeleitet werden.

Danach handelt es sich bei der Vorprifung um eine summarische Prifung durch die zustan-
dige Behorde, ob von dem geplanten Vorhaben voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkun-
gen ausgehen. Da die Vorprifung tberschlagig durchzufihren ist, reicht die plausible Erwar-
tung, dass eine Realisierung des geplanten Vorhabens zu erheblichen, nachteiligen Umwelt-
auswirkungen fuhren kann, aus, damit die Voraussetzungen fiir ein beschleunigtes Verfahren
nach § 13a (1) Nr. 2 BauGB nicht erfullt sind.

Die zustandige Behdrde pruft auf der Grundlage eigener Informationen und der vom Trager
des Vorhabens vorgelegten Unterlagen. Dem Trager des Vorhabens obliegt insoweit eine Mit-
wirkungspflicht, der mit der Ermittlung erheblicher Umweltbelange nachgekommen wird.

Anhand des in Anlage 2 BauGB genannten Kriterienkatalogs sind in angemessenem Umfang
Informationen Uber die Merkmale des Bebauungsplanes, mdglicher Auswirkungen sowie die
davon voraussichtlich betroffenen Gebiete einzuholen. Als nachteilige Umweltauswirkungen
sind alle negativen Veranderungen der menschlichen Gesundheit oder der physikalischen,
chemischen oder biologischen Beschaffenheit einzelner Bestandteile der Umwelt oder der
Umwelt insgesamt, die von dem Vorhaben verursacht werden kénnen, anzusehen. Diese Aus-
wirkungen missen erheblich im Sinne des UVPG sein.

3 Vorhabensbeschreibung und Wirkfaktoren
3.1 Vorhabenbeschreibung

Die Gemeinde Auetal plant in der Ortschaft Rolfshagen an der Feldstralie die Erweite-
rung vorhandener Wohnbebauung im Zuge der 3. Anderung und Erweiterung des B-
Planes Nr. 6. Der B-Plan umfasst eine Flache von ca. 1,79 ha und erstreckt sich Uber
zwei Teilplane (s. Abb. 1):

Teilplan 1 im Norden, Flache von insgesamt 1,17 ha, Festsetzungen als Allgemeines
Wohngebiet (WA 1 und WA 2) sowie Mischgebiet, Grundflachenzahl jeweils 0,3.

Teilplan 2 im Siden, Flache von insgesamt 0,62 ha, Festsetzungen als Allgemeines
Wohngebiet (WA 3) sowie Mischgebiet, Grundflachenzahl jeweils 0,3.

Die Mischgebiete an der Feldstral3e im Suden und Westen sind bereits im derzeit rechts-
gultigen B-Plan Nr. 6 festgesetzt, das Allgemeine Waohngebiet (WA 2) ist dort ebenfalls
bereits als Mischgebiet festgesetzt, so dass nur die Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und
3 mit einer Flache von ca. 0,55 und 0,33 ha neu hinzukommen.

Ziel der Planung ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine
malfdvolle Ergdnzung von Wohnnutzungen unter der Mal3gabe des Einfligens in die be-
stehende Siedlungsstruktur und unter Nutzung gartnerisch und durch Freizeitnutzung
(Reitsport) gepréagter siedlungsnaher Flachen.
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Der Bebauungsplan sieht generell nur eine geringe Grundflachenzahl von 0,3 vor und
erstreckt sich in grof3en Teilen auf schon bebaute Flachen. Z. T. wird Mischgebiet in
Allgemeines Wohngebiet und damit in eine hinsichtlich der Nutzungsmadglichkeiten stér-
ker eingeschrankte Art der baulichen Nutzung umgewandelt.

Entsprechend der lokal gegebenen Bestandssituation sind Gebaude in offener Bauweise
zulassig. Zur freien Landschaft hin (WA 1) ist nur ein Vollgeschoss zuldssig und die
Gebaudehdhe ist auf max. 9,50 m begrenzt. Es sind hier auch nur Einzelhauser zulassig.
Lediglich in den bereits bebauten Teilbereichen oder den durch Gehélze und Siedlungs-
strukturen abgeschirmten Teilflachen (Mischgebiet, WA 2 und WA 3) sind wie bisher
festgesetzt zwei Vollgeschosse maglich.

Realnutzung

Das Plangebiet selbst ist im Norden (Teilplan 1) v.a. gepragt durch Siedlungsstrukturen
mit Ziergarten und Ziergehdlzen, auRerdem siedlungsnahes Grinland (z. T. brachge-
fallenes Extensivgrinland/ Pferdekoppel, Reitplatz/ Freizeitnutzungen, tlw. mit bauli-
chen Anlagen wie Schuppen und Mauern. Suddéstlich (Teilplan 2) grenzt ein Siedlungs-
geholz an das Plangebiet welches das norddstlich gelegene Schiitzenheim umgibt. Eine
Begehung in 2024 zur Uberprifung der Biotoptypen ergab zudem, dass Teile der Acker-
brache an der FeldstralRe mit einem Wohnhaus bebaut worden sind (als Einzelhausge-
biet mit Ziergarten dargestellt, derzeit noch tlw. Baustellen). AulRerdem wurde auf dem
Flurstiick 27/28 eine Siedlungsgehdlz aus Fichten entfernt (aktuell als Ziergarten auf-
genommen).

Die vorhandenen Biotopstrukturen weisen eine tUberwiegend geringe, nur tlw. mittlere
Bedeutung auf (brachgefallenes Extensivgriunland, Siedlungsgeho6lz angrenzend).

Der Landschaftsrahmenplan stellt fir das Plangebiet eine geringe Bedeutung, aber
hohe Entwicklungsfahigkeit fir den Arten- und Biotopschutz dar.

Innerhalb des Plangebietes befinden sich zwei gemaf Verordnung lber den Schutz des
Baum- und Heckenbestandes im Landkreis Schaumburg geschiitzte Baume in einem
Ziergarten (mittelgro3er Blutahorn und Walnuss mit unter 10 m Kronendurchmesser).
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Abbildung 2: Bestand Realnutzung/ Biotoptypen
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3.2 Wirkfaktoren

Die umweltrelevanten Wirkungen der durch den B-Plan Nr. 6, 3. Anderung und Erweite-
rung lassen sich in bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkungen untergliedern.

Baubedingte Wirkungen treten nur temporar wahrend der Bauphase auf. Hierbei sind
insbesondere temporére La&rm- und Staubbelastungen zu bericksichtigen. Durch die
Bautétigkeit werden zudem i.d.R. die Béden stark verdichtet, umgelagert oder durch
andere Boden / Materialien ausgetauscht.

Anlagebedingte Wirkungen sind Wirkungen, die durch die baulichen Anlagen der zu-
lassigen Nutzungen verursacht werden. Diese umfassen insbesondere die Geb&ude
(versiegelt) und (teil-) versiegelte Flachen (Zufahrten, Wege/Stral3en, Lager-/Parkplatze
etc.). Es werden insbesondere Klima-, Boden- und Lebensraumfunktionen sowie das
Landschaftsbild beeintrachtigt (Versiegelung von Boden, Verlust von Biotopstrukturen,
Erhohung des Oberflachenwasserabflusses).

Betriebsbedingte Wirkungen umfassen Wirkungen, die mit dem Betrieb der zuldssigen
Anlagen einhergehen. Durch die Nutzung als Wohngebiet ist eine Erhdhung des Ver-
kehrsaufkommens und eine entsprechende Zunahme der Larmemissionen zu erwarten.
Anfallende Abfélle sind ordnungsgeman zu entsorgen.

Zu berlcksichtigen sind Vorbelastungen, wie sie durch vorhandenen Bebauung aber
auch Freizeitnutzungen bestehen.

4 Ermittlung erheblicher Umweltauswirkungen
Im Rahmen der Vorpriufung des Einzelfalls

Gem. § 13a (1) Nr. 2 BauGB wird die Ermittlung erheblicher Umweltauswirkungen gem.
Anlage 2 BauGB erforderlich. Die Ergebnisse dienen der behérdlichen Instanz zur Vor-
priufung des Einzelfalls und sind gem. § 2 (4) Satz 4 BauGB in der Abwagung zu berick-
sichtigen.
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Tabelle 1: Einschétzung der Erheblichkeit méglicher negativer Umweltauswirkungen (Merkmale der mdglichen Auswirkungen)
1. Merkmale des Bebauungsplanes gemafl Anlage 2 BauGB
Ziffer Kriterium Beschreibung/ Auswirkung Einschatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)
1.1 AusmaR, in dem der Bebau- | Anderung und Erweiterung eine vorhandenen B-Planes. Der B-Plan bereitet hierbei )

ungsplan einen Rahmen im
Sinne des § 35 Absatz 3 des
Gesetzes uber die Umwelt-

vertraglichkeitsprifung setzt

die planungsrechtlichen Voraussetzungen fiir eine mafRvolle Erweiterung von Wohn-
gebiet (Allgemeines Wohngebiet) am Ortsrand vor. Mischgebiet wird bestandsorien-
tiert im Bereich vorhandener Bebauung festgesetzt und tlw. auch in Allg. Wohnge-
biet umgewandelt. Fur die Erweiterung (0,33 und 0,55 ha) werden gartnerisch
(Haus-/ Ziergarten), bzw. fur Freizeitaktivitdten (Reitsport) genutzte, tlw. auch be-
baute Flachen angrenzend an vorhandene Bebauung einbezogen. Zur Rahmenein-
grinung werden Pflanzstreifen (3 m und 5 m breit) und Pflanzgebote fiir Baume
festgesetzt. Die Versiegelung wird fiir spatere Zulassungsentscheidungen durch die
Festsetzung einer geringen GRZ von 0,3, die Bebauung mit Hauptgebauden durch
Baugrenzen begrenzt. UVP-pflichtige Vorhaben der Anlage 1 UVPG werden nicht
vorbereitet.

1.2

Ausmalfl, in dem der Bebau-
ungsplan andere Plane und Pro-
gramme beeinflusst

Der B-Plan als verbindliche Bauleitplanung ist aus tbergeordneten Planungen zu entwickeln.
Der Flachennutzungsplan wird hierzu korrigiert. Die Festlegungen des Landesraumordnungs-
programmes (LROP-VO 2022) widersprechen den Festsetzungen des B-Planes nicht. Im
RROP des Landkreises Schaumburg 2003, werden randliche Teilflachen des Teilplanes 1
des B-Planes als Vorsorgegebiet fiir die Landwirtschaft aufgrund hohen, nattrlichen, standort-
gebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials dargestellt. Die Ausweisung von Baufla-
chen beansprucht jedoch lediglich eine untergeordnete Teilflache des im RROP dargestellten
Vorsorgegebietes fiir die Landwirtschaft und wirkt sich somit nicht erheblich beeintrachtigend
auf dessen Funktionen oder die landwirtschaftlichen Ertragspotenziale aus. Im Ubrigen befin-
den sich die betroffenen Teilflachen des Vorranggebietes bereits teilweise innerhalb des

)
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1. Merkmale des Bebauungsplanes geméaf Anlage 2 BauGB

Ziffer

Kriterium

Beschreibung/ Auswirkung

Einschatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)

raumlichen Geltungsbereiches des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 6 (was auch
dem Maf3stab des RROP geschuldet ist), bzw. unterliegen derzeit keiner aktiven landwirt-
schaftlichen Nutzung (Freizeitnutzung, Pferdehaltung, derzeit brachliegend). Ebenfalls grenzt
eine Gebiet zur Verbesserung der Landschaftsstruktur und des Naturhaushaltes an, bzw.
Uberlagert sich randlich mit dem Teilplan 1. Auch hierfur gelten die Aussagen wie zum Vorsor-
gegebiet Landwirtschaft. Aufgrund der kleinraumigen randlichen Uberlagerung wird nur eine
untergeordneter Teil der Festlegung beansprucht, der die Funktion und Entwicklungsfahigkeit
des Gebietes nicht in Frage stellt, bzw. erheblich beeintrachtigt. Im Ubrigen entspricht der zu
andernde/ zu erweiternde Bebauungsplan den Festlegungen des RROP.

In den Erlauterungen zum Regionalen Raumordnungsprogramm wird zudem darauf hingewie-
sen, ,dass vor der siedlungsméRigen Uberplanung von AuRenbereichsflachen die Kommunen
vorrangig zu prifen haben, inwieweit der neue Flachenbedarf durch sog. Innenentwicklungs-
malnahmen gedeckt werden kann (stéadtebauliche Innenentwicklung). So sollen die benétig-
ten Bauflachen nach Mdglichkeit in Bauliicken, auf Brachflachen, ehemaligem Militargelande
(Konversion) und als Arrondierungsflachen am Rande vorhandener Siedlungen untergebracht
werden.” (E 1.5.02)

Bei allen raumbedeutsamen Planungen und MaflRnahmen soll auf eine sparsame Inanspruch-
nahme und eine moglichst geringe zusatzliche Versiegelung des Bodens hingewirkt werden.
Einer Zersiedelung der Landschaft ist entgegenzuwirken. Freirdume sind nur in dem unbe-
dingt notwendigen Umfang fiir Bebauung jeglicher Art in Anspruch zu nehmen. Vorrangig sind
vorhandene Baullicken zu schliel3en und Ortsrandlagen abzurunden (D 1.5.02).

Dem wird durch die vorliegende Planung entsprochen.
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1. Merkmale des Bebauungsplanes geméaf Anlage 2 BauGB

Ziffer

Kriterium

Beschreibung/ Auswirkung

Einschatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)

Aus dem Landschaftsrahmenplan des Landkreises Schaumburg heraus (Entwurf LRP 2001)
ergibt sich als Zieltyp fur das Gebiet die vorrangige Entwicklung und Wiederherstellung von
Natur und Landschaft in Gebieten, die eine besondere Entwicklungsfahigkeit oder besondere
Empfindlichkeit aufweisen (aktuell geringe Bedeutung fiir den Arten und Biotopschutz), aller-
ding wurden hier pauschal auch die bebauten Siedlungsbereiche an der Feldstral3e einbezo-
gen, so dass eine entsprechende mafivolle, begrenzte (durchgriinte) Bebauung hier dem Ziel
nicht entgegensteht. Angrenzend ist als Einzelziel zudem eine bodenschonende ackerbauli-
che Nutzung auf Uberwiegend erosionsgefahrdeten Standorten definiert. Auch diesem Ziel wi-
derspricht die Planung schon maf3stabsbedingt nicht, Ackerflachen sind nicht betroffen. Fir
den Biotopverbund (LROP) weist das Gebiet keine Bedeutung auf.

13

Bedeutung des Bebauungsplans
fur die Einbeziehung umweltbe-
zogener, einschlie3lich gesund-
heitsbezogener Erwégungen,
insbesondere im Hinblick auf die
Forderung der nachhaltigen Ent-

wicklung

Im Rahmen der Anderung/ Erweiterung des Bebauungsplanes Nr. 6 wird die Beriicksichti-
gung der Umweltbelange im tiblichen Umfang erforderlich. Zur Vermeidung von Immissions-
konflikten (StralRenverkehr L 442) werden im B-Plan Festsetzungen zum Immissionsschutz
getroffen. Hinsichtlich des Schitzenhauses ist von keinen relevanten Beeintréchtigungen aus-
zugehen, eine Uberschreitung von Richtwerten ist nicht gegeben. In der unmittelbaren N&he
des Plangebietes sind keine landwirtschaftlichen Hofstellen vorhanden, die relevante Ge-
ruchsemissionen im Plangebiet erwarten lassen. Durch die Rahmeneingriinung des Plange-
bietes kénnen auf das Plangebiet ggf. einwirkenden Immissionen gemindert werden. Allge-
mein ist nicht mit ortsuntypischen Auswirkungen zu rechnen, die eine Uberschreitung des
Grenzwertes der TA Luft beflirchten lassen.

Das Vorhaben entspricht mit der geplanten Anderung und maRvollen Erweiterung von Wohn-
bebauung im Umfeld vorhandener Wohnbebauung (Arrondierung Ortsrand) dem bestehen-
den Siedlungscharakter und dem Prinzip der nachhaltigen Entwicklung und des schonenden
Umgangs mit Flachen.
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1. Merkmale des Bebauungsplanes geméaf Anlage 2 BauGB

Ziffer

Kriterium

Beschreibung/ Auswirkung

Einschatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)

14

Fur den Bebauungsplan rele-
vanten umweltbezogenen, ein-
schlie3lich gesundheitsbezoge-
ner Probleme

Zuséatzliche Bodenversiegelungen werden durch die Anderung/ Erweiterung des Bebauungs-
plans Nr. 6 fur die Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 3 planungsrechtlich vorbereitet.
Dies erfolgt allerdings mit einer geringen Grundflachenzahl von 0,3 und im Bereich tiw. bereits
baulich genutzter Flachen (Wege, Gartenhéuser, Mauer als Einfriedung, Reitplatz/ Paddock,
Aufschittung).

Auswirkungen auf Umweltgiter (z.B. Einschréankung naturlicher Bodenfunktionen, Minderung
der Grundwasserneubildungsrate durch Versiegelung, Anderung/Entfernung von Biotoptypen/
Vegetationsbestande) werden gegeniber der planungsrechtlichen Bestandssituation in be-
grenztem Umfang verursacht. Es werden unter Berlicksichtigung der Ziele und Grundséatze
der regionalen Raumordnung (Arrondierung Ortsrand) Flacheninanspruchnahmen und Neu-
versiegelung von bisher weniger durch Siedlungsstrukturen/ Freizeitnutzung Giberpragter Au-
Renbereiche vermieden. Betroffen sind hier Strukturen mit iberwiegend geringer Empfindlich-
keit und naturschutzfachlicher Wertigkeit. Der Verlust von Vegetationsbestéanden bzw. die Be-
troffenheit von einzelnen Biotoptypen wird plangebietsintern zu groRen Teilen durch die
Durchgriinung des Plangebietes und unversiegelte Gartenflachen kompensiert werden. Vo-
raussichtlich verbleibende Defizite kbnnen unter Bertcksichtigung der vorgenommenen mal3-
vollen Erweiterung von Wohnbaugebiet durch Arrondierung der Ortsrandlage hier einer Abwa-
gung zugéanglich sein. Die Auswirkung kann hier noch als unerheblich erachtet werden.

Gesundheitsbezogene Probleme werden nicht erwartet.

)

15

Bedeutung des Bebauungsplans
fur die Durchfiihrung nationaler
und européischer Umweltvor-
schriften.

Mit der Anderung/ Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 6 werden tber den rechtsverbindli-
chen Bebauungsplan Nr. 6 nur begrenzt zusétzliche Inanspruchnahmen in Boden, Natur und
Landschaft vorbereitet. Dem Verlust von Biotopstrukturen/ Vegetationsbestanden steht die
Entwicklung von Rahmeneingriinungen und einer Durchgriinung (Baumpflanzungen) in Ver-

)

10
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1. Merkmale des Bebauungsplanes geméaf Anlage 2 BauGB

Ziffer

Kriterium

Beschreibung/ Auswirkung

Einschatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)

bindung mit unversiegelten Gartenflachen gegeniiber. Zudem wird durch die Ortsrandarron-
dierung hier die Inanspruchnahmen weniger Uberpragter Auf3enbereiche vermieden. Der Ver-
lust geschitzter Baume (2) wird im Plangebiet durch Festsetzung von 4 Baumen kompensiert.
Es verbleiben zwar voraussichtlich Umweltauswirkungen, diese werden im Sinne des UVPG
unter Beriicksichtigung der vorhandenen Nutzungsstruktur aber noch nicht als erheblich und
hinsichtlich des Ausgleichs als abwagbar im Sinne des § 1 Abs. 7 beurteilt.

Eine Betroffenheit artenschutzrechtlich relevanter Arten (hier Bluthanfling und Feldlerche,
Ausldsung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG) kann ver-
mieden werden. Mit der Baufeldfreirdumung und der Beleuchtung sind im Bebauungsplan
entsprechende MalRnahmen festgesetzt. Hierdurch kdnnen Verst6l3e gegen das Stérungs-
und Toétungsverbot gem. BNatSchG vermieden werden.

Nationale und européische Umweltvorschriften werden im Rahmen der Aufstellung des Be-
bauungsplanes beachtet.

2. Merkmale mdglicher Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete geméaR Anlage 2 BauGB

Ziffer

Kriterium

Bemerkung

Einschéatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)

21

Wahrscheinlichkeit, Dauer, Hau-
figkeit und Umkehrbarkeit der
Auswirkungen

Durch den B-Plan wird eine dauerhafte Bebauung zu Wohnzwecken in begrenzten zusétzli-
chen Umfang zur derzeit méglichen und vorhandenen Bebauung vorbereitet. Damit sind auch

)

11
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2. Merkmale mdglicher Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete gemaR Anlage 2 BauGB

Ziffer Kriterium Bemerkung Einschéatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)
dauerhafte Flacheninanspruchnahmen/ Versiegelungen allerdings in begrenztem Umfang und
im durch gartnerische und Freizeitnutzung bereits Gberpragten Bereich moglich.
Die Auswirkungen werden aber durch eine geringe Grundflachenzahl (0,3), damit hoher Gar-
tenflaichenanteil und Festsetzungen zur Durchgriinung gemindert, kompensiert, so dass keine
verbleibenden erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind.
Emittierende Wirkungen werden nicht erwartet.
2.2 Kumulativen und grenziiber- Es werden keine kumulativen oder grenziiberschreitenden Auswirkungen durch das Vorha- =)
schreitender Charakter der Aus-| ben erwartet.
wirkungen
2.3 Risiken fur die Umwelt, ein- Der zu andernde/ erweiternde Bebauungsplan sieht eine Nutzung als Allgemeines Wohnge- )
schlieB3lich der menschlichen biet zusétzlich zu schon vorhandenem Mischgebiet vor, bzw. wandelt dieses tlw. in Allg.
Gesundheit Wohngebiet um. Mit der Nutzungsart sind keine besonderen Risiken fiir die menschliche Ge-
sundheit oder die Umwelt verbunden.
2.4 Umfang und raumliche Ausdeh- | Die zu erwartenden Auswirkungen (Versiegelung, Verlust/ Verédnderung anthropogen uber- =)

nung der Auswirkungen

pragter Biotopstrukturen/ Habitate) bleiben auf den Geltungsbereich des B-Planes begrenzt.
Eine Beeintrachtigung angrenzender Gebiete ist unter Beruicksichtigung der Festsetzungen
des B-Planes (Bauverbotszone (Orientierung am baulichen Bestand angrenzend), Beleuch-
tung, Begrenzung der Héhe baulicher Anlagen, Durchgriinung des Plangebietes) auszuschlie-|
Ben.

12
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2. Merkmale mdglicher Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete gemaR Anlage 2 BauGB

Ziffer Kriterium Bemerkung Einschéatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)
Unter Berucksichtigung des Planungszieles sind jedoch begrenzte Beeintrachtigungen inner-
halb des Plangebietes unvermeidbar. Diese sind jedoch nicht als erhebliche, nachteilige Um-
weltauswirkung zu bezeichnen.
25 Bedeutung und Sensibilitdt des | Gegeniiber dem rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 6 sind nur geringe zuséatzliche Aus- )
voraussichtlich betroffenen Ge- | wirkungen auf Boden, Natur und Landschaft, das kulturelle Erbe oder die Intensitéat der Bo-
biets auf Grund der besonderen | dennutzung im betroffenen Gebiet zu erwarten (Allg. Wohngebiete WA 1 und WA 3). Auf-
nattrlichen Merkmale, des kultu-| grund der langjéhrigen anthropogenen Nutzung als Garten-, Freizeitflache im vorhandenen
rellen Erbes, der Intensitat der | Wohnumfeld besteht Giberwiegend nur eine geringe Wertigkeit und Empfindlichkeit gegentiber
Bodennutzung des Gebiets je- | den zu erwartenden Auswirkungen. Natirliche oder naturnahe Merkmale sind nur wenig aus-
weils unter Berilicksichtigung der| gepragt.
Uberschreitung von Umweltqua-
lititsnormen und Grenzwerten | Eine Uberschreitung von Umweltqualitatsnormen und Grenzwerten ist nicht zu erwarten bzw.
wird durch Festsetzungen vermieden.
Erheblich nachteilige Umweltauswirkungen sind nicht zu erwarten.
2.6 Besonders geschitzte Gebiete
a Natura-2000-Gebiete Es befinden sich keine Natura-2000-Gebiete innerhalb des zu erwartenden Wirkraums des =)
Vorhabens. Keine Betroffenheit.
b Naturschutzgebiete Es befinden sich keine Naturschutzgebiete innerhalb des zu erwartenden Wirkraums des Vor- =)

habens. Keine Betroffenheit.
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2. Merkmale mdglicher Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete gemaR Anlage 2 BauGB

Ziffer Kriterium Bemerkung Einschéatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)
c Nationalparke Es befinden sich keine Nationalparke innerhalb des zu erwartenden Wirkraums des Vorha- )
bens. Keine Betroffenheit.
d Biosphéarenreservate und Land- | Es befinden sich keine Biosphérenreservate und Landschaftsschutzgebiete innerhalb des zu =)
schaftsschutzgebiete erwartenden Wirkraums des Vorhabens. Keine Betroffenheit.
e gesetzlich geschitzte Biotope Es befinden sich keine gesetzlich geschiitzten Biotope innerhalb des zu erwartenden Wirk- =)
raums des Vorhabens. Keine Betroffenheit. Innerhalb des Plangebietes befinden sich jedoch
gemaR Verordnung Uber den Schutz des Baum- und Heckenbestandes im Landkreis
Schaumburg geschiitzte Baume (2), die voraussichtlich nicht erhalten werden kénnen. Fir
diese beiden Baume werden 4 neu zu pflanzende Baume im B-Plan festgesetzt. Es verblei-
ben somit keine erheblichen, nachteiligen Umweltauswirkungen.
f Wasserschutzgebiete gemal § | Es befinden sich keine entsprechenden Gebiete innerhalb des zu erwartenden Wirkraums =)
51 des Wasserhaushaltsgeset- | des Vorhabens. Keine Betroffenheit.
zes, Heilquellenschutzgebiete
geman § 53 Absatz 4 des Was-
serhaushaltsgesetzes sowie
Uberschwemmungsgebiete ge-
manR § 76 des Wasserhaushalts-
gesetzes
g Gebiete, in denen die in Rechts-| Das wohnbaulich gepragte Umfeld ist keinen besonderen Emittenten ausgesetzt. Keine Be- =)
akten der Europdischen Union | troffenheit.
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2. Merkmale mdglicher Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete gemaR Anlage 2 BauGB

Ziffer Kriterium Bemerkung Einschéatzung der Erheblichkeit
unerheblich (=), erheblich (+)
festgelegten Umweltqualitats-
normen bereits Uberschritten
sind
Gebiete mit hoher Bevdlke- Das RROP 2003 des Landkreises Schaumburg stellt innerhalb des Gemeinde Auetal den =)

rungsdichte, insbesondere Zent-
rale Orte im Sinne des § 2 Abs.
2 Nr. 2 des Raumordnungsge-
setzes

Ortsteil Rehren als Grundzentrum dar. Der Ortsteil Rolfshagen ist kein Gebiet hoher Bevélke-

rungsdichte bzw. Ort mit zentralortlicher Funktion. Keine Betroffenheit.

Denkmaéler, in amtlichen Listen
oder Karten verzeichnete Denk-
maler, Denkmalensembles, Bo-
dendenkmaéler oder Gebiete, die
von der durch die Lander be-
stimmten Denkmalschutzbe-
hérde als archéologisch bedeu-
tende Landschaften eingestuft
worden sind

Im Plangebiet befinden sich keine Bau- oder Baudenkmale, die bereits durch Kennzeichnung =)

und durch das NDSchG geschiitzt sind. Eine erheblich, nachteilige Betroffenheit bisher unbe-

kannter Bodendenkmale/ Funde wird durch Festsetzungen vermieden.
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5 Uberschlagige Einschatzung

Die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplans Nr. 6 ,FeldstraBe“ fuhrt nach
erster Uberschlagiger Einschatzung voraussichtlich nicht zu erheblichen nachteiligen
Umweltauswirkungen. Es besteht somit kein Erfordernis zur Durchfiihrung einer Umwelt-
vertraglichkeitsprufung.

6 Zusammenfassung

Die Gemeinde Auetal plant die 3. Anderung und Erweiterung des Bebauungsplanes Nr.
6 ,Feldstralle” im beschleunigten Verfahren gemall § 13a BauGB. Ziel der Planung ist
die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine maRvolle Erganzung
von Wohnnutzungen unter der Mal3gabe des Einfiigens in die bestehende Siedlungs-
struktur und unter Nutzung gartnerisch und durch Freizeitnutzung (Reitsport) gepragter
siedlungsnaher Flachen (Arrondierung Ortsrand). Der Bebauungsplan sieht generell nur
eine geringe Grundflachenzahl von 0,3 vor und erstreckt sich in grof3en Teilen auf schon
bebaute Flachen.

Gemal § 215a Abs. 3 BauGB kann eine Anwendung des § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in
Verbindung mit 8§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB sowie § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB fir bislang
im AuRRenbereich gelegenen Flachen, fur die zunéachst das Verfahren gemaR dem nicht
mehr anzuwendenden § 13b BauGB begonnen wurde, erfolgen, wenn die Gemeinde auf
Grund einer Vorprufung des Einzelfalls entsprechend § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB
zu der Einschatzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwégung zu be-
ricksichtigen waren oder die als Beeintrachtigungen des Landschaftsbildes oder der
Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1a Abs. 3 BauGB
auszugleichen waren. Der entsprechende Ausgleich unterliegt nach § 1a Abs. 3 dabei
der Abwagung nach § 1 Abs. 7, ist also gerecht gegen- und untereinander mit den Ubri-
gen o6ffentlichen und privaten Belangen abzuwagen.

Zusammenfassend ist unter Berlcksichtigung der Méglichkeit einer maRRvollen Arrondie-
rung des Ortsrandes festzustellen, dass aufgrund der bereits zuldssigen Versiegelungen
im Bereich des Plangebietes nur im geringen Umfang ausgleichspflichtige Eingriffe (Ver-
siegelung, Verlust Vegetationsbestande/ Biotopstrukturen) zu erwarten sind. Diese be-
treffen siedlungsnahe, Uberpragte Strukturen und werden grof3teils plangebietsintern mit
einer Rahmeneingriinung und Durchgriinung bzw. durch Gartenflachen kompensiert.

Eine Uberschlagige Betrachtung der Merkmale des Vorhabens sowie der Merkmale
maoglicher Auswirkungen und voraussichtlich betroffener Gebiete zeigt, dass von dem
Vorhaben voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen ausgehen. Die Vo-
raussetzung gemaf § 13a (1) Satz 2 Nr. 2BauGB ist als erflillt anzusehen. Voraussicht-
lich verbleibende Defizite hinsichtlich des Ausgleichs waren einer Abwagung zuganglich.

Emmerthal, September 2024
[
Dipl.-Ing.fOlive

16



	Einfügen aus: "24-09-03_FNP-Berichtigung.pdf"
	Layout1


